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Aus Anlaß des 10. JahreSlages des AlB' Ant iimperiali sti sches Info rmat ionsbullet in ver­
ans talten wir am Samstag,'den 29. November 1980 in Marbu rg ein Seminar Frieden und 
Ikfrciungskampf. 
Dis kuss ionspunkle u.a. : Aktue lle wel tpolit ische Zuspitzung und Kon~quenzen für die 
Dritte Welt: Verhältnis von Entspannung und Befreiungsrevolu t ion; Legit im ilät des 
bewaffncten Befreiungskampfes? : In te ressen der Dritten Weh an Abrüstung und fried · 
licher Koexis tenz. 

Alle interess ierten AIB-Le~r und Freunde haben dazu Gelegenheit am Samstag, den 29 . 
November 1980 in de r Marburger Stad tha lle von 10.30 b is 18.00_ T agungsbeitr ... g: 
8, - DM. Letzter Anmclde termin: 1. November 1980. Als angemeldet gi lt , wer bis zu 
die~m Termin den Tagungsbeilrag enn ichtet ha t , entweder in Fo rm von Briefmarken 
(dem Anmeldebrief bei legen ) oder als überweisung auf das Konto AlB-Weltkre is­
Verlag, Kto. NT. 966: Volksbank (BLZ 533 90000) Marburg, Rudolphsplalz, 3550 
Marburg. 

Bitte nachstehenden Anmeldezet1e l ausschneiden ode r ko pieren und e insenden an: 
AlB, Liebigs tr. 46, 3550 Marburg I. 

Anmeldu bschnitt 

1c:'fWir - . . . . . . . . . . . .. .. .. .. . 
(Name und Adres~) 

nehme(n) am AIB·Scminar Frieden und Befreiungskampf am 29. Novcmber 1980 in 
Marburg teil. 

Dcr Tagungsbeiuag 
(Zutreffendes b itte ankreuzen) 

(Ort) 

liegt in Briefm arken-Form bei 0 
wurde auf das AlB· Konto übe rwiesen 0 

(Da tum) (Unterschrih) 



AlB-Aktuell: Pinoclhets "Verfassung der Angst" 

So""'!" H. s . 19!1lJ: Nocb CI"'" {;r"m.unJ~<t>u"~ ",n ,lern ("h"" """",t,,,<n I~ F.<. <im""'· 
.. "m<" sn IMM) ",~. n Pi".,.,""" Vcrlo"u"!, j.,,,,, 

Anfang August dJ. führten mehrere E.reignisse Pinochets 
Diktatur in eine ernste Krise: holierung im Inland; schwere 
Kontroverse mit der katholischen Ki rche; Empörung breiter 
Kreise der Bevölkerung angesichts der Verschlcppungtm -
sowie Folterungen und Ermordung von zwei Personc:n - , 
die e in sog. Kommando Rächer oder Märtyrer begang. von 
dem sich der Tyrann aufgrund deutlicher Beweise gezwun­
gen sah, zuzugeben, daß es aus Mitgliedern der ZivilpcJlizei 
bestand. Hinzu kam die Aufdeckung einer Steuerhintc:rzic­
hung von über 100 Mio Dollar. in die der ehemalige Chef 
und weitere Mitglieder der Geheimpolizei verwickelt sind. 
Auch die Auseinandersetzungen zwischen "Harten " und 
"Weichen" innerhalb des fa.oschistischen Lagers erreichten 
gefährliche Ausmaße. 
Pinochet griff zu einem seiner bekannten Ablenkungsma· 
növer und rief am 10. August dJ. zu einer Volksbefra,gung 
für den 11. Sep tember 1980 auf , d.h. zum 7. J ahres tag des 
blutigen Putsches, durch den der Weg der chilenischen Revo· 
lution vorübergehend unterbrochen wurde. 
Durch diesc Plebiszit ankündigung gelang es ihm, andere The· 
men aus den Massenmedien zu verdrängen . Anderel"Seits 
konnte er damit auch die Auseinandersetzung zwischen 
"Harten" und "Weichen" beschwichtigen und beide Grup. 
pen zufriedenstellen; die "Weichen", die für eine "Demokra· 
tisierung" des faschistischen Regimes sind , weil ei nigen ihrer 
forderungen entsprochen wurde; und die "Harten" empfan· 
den Genugtuung, da das Plebiszit sicherzustellen verspl'icht, 
daß Pinoche t weitere 16 Jahre lang - in der sog. übergangs· 
periode - mit absolut istischer Macht herrschen kann. 
Die sog. Volksbefragung war nichts weiter als eine Farce. Sie 
fand unter den Bedingungen einer faschistischen Diktatur 
statt: Ausnahmezustand, Verbot aller politischen Parteien, 
keine wirklich freie Presse, keine Wahlregister, kein Zugang 
der Opposition zu den Massenmedien; es gibt immer noch 
'politische Gefangene, Verschwundene , Verbannte und 

1 Mio Chilenen, die im Exil leben mÜOlsen und nicht abst im ­
men durften. Der gesamte Abstimmungsablauf stand unter 
der Kontrolle Pinochets. 
Die Volksbefragung fand statt, um einer neuen Verfassung 
zuzustimmm. Und so geschah es auch, mit 67,9%der Stirn· 
men, denn es konnte gar nicht anders sein. 
Aber sogar der Vorwand der Verfassung ist e ine Farce. Die 
katholische Zeitschrift Mensaje schrieb dazu: " Der Aufruf 
zur Volksbefragung enthält eine Falle: unter d em Anschein, 
die Ratifizierung der neuen Verfassung zu verlangen, wird 
eine Stellungnahme zur Macht während einer langen Über· 
gangsperiode gefordert , die bis 1997, gegen Ende des 
20. jahrhunderts, reicht. Es ist d iese Ubergangsperiode, was 
heute wirklich wichtig ist. Denn die neue Verfassung würde 
erst 1989 voll in Kraft tre ten, sie könnte in der Zwischen· 
zeit auf illegiti me Weise geändert werden und ihre tatsäch· 
liehe Anwendung wird von der Kraft abhängen, die diejeni. 
gen, die sie ausgearbeitet und eingeftihn haben, dann noch 
haben. Die Tatsache, daß man ein Plebiszit zu einer Verfas· 
sung macht, die erst 8 jahre später in Kraft treten soll, ist 
ein einmaliger Fall auf der Welt." (Mensaje, Santiago, Nr. 
292, September 1980, S. 455) 
Alle demokratischen polit ischen Kräfte des Landes, die 
Gewerkschaften, d ie katholische Kirche und sogar viele, di e 
Mi tglieder des Regimes waren - v.ie z.B. General Leigh, 
ehemaliges juntamitglied - verurteilten die Farce und spra· 
ehen der sog. "Volksabstimmung" jeden rechtlichen und 
moralischen Wert ab. General Leigh erklärte, es würde eine 
Wiederholung von Pinoche ts Farce vom 4. J anuar 1978 sein, 
als er selber Zeuge der Manipulierung der Ergebnisse wurde. 

Gegen Pinochets Manöver fand en machtvolle Aktionen 
statt, die von allen demokratischen Kräften organisiert wur· 
den. Eine davon war die Massendemonstration von minde· 
stens 50.000 Menschen am 27. August d.j. in Sanliago, wo 
Losungen wie "Das geei nte Volk wird niemals besiegt", 
"Raus mit Pinoche t '· und "Demokrat ie j etzt" von allen Teil· 
nehmern gemeinsam gerufen wurden. 

Volksrech t auf Rebellion 

Der Kampf gegen Pinochets Farce ermöglichte bedeutende 
Fortschritle im Einheitsprozeß aller ant ifaschistischen und 
nichtfaschist ischen Chilenen sowie bezüglich der Kampf. 
bereitschaft der Massen. Wer in den Nachrichtensendungen 
des bundesdeutschen Fernsehens die Bilder der Massen· 
demonstrationen am 27. August in Santiago gesehen hat, 
dem wird kein Zweifel über den Mut und die Entschlossen· 
heit Tausender und Abertausender Chilenen bleiben. Das 
rechtfertigt auch die Feststell ung, daß diese Kämpfe einen 
wicht igen Schrill vorwärts im antifaschistischen Widerstand 
in Chile bedeuteten. 
In den Tagen, in denen der Farce Pinochets entgegengctre· 
ten wurde, erklärten die chilenischen Volksparteien, daß das 
Recht des Volkes au f Rebe llion immer unbestreitbarer ist, 
und daß dieses einen Weg finden wird, um die Diktatur 
hinwegzufegen. Die Massen lassen sich nicht mehr aufhalten 
und sie werden auf die eine oder andere Weise den Tyrannen 
stürzen. 
Die Volksparteien schließen keinen Weg von vornherein aus. 
Sie bemühen sich, die Demokratie auf gewalt lose Weise wie· 
der herzust ellen. Aber wenn ihnen dieser Weg verschlossen 
wird, werden sie, dem Beispiel Nikaraguas folgend, zu den 
Waffen greifen. I. LJubetic: 
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Palästina I Israel 

Wolfram Brönner 

Die Palästinafrage 
nach der Jlerusalem-Annexion 

Am Vorabend der Präsidentschaftswahlen in den USA ist cs 
J immy Carter zwar gelungen, die Zustimmung der Regierun­
gen Israels und Ägyptens zur Wiedel"llufnahme deI' Separat. 
verhandlungen nach dem 4. November 1980 einzuholen. 
Doch hint er der " Friedensstift er"-Show J . earters verbirgt 
sich eine neuerlidlc explosive Zuspilzung der Nahost-Szene­
rie und e ine Verhärtung der Fronten zw isd1en den Separat ­
handelspan cien Ägypten und Israel. 
Mena<:him Bcgin, der diese Verhä.rtung im Sommer 1980 
mit der Annexion OSljerusalems, der Eskalation der Un ter­
driickungsprakliken in den okkupierten arabischen Gebieten 
und einer Forcierung der Siedlungspolit ik nach Kräften 
vorangetric:ben hat . be kräftigte jedenfalls Anfang September 
dJ., er werde gerade an der von Anwar al·Sadat reklamier­
ten J e rusalempoli tik " kein J ota" ändern und habe- der Car· 
ter-Ad ministration .,keinerlei Konzessionen" versprochen. 1 

Offenkundig in eine Sackgasse geraten waren die Separat­
gespräche, als die Frist verstrich, d ie im Washingeoner Ab­
kom men vom März 1979 (siehe detailliert in : AlB 5/1979 , 
S. 20ft) ftir den Abschluß der Dreierve rhandlungen "über 
eine sog_ Autonomie des okkupierten West jordan- und Gaza­
gebietes festgelegt worden war. Der paläs tin ensische Volks­
widerstand gegen das Autonomieprojekl hatte sich ab derart 
vehement erwiesen, daß sich weder eine kollaborations· 
willige " Driue Kraft" gegen die Palästinensische Befreiungs­
bewegung (PLO) formieren ließ, noch Jordaniens König 
Hussei n sich in den Verhandlungsprozeß einschalten mach· 

". 
Unterdessen sorgte das Begin-Regime ungeniert mit der 
Forderung der zion istischen Siedlungsexpansion für immer 
neue vollendete Tatsaehen_ Auf die Spitze get rieb(';n wurde 
diese israelische Unnachgiebigkeit mit dem Entscheid der 
israelischen Knesset (Parlament ) vom ~O. Juli 1980, ganz 
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J erusalem zur unteilbaren Hauptstadt Israels zu erklären 
sowie mit M. Begins Ankündigung. er wo lle in Kürze seinen 
Amtssi tz in den arabischen Ostleil J erusalems verlagem und 
die jüdischen Neusiedlungen in den besetzten Gebieten 
würden "niemals beseitigt".2 
Diese Schrille m ußten umso provokatorischer anmuten, 
weil die UN-Vollversammlung am 29.Juli dJ . mit 112:7 
Stimmen hrael ul t imativ aufgefordert hane, bis zum 
15_ November 1980 mit dem Abzug der Besatzungstruppen 
aus allen 1967 o kkupie rten arabischen Gebieten einschließ­
lich Ostjerusalems zu beginnen (Wortlaut der Resolution 
siehe Kasten). Zuvor hatte der UN·Sicherheitsrat einstimmig 
in der Resolution 465 vom I. März 1980 Israels Siedlungs­
und Annexionspraktiken angeklagt und es aufgefordert, 
"die bestehenden Siedlungen völlig aufzulösen und insbe­
sondere die ErriChtung, den Bau und d ie Planung von Sied­
lungen in den seit 1967 besetzten arabischen Gebieten ein­
schließlich J erusalems schnellstens einzuste llen ". Er hatte 
festgeste ll t, daß jedwede Maßnahmen der Regierung Begin. 
die auf die Veränderung der demographisch-institutionellen 
Struktur od~r des Status irgendeines Teils der besetzten 
Gebiete ei nschließlich J erusalems zielten. "keine Rechtsgül. 
tigkeit besitzen" und die Neusiedlungen "eine flagrant e Ver­
letzung des Vierten Genfer Ab kommens zum Schutze von 
Personen in Kriegszei ten ,. darstellten. 3 

In einer Entschließung des UN-Sicherheitsrates vom 20, Au­
gust dJ . (angenommen ohne Gegenstimme bei Enthaltung 
der USA) wurde das Jerusalem-Gesetz de r Knesset als Ver­
stoß gegen das internationale Recht und aJs "schweres Hin­
dernis" rur einen umfassenden und gerechten NahoSlfrieden 
klassifiziert; alle damit ve rbundenen Maßnahmen der israe· 
Iischen Besatzer gälten als "null und nichtig", Alle Staaten, 
die in J erusalc:m diplomatische Vertretungen unterhielten, 
sollten diese unverziiglich abziehen_ 4 

US-Veto gegen Palästinenserstaat 

US-Außenminister EdmWld ~'Iuskle war bei d iesem Ent · 
scheid persönlich im UN-Sicherheitsrat erschicnen . um weit­
gehende praktische Maßnahmen gegen Israel abzublocken_ 
So kam es, daß h rael keine Sanktionen angedroht wurden, 
fall s es das J erusalem-Gesetz nicht rückgängig mache - eine 
Forderung, welche die arabisch-islamische Seite unprunglich 
im Sicherheitsrat angem eldet hattcn. 
Die Caner·Administration deckt dami t den "Großisrael"­
Kurs der Regierung Begin, der nach der dre isten Mißachtung 
des von den Vereinten Nationen 1947 festgeschriebenen 
int ernationalen Status J erusalems nun ab nächstes gleich d ie 
Annexion der okkupierten syrischen Golan-Höhen in An­
griff nehmen will . 



Leistete Washington dem isra.elischen Verbündeten 1980 
rund 2 Mrd Dollar an Militär- und Wiruchaftsh.ilfe, so 5011 
diese nach M. ßegins Vorsu:Uungen 1981 gar auf 3 Mrd 
Dollar aufgestockt werden. Die USA bleiben damit die ei­
~nl liche materielle Stütze fUr Israels Unnachgiebigkeit, ob­
gleich diese das Separatgeschäft mit Ägyptern bzw . weiteren 
"gemäßigten" ara.bischen Kräften, also das vorrangige US­
Ziel eines proirnperialistischen israelisch-arabischen "Aus­
gleichs", ernstl ich gefahrden. Die Carter·Adminutration 
nimmt die des öfteren störenden Eigenmächtigkeiten der 
Regierung Begin um der Wahrung essentieller gemeinsamer 
strategischer bzw. Öl-Interessen gegen die arabische Befrei­
ungsbewegung in Kauf. Hinsichtlich des Nahostkonflikt! 
lauten diese gemeinsamen Prioritäten gegenwärtig: Aussper. 
rung der Palästinensischen Befreiung50rganisation (PLO) 
von Nahostvemandlungen und unbedingte Vereitelung eines 
unabhängig<,n Palästinenserstaates. 
Genau da.Tauf ut im Kern das Nein zur Nahost·Resolution 
der UN-VoliversammlWlg vom Juli 1980 und das Veto ge­
mÜJu:t, das die Carter-Administrat io n am 30. April 1980 im 
UN·Sicherheitsrat gegen einen Resolutionsantrag zur Palä­
stinafrage ein legte. In letzterem wurde betont, daß das palä. 
stinensische Volk ein "Wlveräu6crliches nationales Recht 
auf Selbstbestimmung, einschließlich des Rechts auf Errich­
tung eines unabhängigen Stutes in Palä.stina" besitzt.' 
Es versteht sich, daß das von den USA, Isracl und Ägyptcn 
nach Camp David separat verhande lte 5Og. Autonomiepro­
jekt und d ie israclische Jerusalem-Annexion auf eine Liqui­
dierung eben dieser nationalen Rechtc des arabischen Vol­
kes Palä.stinas hinauslaufen. Um welchen Preis dies relevante 
Teile der herrschenden Kreise hrael! zu realisieren geden­
ken, enthüllte im Mai dJ . Exminister Aharon Yariv, als er 
berichtet<' vorn .. Vorhandensein von Sichtweisen, daß der 
KriegszlUtand alUgeschlachtet werden müßte, um 700.000 -
800,000 Araber zu vert reiben . Diese Sichtweisen existieren. 
Ober diese Dinge ist gesprochen worden und d ie Instru­
mente daflir sind vorbereitet worden".6 
Ganz offensichtlich scheint es dem Begin-Regime nicht ge­
nug, daß sei t der Proklamation Israels (1948) rund 2/3 des 
ara.bischen Volkes Palä.stinas, also rund 2 Mio Menschen 
außer Landes getrieben wurden. Die seit April/Mai 1980 von 
der Regierung des konservat iven Likud-Partc:ienblocks vor­

angetriebene " Po litik der eisernen Hand" läßt daran keinen 
Zweifel. 

"Eiserne Hand" gegen Paläs tinenserfüh rer 

Eine Seite dieser Politik is t die d rakonisch verschärfte 
Unterdrückung d<,! pa lästinensischen Volk.widerstandes in 
den o kkupierten Gebieten. Nach dem vereiteh en Versuch 
vom November 1979, den Bürgermeister von Nablus, Bas­
sam Shakaa zu deportieren,7 inszenierten die Besatzer am 
1. Mai 1980 in einer Nacht-und-Nebe1-Akt.ion die Abschie­
bung seiner Amtsko llegen von Hebron und Halhul, Fahd 
Kawasmeh und Mohammed Hassan Milhem, und des reli ­
giösen Richt en R.ß. a l-Tamimi in den Libanon. 
1\1It Duldung der Besatzungsmacht fUhr ten Ende April dJ. 
die Sicdlertrupps der faschistisc hen Gwh Emunim und des 
Rabbi Kahane bewaffnete Uberf;il le auf paläslinensische 
Einrichtungen im Westjordangebiet durch. Massc:npro teste 
und e inen Generalstreik vom 25. - 27. Apri l 1980 bea ntwor­
tete man mit israelischen Militäreinsätzen, bei denen zwei 
Demons tran ten enchossen, 800 inhaftiert und Kollektivstra­
ren (wie die Einebnung von Häusern in Hebron) angewandt 
wurden. Die Mordanschläge vom 2.Juli dJ . auf Bassam 

.5hakaa (er verlor beide Beine) sowie die Bürgermeister von 
Ramallah, Karim Khalaf (ihm mußte ein Fuß amputiert wer­
den), und von al-Bireh. Ibrahim al·Tawil, sowie vom 12. 

Resolution der 
UN·Voliversammlung 

vom 29.7.1980 

Di., Vollversammlung, 
nach Ikhandlung d.,r P:dästinafrag., auf rinrr Notstaoonond.,rta­...... 
in d.,r Oberu:ugung. daß rs rilK schwer., Brdrohung d.,. Wdtfric­
dClU und d.,r int.,mational.,n Sieherhdt dant.,lIt, w.:nn .,1 nicht 
gdingt, di.,se Fril8e zu IÖKTl, 
mit B.,dau.,rn und Bewrgnll frstste Uend, daß der Sicherheitsrat 
am 30. April 1980 aufgrund der Geg<"fUItimme der Vereinigten 
Staaten von Amerika keinen Brsehluß zu den Empf.,hlungen dei 
AusschusseI f\ir die Awübung der unveriußerlichen R.,dlle dn 
palästinelllitchen Volkrs fasKn konnte, die von der Vollversamm· 
lung in ihren Rrsolutionen 3 1/20 vom 24. Novanber 1976,52/40 
A vom 2. Dezember 1971, " /28 A vom 1. Dcumber 1978 und 
'4 /65 A vom 29. November 1979 gebilligt worden waren, ( ... ) 
2. bekräftigt i",be.ondere, daS es gemlfl der Charta und den ein· 
IChlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen ohne den Rückzug 
hnlels aus al len besetzten palästinensi.chen und ander.,n arabilChen 
Gebieten einschließlich Jerwaleml und ohne: die Herbeiflihrull8 
einer gerechtcn LötUIl8 des Palästinaptoblems auf der Grundlage 
der Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte da palästinemi· 
sehen Volke. in Palutina zu keinem umfallenden, gerechten und 
dauerhaften Frieden im Nahen Osten kommen kann: 
,. bekräftigt du unvcriuBcrliche Ru ht der aUJ ihrrn Heimstiltm 
und von ihrem Grund und Boden in Palästina vertriebenen, ent­
wurzelten PalbtllKnscr auf Rückkehr und fordert diese Rüekkehr; 
4. bekräftigt fe rner die unvcräußerliehen Recht., dcs pallbtincnli· 
IChen Volkn in Paläs tina. darunter: 
a) das Recht au f Selbstbestimmung ohne Eirunischung von außen 
sowie auf nationalc Unabhingigkeit und Souvcrinität : 
b) das Recht auf Errichtung Kinrs eigenen unabhingigcn, souve· 
ränen Staates: 
.5. bekriftigt das Recht der PalästinensillChen BcfuiungsolianiSa­
tion, der Vertretung de. pallistinensisehen VolkCI, gleichberechtigt 
an allcn im Rahmen der Vereinten Nationen stattfindendcn Be· 
mühungen, BCnltungcn und Konfcunzcn über die Palästinarragc 
und! die Lage im Nahen Osten teilzuno:hmen: 
6. bekräftigt da. Grundprinzip der Unzulbsigkeit d.,r gewalttarnen 
Aneignull8 .. on Gebieten; 
7. fordert ISllId dazu auf, sich unter Intakthallung allen Eigentum. 
und aller Venorgunp::inrichtungen vollnlndig und brding...ngtlOi 
aus allen $Cit Juni 1967 besetzten palästinensischen und anderen 
arabischen Gebieten einsch.lieB.lich Jerutalem. zuriickzuziehen und 
dringt darauf, daS cin derartiger Rückzug aus alLen besetztcn Ge­
bieten vor dem 1.5. November 1980 beginnen soUte: 
8. verlangt, daS Israel der vom Sicherheillrat am I. März 1980 
rirutimm~ venlllehirdeten Resolution 46.5 (1980) voll und gallz 
nKhkommt; 
9. vcrLall8t weiter, daß Israel sich voll und ganz an alle R.,.olu· 
tionen der Vereinten Nationen hallm 1011, die für den histori.Khen 
Olarakter der Heiligen SI.!t Jcrusalem rde..-ant sind, .. or allem die 
Resolution des Sieherheitsr1lles 47.5 vom 30. Juni 1980; 
10. bringt ihren Widentand gegen alle politischen Schritte und 
Pläne zum Ausdruek, die auf eine Neuansiedlung rl., r Palästinenser 
auSerhalb ihrel Heimatlandes abziden; ( ... ) 
12. ersucht den Gcnerabckretir, der VolLvcrsammlung auf ihrer 
XXXV. Tag...ng über die Durehführong dieser RewLution zu berich· 
ten; 
13. ersucht den Sicherheitsrat, im FalLe der Nichtbefolgung dicfCr 
Rl'$olution durch Israd zusammenzutreten und über die l.aßc und 
die Verabtchirdung wirksamer Maßn~hmen gemäß Kapitd VII der 
Olana zu beraten; 
14. beschließt, die 7. NoUtandssondertagung vorläufig zu vertagen 
und den Präsidenten der jeweils k tzten ordentlichen Tagung dcr 
Vollversammlung zu ermächtigen, auf Antnljl von Mitgliedsstaaten 
ihre Wirdernufnahme zu verf~en. 
(QueUe: dpa, 30.7. 1980) 
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Juni d.]. auf den Bürgermeister von Sourif, Ahmad Mustafa 
Subha, machten die Absicht der herrschenden Kreise Israels 
deut lich , die Widerstandsbewegung in den besetzten Gebie­
ten zu enthaupten_ 
Die Protes takt ionen aber dauerten an. Dem Generalstreik im 
WeSljordan- und Gaugebiet vom ~.Juni 1980 fo lg ten 
Demonstrationen gegen neue Landenteignungsmaßnahmen 
(bei Hebron und RilfIlaIlah) und gegen den Ausschluß von 
neun paläs tinensischen Studen ten von der Universität in Bir 
Sabe. Die Studentin Taghrid a1-8atma erlag am 23. Juni d.J . 
ihren Schußverletzungen , nachdem israelische Truppen in 
Bethlehem das Feuer auf Demon51ranten eröFfnet hatten_ a 
Drei Todesopfer forderten schließlich im Juli und Septem . 
ber dJ _ die Zw:m~mährungsmethoden, mit denen die 
israeliKhen Behörden einem Hungerstreik von hunderten 
paläst.inensischen politiK hcn Gefangenen begegneten. Mit 
ihrer Aktion wollten die e ingekerkenen Paläninenser (ins­
gesamt 5000) auf die unmenschlichen Haftbedingunge n und 
al ltäglichen Folterpraktiken aufmerksam m achen.9 

"Konfrontations-Siedlungen" für Großisrael 

Wie Israels Generalstabschef Rabel Ey tan im Juni dJ . 
unterstrich, sollen die Siedlungsprojekte im West jordan­
gebiet künftig als " Konfrontations-Siedlungen" installien 
werden_ D.h. die bewaffneten Gwh-Emunim-Trupps erhal­
ten den Anstrich o ffi zieller "lo kaler Verteidigungseinhei­
ten" und werden mit Maschinengewehren , Mörsern u.a. aus· 
gerlist et. Und Israels Landwirtschafuminister, General Ariel 
Sharon gab Anfang September dJ. bekannt , die Regierung 
werde vier wei tere jüdische Siedlungen im Westjordangeb iet 
erricht en und damit diese auf imgesamt rund 80 erhöhen.tO 

Analog startete die israelische Armee die schwersten Ober· 
fal le auf libanesisches Terri torium sei t dem Südlibanonkrieg 
vom März 1978. Einheiten aller Teilstrei tkräft e drangen 
Mitte August d .J. über die Linien der UN-Truppen 
(UNIFI L) hinaus vor_ Sie griffen Ziele jell5eits des Litani· 
flu sses ("Rote Lirue ") an, was die Gefahr e iner o crenen 
Konfrontation mit den syrischen Friedennruppen im Liba­
non und damit eines 5. NahoSlkrieges heraufbeschwört. Von 
einer neuerlichen E.skalation im Libanon (siehe Beitrag von 
J - v_ Freyberg) erhofft sich die Regierung Begin die Zer­
schlagung des dort konzentrierten militärischen Potentials 
der PLO und d ie Einverleibung weiteren arabischen Territo­
rium s in das zionistische "Großisrael". 

Der Separathandel mit Ägypten ha t so gesehen dem Begin­
Regime im Süden freie Hand verscharft, um seine nördlichen 
Annexio nsziele in AngriH zu nehmen und zum groBen 
Schlag gegen die paläs tinensische Befreiungsbewegung im 
West jordan., Gazagebi et und im Libanon zu rüsten . 
M. Begi ns Kriegskurs hat den Anteil der Rüs tung (einschließ­
lich der diesbezüglichen Schuldenrückzahlung) am Staats­
budget auf 6g,6% hochgetrieben, was angesicht s einer Infla­
tionsrate von über 100% nur ein wei teres Absi nken des 
Lebensniveaus der arbeitenden Mauen und einen a llgemei. 
nen So:.r.ialabbau mit sich bringen kann.tl Um den 19 79 /80 
verstärkten Prozeß des sozialen Protestes und Eintretens für 
einen gerecht en Frieden 12 in Israel abzuwürgen, forciert der 
regierende Likud-B lock derzeit d ie Demontage demo krat i­
scher Rechte. 
Ende Juli dJ. ermächt igte die Knessct den israelischen 'n­
nenm inister mit einer Geset:t.esänderung, allen Personen, die 
sich nicht "loyal" gegenüber dem Stililt Israel erweisen, die 
StaaUbÜTgerschaft zu entziehen (ohne Gerichtsverhandlung 
ode r EinsprUf,;hsrecht) . In einem neuen Gesetz zur "Terro­
rismus-Vorbeugung" kr iminalisier te die Knesset jede Form 
der Unterstützung mit dem paläs tinensischen Widerstand 
(,.terroristische Organis:u ionen" ). das Singen feindlicher 
Lieder eingeschlossen . Selbst das Wort " P:!lä$lina" b:t.w. 
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"palästinensisch" wird damit künftig unter Strafe gestellt. 
Und schon hat J ustizministt'r Tamil ein "Parteiengesetz" in 
Vorbereitung, das allen Parteien untersagen soll, Sympathie 
oder Solidarität gegenüber "Terrororgarusationen und deren 
Zielen" an den Tag zu legen. tl Unter Strafe gestellt würden 
dilfllit die von der Demokratischen Front für fri eden und 
Gleichheit (CHADASH ) artikul ierten Forderungern nach 
natio naler Selbstbest immung des paläs tinensischen Volkes 
und Errichtung eines unabhängigen Paläst inenserstaate. neo 
ben Israel. Kriminalisiert würden damit die Forderungen der 
Vereinten Nationen. 

Reale Gefahren: Faschismus und Krieg 

Die CHADA SH-Vertre ter warnten daher eindringlich davor, 
daß die Beginso;;he .,Politik der eisernen Hand " die Gefahr 
sowohl eines neuen Krieges als auch des Faschism us in Israel 
es kalien_ Darauf deuten nicht zuletzt die staatliche Pro te­
gierung d er faschistischen Gruppierungen wie Gush Emunim 
oder Äußerungen wie die des Ministers Eric Sharon hin , die 
"Sicherheit" stehe .. über der Verfassung". Mehr noch , Vize· 
ministerpräsident Simha Ehrlich gab kiinlich bekannt, daß 
E. Sharo n mit der Errichtung von Konzentrationslagern fUr 
seine polit ischen Gegner und der Liquidierung der Knesset 
liebäugele. t4 Und: Haben nicht Ultnrecht im Militär des 
heutigen Isnel ein Übergewicht? 
Die CHADASH hat daher die rechtssozialdemokratische 
Arbeiterpartei (MAI ), die lin kssozialdemo kratische 
MAPAM, die linksliberale SHELLI und alle anderen demo­
kratischen Kräfte zur antifaschist ischen fronlbildung, zum 
gemeinsamen Kampf gegen die Likud-Poli tik aufgerufen. 
Die Palästinensische Befreiungsorganisation (siehe nach­
stehend die Orientierungen ihrer Führungsorganisationen AI 
Fatah, Demokratische Fron t und Volksfront ) aber muß, auf 
einen an tipaliistinensischen Vernichtungsfeldzug des Likud­
Regimes gefaßt sein. 
"Wir sehen uns einem Zermürbungskrieg gegenüber... Und 
wir treffen Vorbereitungen flir größere Operat io nen (als die 
is raelische Südlibanon·lnvasion vom Mä.n. 1978) der Israe­
lies." Das konstatierte PLO-Vorsitzender Yassir Arafat 
Anbng September dJ. gegenüber der Newsweck. Und: "Wir 
werden alle unsere Waffen gegen diese Aggression, Unter­
drück ung und Okkupatio n einsetzen." 15 Ob die durch d as 
ägyptische Ausscheren und proimper ialist ische Rücksicht­
nahmen der Feudalregimes (Saudi Arabien, J ordanien u.a. ) 
geSChwächte arabische Gegenfront in diesem Fall auch die 
ihrigen, nämlich die Ölwaffe, Winschaft ssanktionen gegen 
die USA bzw. andere Westmächte und vo llen militärischen 
Bei5land fu.. die PLO, einsetzen wird, bleibt die große Un­
bekannte im Nahostkonflikt. So oder so aber tr ifft das Wort 
vom Sprengsatz Paläst ina. 

Anmerkungen: 
I) LI! Monde, Paris, ~.9. 1 980; International Herald Tribune (IHT), 

Zürich, 10.9. 1980; Frankfuner Allgemeine Zeitung, 10.9. 1980 
2) 50 M_ Begin in einem Brief 'In Anwar al-5adat. zit. nach: Afri-

que Asie, Paris, 1.9. 1980 
.5) Vereinte Nationen, Bonn, Nr. 2/1 980, S. 71 
4) AFP, New Vork, 21.8.1980 
5) Vereinte Nationen, Nt • .5 / 1980, S. 102 
6) Haaret:r., Tel Aviv, 25.5. 1980 
7) Vgl. ALB 1/ 1980, S. 10 
8) Palcstine, Beimt, Nr_ 8 / 1.· 1.';.5. 1980 und Nr_ 11 / 16. -

.50_6.1980 
9) Palästina BuLLetin, Bonn, Nt_ .5 1, 1.8. 1980 und Nr . .55·56, 

5.9. 1980 
10) PalCJline, Nt. 11 / 16.·30.6. 1980 und IHT, 10_9. 1980 
11) Information Bulletin, Tel Aviv, Nt. 411980, S. 22 ff. 
12) Siehe ausführlich: ALB 7-8/ 1980, 5. 33-39 
Ig) Nach: Haaretz, 31.7. und 1.8.1980; Un'ICre Zeit, 16.7. 1980 
14) Vgt. lnfonnalion Bulletin, Nr. 6/ 1980, S. 7-8 
15) Newsweek. Ne .... Vork, 8.9. 1980 
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Politische Resolution des 
4. Kongresses der Fatah 

Die Nationale Befreiungsbewegung Palästinas - Al Fatah 
(gegr. 1956; d. Red. ), die mitgliedsstärkste Organisation 
innerhalb der PLO (Palästinensisehe Befreiungsorganisation, 
gegt. 1964; d. Red.), hielt vom 22. Mai bis zum 2. Juni 1980 
ihren 4. KongreB in der Nähe der syrischen Hauptstadt 
Damaskus ab. Der Kongn::ß stimmte einmütig der Wieder­
wahl des Vorsitzenden Arafat als Oberkommandeur de r 
Streitkräfte der palästinensischen Revolution und der Oll­
Assifa(Wirbeisturm , militärischer Zweig der Fatah; d. Red.i­
Streitkräfte zu. Er wählte Abu Iyad zum stellvertretenden 
Kommandeur und Farouk Kaddoumi zum Sekretär des 
Fatah-ZentTalkomitees. Der Kongreß bekräftigte weiterhin 
sein Vertrauen in das bisherige Zentralkomitee und wählte 
in geheimer Wahl fünf zusätzliche neue Mitglieder. 
in dem zum Schluß des Kongresses verabschiede ten politi ­
schen Programm drückte die Fatah ihren Willen aus, die 
nationale Einheit der Palästinenser zu stärken und unter­
strich die Notwendigkeit des bewaffneten Kampfes neben 
allen anderen Mitteln im Kampf flir die nationale Befreiung_ 
Das Programm bekräftigte die vom Palästinensischen Na­
tionalkongreß 1974 verabschiedete Entschließung, eine pa­
lästinensische nationale Autorität in jedem Teil Palästinas zu 
errichten mit dem Ziel der Befreiung ganz Palästinas_ Es 
stellte bloß, daß der US-Imperialismus die Speerspitze der 
Feinde der palästinensischen Revolution und der arabischen 
Nationist, und es ruft zur Verstärkung des Bündnisses mit 
den sozialistischen Staaten, angeführt von der UdSSR, mh 
den nationalen Befreiungsbewegungen, de r iranischen Revo­
lution und allen progressiven und demokratischen Kräften 
in aller Weh auf. 
Es folgen Auszüge aus den politischen Beschlüssen: 

Politische Resolution 

Palästina betreffend 
I. Bewerkstelligung einer dauerhaften Konsolidierung der 
palä.stinensischen nationalen Einheit auf allen Ebenen, so­
wohl innerhalb wie außerhalb der besetzten Gebiete unter 
Führung unserer Bewegung und im Rahmen der PLO, so daß 
die kontinuierliche Ausweitung aller Formen des palästinen­
sischen Kampfes gewährleistet wird. 
2_ Wichtig ist es, die Mitarbeit unserer Bewegung - mit 
ganzer Kraft - in der PLO zu entwickeln, um deren Effek­
tivität, die Weit erentwicklung ihrer Programmatik und in­
strumentarien in einer Weise zu garantieren, daß die Unab­
hängigkeit aller ihrer Institutionen erhalten bleibt. 
3. Ausweitung des bewaffneten Kampfes innerhalb der be­
setzten Territorien und an allen Abschnitten der Konfron­
tation mit dem zionistischen Feind. 
4. Verstärktes Interesse an der Organisation unseres Volkes, 
wo immer es sich niedergelassen hat; Erweiterung des Rah­
mens der Aktivitäten aller seiner Volksorganisationen und 
Gewerkschaften; und Schutz der zeitweiligen Anwesenheit 
unseres Volkes in diesen Gebieten und Abwendung ihrer 
Unterdrückung, Ausbeutung oder Absorbie rung. 
5. Unterstützung der Standhaftigkeit unseres Volkes in den 
besetzten Territorien in jeder Hinsicht uhd Gewährung der 
notwendigen materiellen Hilfe, um die Fortdauer seiner 
Standhaftigkeit, die Ausweitung seines Kampfts und die 
Entwicklung seiner nationalen Institutionen zu sichern, ins­
besondere Streben nach Festigung der Kontakte und Be­
ziehungen mit den palästinensischen Massen in den 1948 
b esetzten Gebieten, um diese zu befähigen, dem Versuch 
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entgegenzUireten . ihre Einheit zu zerbrechen und ihre ara­
bische Identität zu unterd rücken. 
6. Bekräftigung der Wkhtigkeit einer Entscheidung für ein 
unabhängiges Palästin3 und des Strebens nach Befähigung 
aller Teile der palästinensischen Revolution, an diesem Ziel 
fest zuhalten. 
7. Entsprechend der rtihrenden Position unserer Bewegung 
innerhalb der PLO und den diesbezüglichen Inhalten des 
politischen Programms und angesichts der Anerkennung der 
PLO in der arabischen und internationalen Arena betrachtet 
die Konferenz die gültigen Reso lut ionen des Palästinensi ­
sehen Nationalkongresses (Resolut ion des letzten PLO· 
Kongresses vom Januar 1979 in: Al B, Nr. 3/ 1979, S. 25·26; 
d. Red. ) als Ergänzung zum politischen Programm der Be· 
wegung, da sie den Prinzipien, Zielen und politischen Pro­
grammen unserer Bewegung nicht widersprechen. 
8. fes tigung der kämpferischen Rolle der palästinensischen 
f rau auf allen Ebenen des Kamp fes, und Bestreben, ihre 
wirkungsvolle Teilnahme in jeder Hinskht und auf jedem 
Niveau zu steigern. 
Au f internationalem Gebie t 
Unsere Bewegung ist Teil der interna lionakn Befreiungs· 
bewegung im gemeinsamen Kampf gegen Imperialismus . 
Zionismw;, Rassismus und ihre Agenl en. Dazu tragen unsere 
Bündnisse mit allen inlernat ionalen Parteien auf der Basis 
unserer Prinzipien und der Palästinensischen Nationalcharta 
(aus d em jahr 1968; d. Red.) bei. 
• In terna tio/lale Organisationen ; 
1. Arbei t , über die PLO, für die Verankerung fort geschrit· 
tener Resolut ionen, die die Recht e des palästinensischen 
arabischen Volkes zum Inhalt haben, in allen Foren und 
internationalen Organisationen, insbesondere der UNO, und 
konsequente Ver tiefung der Isolierung der Zionisten und 
der USA in diesen Organisationen und der interna t ionalen 
Arena. 
2. Arbeit fü r eine überführung der Resolution der UN·Voll· 
I'crsamm lung, die den Zionismw; ab eine form des Rassis· 
mus und der rassischen Diskriminierung verurteilt. in Sank­
tionen und andere Maßregeln gegen den imperialistischen, 
zionistischen und kolonialistischen Stützpunkt in Palästina , 
wie sie in der UN·Charta angelegt wurden. 
3. Vel$tärkle Arbeit für den Erhalt der UN-Slellungnahmen, 
die die überei nkün fte von Camp David ablehn en und für die 
Fortentwieklung dieser Stellungnahmen auf eine Weise, d aß 
sie die Verweigerung aller Formen der Besiedl ung auf 
Kosten unseres Vol kes und unserer Sache garamieren . 
• Die befreundeten Krafte : 
I. Konsolidierung des Bündnisses mil den sozialistischen 
Ländern, angeführt von der Ud SS R, da diese Allianz ange­
sichts der ernsten und effektiven Konfrontation der US- und 
zionistischen Verschwörungen gegen die paläs tinensische 
Sache und alle Befreiungsbewegungen in der Welt eine Not­
wendigkeit darstellt. 
2. Konsolidierung unserer kämpferischen Beziehungen zu 
Befreiungsbewegungen, die m it uns in einer Reihe gegen USo 
Imperialismus, Zionismus, Rassism w;, Faschismus und Reak· 
tion stehen. Die Fatah unterstützt den Kampf aller Befrei· 
ungsbewegungen in der Welt und aller Kämpfer, die gegen 
UnterdrüCkung und Ungerechtigkeit kämpfen. 
3. Stärkung der auswärtigen Beziehungen unserer Bewegung 
und Intensivierung ihrer politischen T ätigkeit in überein­
stimmung m it ihren Prinzipien und ihrem Programm, zusätz. 
lieh zur Herstellung von Bündnissen m it den progressiven 
und demokratischen polit ischen Kräften, die in unserem ge­
rechten Kampf um unsere legitimen Rechte an unserer Seite 
stehen. 
4. Konsolidierung der kämpferischen Beziehungen mit der 
islamischen Revolution im Iran, welche die stärkste Bast ion 
des US.lmperialismw; in d er Region gestürzt hat und an 
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unserer Seite im Kampf um die Befreiung Palästinas steht. 
5. Konsolidierung der Beziehungen zu den Völkern und 
Regierungen der islamischen, afr ikanischen und nichtpakl­
geb undenen Länder, um ihre Unterstützung de r palästinen· 
sischen Sache dahingehend weiter..:uentwickeln, daß sie 
unseren Kampf unterstützen und um die Anerkennung der 
PLO als a lleinige legitime Ve rtretung des paläs t inensischen 
Volkes zu erweitern. 
• Der US-Standort: 
Die USA sind di e Speerspitze der Feinde unseres Volkes und 
unserer Nation, da sie eine unserem Volk, der Revolution 
und der arabischen Nation, sowie allen arabischen und inter­
nationalen Befreiungs kräft en feindli che Po litik verfolgen ; da 
sie das zionis tische Gebilde und seine Agenten in der Region 
unterstützen und Militärpakle mit dem Ziel formie ren, die 
Region dem militärischen Ein fl uß der USA zu unterwerfen, 
um die fo rtwährende Ausbeutung der Reiehtümer unserer 
Nation zu garantieren. Darum ist es unabdingbar notwendig, 
die der US-Politik entgegengeriehte te internationale From 
zu stärken, diese Poli tik zu be kämpfen und sie zum Schei­
lern zu bringen und den amerikanischen Inte ressen in die­
sem Gebiet Schläge zu versetzen. 
Zusammenfassend betont der Allge meine Kongreß unserer 
Bewegung die Notwendigkeit, die auf internationaler Ebene 
erreichten politischen Ziele und Leistungen zu verteidigen 
und zu festigen. die die palästinensische Sache am Leben 
erhalten haben und ihr zu breitester internationaler Unter· 
stü tzung verholfen haben, und die sie zur Vorhut und zum 
Bannerträger der Befreiungsbewegungen der Welt gemacht 
haben. 
(Quelle: Pales tine. P.L. O. information bulle tin, BeiTu t, NT. 
10/ 1.-15.6.1980, S. 6.7) 
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Nayef Hawatmeh 

Eine Nationale 
Einheitsfront schaffen 

Die Demokratische Front ~ur Befreiung Paliistinas (DFLP) 
ging 1969 aus der von G. Nabbash geführten Volksfront zur 

_ Befreiung Paliistinas hervor. Die marx.istisch orientierte 
DFLP gehörte zu jenen Krilltell, die eine stärkere Orientie­
rung auf den politischen Masstmlrampf in den besetzten 
Gebieten und auf eine!1 Pa{{isti"tnserSlaal auf jedem Stück 
befreiten Bodens verfochten. Sie gehörte zu den Fürspre­
chern einer Zusammemzrbeit des palästinensischen Wider­
s/emdes auch mit deli demokratischen Kraflen Israels wie 
eines konseqUtntel1 Anti;mpedllJismus (zum DFLP·Pro­
gramm siehe AlB 6/1976) in dlm PLO-Führungsorganen 
ExeJeutivJwmilee, Zen/ralrat und Nationalrat. Ihr General­
seJr.retär Nayef lIawatmeh setzte bei eirlem Pressegespriich 
Mitte Juli d.J. folgende Alfunte. 

Zur Generallinie der PLO : 
"Sie wissen, daß wir uns in der Etappe der nationalen Be­
freiung befinden. Dabei ist das zentrale Problem unseres 
Kampfes. daß die palästinensischen Flüchtlinge aus den 
Ländern, in d ie sie vertrieben wurden, wieder in ihre Hei mat 
zurückkehren können; dabei muß das Recht des paHi.stinen­
sisehen Volkes auf Sclbstbestimmung gesichert werden; es 
muß sein Recht durchsetzen, einen eigenen , unabhängigen 
Staat auf seinem Boden zu schaffen. Es geht darum, daß 
sich alle Klassen und Schichten Paläs tinas in einer vereinten 
nationalen Front zusa mmenschließen. Zweitrangige Fragen 
und Widersprüche müssen zurüc kgeIleIlt werden und die 
Hauptrichtung des Kampfes ist gegen den Imperialismus zu 
fUhren, insbesondere gegen den US-Imperialismus, gegen is­
rael mit seiner zionist ischen und expansionistischen Politik, 
aber auch gegen die Reaktion in einigen arabischen Ländern. 
Wir wollen das Gemeinsame, das politische Programm der 
PLO. voll durchsetzen. Denn die PLO stellt ja einen großen 
Schritt in der Richtung auf die Schaffung dieser Einheits­
front aller Kräfle des palästinensischen Volkes dar, sie ist 
eine breite nationale Koalition." 
Zur bevorstehenden 1.5 . Tagung des Palästineruischen Na­
tionalrates: 
Gegenwärtig bereitet sich die Demokratische Front auf die 
nächste Tagung des Paläst inensischen Nationalrates (PNC) 
vor, des höchsten Organs der PLO (der Nationalrat umfaßt 
seit januar 1979 30 1 Mitglieder und kann mit einem Par­
lament verglichen werden: d. Red.). Und genau in diesem 
Punkt komme der neuen Nationalratstagung eben auch be­
sondere Bedeutung zu. "Denn dort mÜlisen wir Antwort ge­
ben auf alle brennenden Fragen unserer Zeit . Es geht vor 
allem auch darum. den 1979 vom PNC angenommenen Be­
schluß (Wortlaut der Abschlußerklärung in: Al B 3/ 1979, S. 
25-26; d. Red. ) durchzuse tzen . eine nationale Bdreiungs­
front in den von Israel okkupierten Gebieten zu schaffen, 
die alle Kräfte im Kampf gegen Reakt ion vereint, und d ie 
eine polit ische und organisatorische Fortsetzung der PLO in 
den bese tzten Gebieten darstellt." 
Zu den westliehen Nahost·Verstößen : 
Außenpolitisch müsse diese Tagung auch zur Stärkung der 

Arabischen Front der Standhaftigkeit bei tragen und alle 
arabischen Kräfte mobilisieren, die gegen die Abmachungen 
von Camp David kämpfen, gegen die "Autonomie"-Ver· 
handl ungen und auch gegen den verräterischen Vertrag, den 
Sadat schloß. Auch müsse gegen verschiedene Initiativen e in­
deut ig Stellung genommen werden, die z.Z. von westeuro· 
päischen Staaten ausgehen und darauf gerichtet sind, eine 
Art Ergänzung zu den Abmachungen von Camp David zu 
schaffen in der Hoffnung, diese Abmachungen doch noch 
aus der Sackgasse zu führen, in die sie geraten sind. 

Der PNC, so beton t der Generalsekre tär Naycf Hawatmeh. 
müsse sich auch eindeutig gegen bestimmte Versuche von 
EG-Stuten wenden , j ordanien , reaktionäre palästinensische 
Kreise und Saudi Arabien an den Verhandlungstisch zu b rin­
gen, um auf diese Art und Weise das Ziel des Imperialismus, 
nämlich eine Kapitulationslösung im Nahen Osten zu er· 
zwingen, doch noch zu erreichen. " Die Imperialisten 
möchten die Polit ik von Camp David fortse tzen , möchten 
diese Abmachungen in e in neun Gewand stecken - also 
praktisch ein Camp David ohne Nennung des Namens Camp 
David. ·' 

Zu den Beziehu ngen zum sozialistischen Lager : 
Und d er Generalsekretär äußert die überzeugung, daß d ie 
nächste Nationalra tstagung "auch einen Beschluß fassen 
wird, in dem die Entwicklung der Beziehungen der PLO zur 
Sowje tunion und den anderen sozialistischen Staaten ent· 
halten is t, weil dies strategische SÜßdnisbeziehungen sind. 
die eine Bedingung für einen e rfolgreichen Kampf im Nahen 
Osten darstellen". 

Zu Israels aktuellem Kurs: 
Dergleichen Schritte und Beschl üsse erwartet die Demokra­
tische Front um $0 mehr, a ls gegenwärtig die Aggressions­
akte in den von Israel ok kupierten arabischen Gebieten wie 
auch im Libano n äußerst gefährliche Ausmaße angenommen 
haben ... Isnel als Staat hat offensichtlich die Nerven ver­
loren". erklän der Generalsekretär .. ,Ein breiter Terror gras­
siert in den besetzten Gebieten, und er richtet sich beson­
ders gegen nationalgcsinnte Persönlichkeiten, vor allem ge_ 
gen die Bürgennciuer der arabischen Gemeinden und 
Städte. Man nennt es 'Poli tik der eisernen Hand' und be· 
dient sich dabei sogar der Ausnahmegesetze, die der bri­
tische Kolonialismus vor 194 8 anwandte, als er unser Land 
noch besetzt hielt!" 
Alarmierend se ien auch Pläne, die Begins sog. Oppositions­
partei, die Arbeiterpartei unter Führung von Shimon Peres, 
ausgearbeitet hat, nämlich Westjordanien und den Gaza­
streifen aufzutei len, e inen Teil Israel zuzuschlagen, den an­
deren Teil j ordanien anzuschließen und dort eine sog. jor­
danisch-palästinensische Födera t ion zu bilden, die unter 
Führung von König Hussein stehen soll. "Das aber würde 
bedeuten, den Palä!linensern das Recht auf einen e igenen 
unabhängigen Staat vorzuenthalten." 
(Quelle: Horizont , Berlin, Nr. 3 1/ 1980, Ausschnitte) 
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George Habbash 

Wir glauben an alle 
Kampfformen 

Die Volksfront fiir die Befreiung PaliistinDS (PFLP, gegnin ­
dei /969) und ihr Generalst:lt.retiir Dr. GeQrge Habbash wur­
den i'l den westlichen Massenmedien früher meist nur im 
Zwammt'7lhang mit d,m - auch in der Polästinensischna Be­
freiungsorganisation (PLO) nicht unumstrittnlt'n - Flug­
zeugenttiihrungen genannt. Es ist auch bekannt, daß zwi­
schen der PFLP und anderen Kräfttm der PLO heftige ideo­
logische Differenzen ausgetragen wurden. Eine jourrtaliSlen­
gruppe, da runter AJB-AutQrin Jutta von Freyberg, hatte am 
22.7. 1980 in Beirut Gelegenheit, G. !lobbash zu diesen 
Themen sowie zu Camp David tu befragen. Hier die Ant· 
worUM in A wziigen: 

Zu FluplIugcntführungen: 
Wu die FlugzeugentfLihrungen betrifft - so war dies niemals 
unsere Strategie, um Palästina zu be freien. Diese Kampf. 
melbode hat die PFLP in einer bestim mten , begrenzten Zeit 
und gegen bestimmte Feinde angewand t ... 
Die Angrirfe gegen im perialis tische, zionistische Zide außer· 
halb vo n Paläst ina sind eine taktische Frage, die sich aus der 
Besonderheit des palästinens ischen Kampfes ergeben. Lebte 
das palä.!tinens ische Volk in Palänina, so würde diese Taktik 
ganz anders aussehen. Aber wenn uns der Feind in den li­
bano n und ;uJdere Teile der Welt vert reibt, muß er auch die 
Folgen in Rechnung stellen. 

Zu den Kampfformen : 
Wir glauben an alle Kampfformen, den diplo matischen, den 
politischen, den Massenkampf. Aber unsere Haupt kampf­
form ist der bewaffne te Kampf. Nur so können wir UMere 
Ziele erreichen : das zionistische J och zu zerschlagen. Der 
bewaffnete Kampf wird hauptsächlich in den besetzten Ge­
bieten gefUhrt . Aber da wir gezwungen sind, außerhalb Pa­
lästinas zu leben, miBsen wir auch außerhalb kämpfen. 

Zur PFLP-Haltung gegenüber der PLO: 
Wir sind ein untrennbarer Teil der PLO. Die PLO ist eine 
breite Front. die versehiedene progressive, kämpferische 
Abtei lungen der palästinensischen Bcfreiungwewegung um . 
faßt, die den Kampf gegen den Zionismus fUhren. Es ist 
na türl ich, daß es in dieser Front verschiedene Fragen gibt, in 
denen wir uns nieht einig sind ... 
Die PF LP is t in der PLO und vertri tt dor t eine bestimmte 
poli tische und organisatorische Linie, fili' die wir kämpfen. 
So sagen zum Beispiel die PLO-Dokumente, daß der Kampf 
gegen den Zionismus, gegen Israd geführt werden muß. Wir 
kämpfen innerhalb der PLO daftir, daß nicht nur der Zio-
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nismus, sondern auch der Imperialismus und die Reaktion 
bekämpft werden miSsen. Was die organisatorische Frage 
angeht: Wir kämpfen rtir demokratische Prinzipien, daß alle 
Abteilungen der Befreiungsbewegung in den Führungsor­
ganen der PLO vertretcn sein und dort zusammenarbeiten 
sollen. 

Zu Camp David und der EG·lnitiative: 
Das Camp-David-Abkommcn gibt dem palästinensischen 
Volk nicht ein e inziges Recht zurück. Das Camp-Da vid­
Abkommen ist der zionistische Plan, UMer Volk zu vernich­
ten . Das ist nicht nur unscre Positio n, sondern die a ller ara· 
bischer Staaten ... 
Wir sind stolz auf den Kampf der Massen in den von Israel 
besetzten Gebieten, der das Camp-David -Abkommen zum 
Scheitern gebracht bat und den Charakter der 'Autonomie' 
vor al ler Welt entlarvt hat ... 
Wir lehnen die Erklärung von Venedig (EC-Erklärung zum 
Nahost konfli kt vom 13. Juni 1980, siehe AlB 7-8/1980 , S. 
5/6; d. Red.) völ lig ab und verlangen von der PLO eine klare 
Ab1ebnung. Es gibt Prinzipien. die für al le Völker gelten. 
Kein progressiver Menscb wird gestatten, daß solche Prinzi· 
pien - wie das Selbstbestimmungsrecht der Völker - ange· 
lastet wird. Wir sind kein Volk zweiter oder driller Klasse. 
Wir haben ein Recht auf Selbstbestimmung, und unter 
Führung der PLO bekämpren wir jeden Versuch, dieses 
Recht anzutasten. Die Erklärung von Venedig anerkennt 
nicht einmal die m inimalsten Rechte, auch nicht , daß die 
PLO die legitime Vertretung des palästmensischen Volkes 
ist. 
Die EG-Ini tia tive ist ein Manöver. Es gibt bei uns ein Sprich. 
wort: 'Man mischt jemandem Gift ins Fett.' Wir haben die· 
ses Sprichwort aur die EC· Erklärung angewandt. Die euro· 
päische Initiative bietet das Gift in einem Stück Kuchen. 

Achtung AlB-Abonnenten! 
Liebe Abonnenten, 

leider gibt ". noch immer eine groSe Zahl von AIB-Abomw:nten. 
die ihren Abo-8d tr18 rur 1980 noch nicht bezahlt haben. 
Sie alle. die den Beitrag von 20,- DM noch nicht überwiesen 
haben. bitten wir hiennit nochmal. , ihn ohne nochmalige Auffor­
derung zu überweisen. Sie helfen uni damit. Geld und Zeit tu 
. paren. 
(Jberweisung.:n auf die Konten: AJB-Weltkreis-Verlag, Pos tscheck. 
konto Nt. 3 12093-607, POIlS(:heckamt Frankfurt oder Marburger 
Volksbank, Rudolph5plalt, BLZ 533900000, Konto Ne. 966. 



Libanon 
i 

Jutta von Freyberg 

Neue Frontlinien 
im Libanon 

I 
j 

Was immer in den letzten Jahren im Libanon geschehen ist, 
ob Bürgerkrieg (1975/76) oder die Besetzung e ines Grenz­
streifens im Süden durch Truppen Saad Haddads und Israel 
(1978 ), was immer sich in jüngster Zeit dort abspielt - wie 
die blutigen Auseinandeneu:ungcn unter den rechten Mili­
zen und die sich verschärfenden israelischen Angriffe - das 
alles is t ursächlich und untrennbar verknüpft mit dem 
Hauptproblem der gesamten Nahost-Region. Das alles ist 
unlösbar ohne Lösung der Hauptfrage: der Schaffung eines 
unabhängigen souveränen Palästina.!lIaau::s. 
Als ich Ende Juli d.1. mehrere Tage lang den Libanon be­
suchte, wurde mir schlagartig klar, daß dieser abstrakte Er­
klärungsveTsuch die Situation im Libanon auf präzise: Weise 
trifft und keineswegs eine analytische Hilfskonstruktion ist, 
hinter der sich Unvermögen verSleckt, mit den komplizier­
ten, verwickelten Verhältnissen im Libanon klarzukommen. 
Anschauungsmaterial waren mir einmal die geographischen 
Verhältnisse: die kur.t.:e Ent rernung von der israelischen 
Grenze bis zur libanesischen Ibuptstadt, die geringe Aus­
dehnung dieses Landes, das e twa halb so groß wie Hcssen 
ist, die Konu ntration der palästinensischen Flüchtlingslager 
auf den Südt eil des Landes. Und dann vor allem die von 
israelischen Bomben und Artillerie zers törten Häuser in al­
len Ortschaften und Flüchtlingslagern des Südens, die ich 
besuchte. 
Besonders erschütternd: das ehemalige Flüchtlingslager bei 
Nabat ieh, das seit 1972 immer und immcr wieder bombar­
dien und beschossen wurde, bi , kein Haus mehr unbeschä­
digt war und die Einwohner des Camps - zum großen Teil 
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Frauen, Kinder und alte Leute - dem TeTTor nicht mehr zu 
trotzen in der Lage waren und umgesiedelt werden mußten. 
Im Libanon konzentriert sich heute die größte Teilpopula­
tion der palä5tinensischen Flüchtlinge: etwa 500.000 leben 
hier. In ihren Lagern, die zum Teil schon 1948 angelegt 
wurden, sind kulturelle, wirtschaftliche und soziale Institu­
tionen entstanden, die nicht nur die Fortexistenz, sondern 
sogar die Weiterentwicklung der palästinensischen Nation zu 
garantieren scheinen. l Im Libanon haben die bedeutendsten 
palä5tinensischen Organisationen ihren Hauptsitz, hier ist 
das politische und kulturelle Zentrum der palä5tinensischen 
Diaspora. 

Angriffsz iel Palästinenser 

Solange dies der Fall ist, wird sich Israel nicht das Palästi­
nenserproblem vom Ibis schaffen können, was - in zioni· 
stischen Termini - nichts anderes heißt als: Ausrottung des 
palästinensischen Volkes. Dies ist keine überspitzte Formu­
lierung, keine Obertreibung, so ndern die mörderische Logik 
einer Politik, d ie "keine Palästinenser kennt" (Colda Meir, 
1969). Dies ist das Wesen einer AggreSSionspOlitik, die sich 
eben nicht in erster Linie gegen die als "Terroristen" ver­
leumdeten palästinensischen Kommandos und gegen mili­
tärische Anlagen, sondern gegen zivile Zide richtet. 
Ich habe im Südlibanon unzählige zerstörte Wohnhäuser, die 
Trümmer der Fischereigenossenschaft und die Einschüsse in 
der San·Toma-Kirche in Tyru$ gesehen. Krankensta tionen 
des paläs tinensischen Roten Halbmonds mußten wegen an­
haltender Beschießung geschlossen werden. Kindergärten 
Wld Schulen in den Lagern sind mit Sandsack-Mauem und 
mit Unterständen versehen , Bäckereien arbeiten tief in 
bombensicheren Kellern. Es sind gerade solche zivile Ziele, 
die die Aggt'euoren bevorzugt bombardieren. 
Mehrfach setzten die israelischen Streitkräfte Napalm ein. 
Der während meines Libanon-Aufenthaltes von Rechl5kräf· 
ten auf offener Straße ermordete Präsident des Libanesi­
schen Verlegerverbandes, Riyad Taha, hatte darüber als 
erster Augenzeuge berichtet. Mehrfach warfen die israeli· 
schen Flugzeuge die ausS<;hließlich gegen Personen gerich­
teten Kuge lbomben aus US-Beständen ab. Die leeren Kani­
ster der CBU/5 2 habe ich in Tyrus mit eigenen Augen ge­
sehen. 

Im Südlibanon ist jeder, gleich ob er mit dem Widerstand 
des palästinensischen Volkes sympathisiert oder nicht, ob er 
Christ oder Mohammedaner ist, potent ie lles Opfer der israe­
lichen Aggression. Ganz besonders gilt dies natürlich für die 
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libanesischen Verbündeten des paJäslinensischen Wider­
stands, die Libanesische NationaJbewegung,2 im Prinzip 
aber für alle, die sich heute gegen die Abtrennung libanesi­
scher Separats taaten aussprechen_ 
Die libanesischen Verbündeten der Zionisten erweisen sich 
bei den Terroraktionen als gelehrige Schüler ihres Herrn und 
Meisters: Bei den Macht kämpfen zwischen Kataeb und Na· 
t ionalliberaler Part ei Anfang Juli 1980 richteten die Milizen 
der Kataeb (die Phalange) in Safra ein grauenvolles Massaker 
unter Zivilisten an, das den gewiß nicht zimperlichen Führer 
der Milizen der Nationalliberalen Partei, Dany Chamoun, zu 
der Aussage veranlaßte: "Die Kataeb - das sind Nazis, d ie 
ihr sogenanntes Christentum verschachern wollen_ Sie wol· 
len, daß keine anderen Christen als sie selbst im Libanon 
bleiben ."J 

Die Kollaboration zwischen Israel, den Haddad·Separatisten 
und der Kataeb ist kaum noch als Konspiration, als " gehei. 
me Verschwörung" zu bezeichnen. So war der seit Israels 
Süd.libanonkriegszug im ~Iärz 1978 schwerste israelische Ag· 
gressionsakt von Mitte August 1980 sowohl mit den Had· 
dad.Truppen und ihren gegen die UNI FIL·Soldaten gerichte. 
ten Aktionen, als auch mit der Phalange, die gleichzeitig den 
Hafen von Beirut beschoß, offensichtlich genau koordi­
niert. 4 

Schon 1979, als Saad Haddad im Süden das Separatgebilde 
"Freies Libanon" schuf, das umgehend vom damaligen israe· 
lischen Verteidigungsminister E. Weizman "anerkannt" 
wurde, erklärte Camille Chamoun, Vorsitzender der Natio· 
nalliberalen Partei: "Wir brauchen eine solche libanesische 
Kraft, die im Süden für die Befreiung des Libanon und nicht 
fI.ir einen Teil davon kämpf!. Saad Haddad is t kein Verräter, 
wie er von der offiziellen und nichtlibanesischen Propaganda 
dargestellt wird. Seine libanesischen Gefühle sind loyal und 
rein." 5 Und PielTe Gemayel, der Führer der Kataeb, recht· 
fertigte Haddads Verrat mit den Worten: "Die Fortdauer 
der Unterdrückung im Süden (durch die Palästinenser: d. 
Verf.) würde, das sage ich ganz offen, zur ErrichlUng eines 
Staates im Libanon führen, der weit gefährlicher und aggres· 
siver als Israel ist. "6 
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So fals ch es ist, die Frontlinie der Kontrahenten im Libanon 
zwischen die beiden großen Rcl igionsblöc ke. Christentum 
und Islam, zu verlegen (wie es in den bürgerlichen Medien 
üblich ist), eine undifferenziene Zuordnung hier Libane· 
sische Nationalbewegung und palästinensischer Widerstand 
(~ Moslems) und dort Kataeb. Nationalliberale Partei und 
Haddad·Mili zen (= Christen) wäre ebenfalls nicht korrekt. 
Im Libanon geht es nicht mehr in erster Linie um den 
Widerspruch zwischen herrschender Klasse aus Feudalbe­
sitzern und Kapita listen einerseits und Arbeiterklasse und 
Bauern andererseits. sondern um die nationale E.xistenz. 

Ringen um die nationale Existenz 

Gewiß, die herrschende Klasse des Libanon setzt sich zu 
rund 75% aus Angehörigen der christlichen Maroniten zu­
sammen: und die entscheidenden Funktionen im Staat -
das Präsidentenamt, das Oberkommando der Armee, die 
Sitzmehrheit im Parlament und d ie wichtigsten militärischen 
und zivilen Posten - werden seit 1943 von Maroniten ein· 
genommen. Aber es gibt eben auch unter den ,.christlichen" 
Großgrundbesitzern einflußreiche Kräfte wie z.B. um den 
früheren libanesischen Präsidenten Suleiman Frangie (dessen 
Sohn von den reaktionären Milizen ermordet wurde), die 
aus nationalen Motiven gegen die separatist ischen Bestre· 
bungen Haddads und Gcmayels und deren Kollaboration 
mit Israel sind. 7 Es gibt Städte, wo die Vertreter der christ· 
lichen Bevölkerungsmehrheit (z.B. in Saida) konstruktiv mit 
den Vertretern der Natio nalbewegung in der Stadtverwal­
tung zusammenarbeiten. 
Diese Kräfte sind es, die wie die Nationalbcwegung, wie der 
paläst inensisehe Widerstand und - nicht zu vergessen _ die 
rund 40.000 syrischen Soldaten im Libanon, an der territo· 
rialen Einheit und Souveränität Libanons unmittelbares, 
wenn auch unterschiedliches Interesse haben. 
Umge kehrt ist aber auch klar, worin Israels Interesse an poli­
t ischer und militärischer Instabilität im Nachbarland Liba· 
non liegt. Denn solange der palästinensiche Widerstand ei· 



nen Großteil seiner Kraft aufs überleben, auf die Verteidi­
gung seiner Lager und auch der libanesischen Ortschaften 

konzentrieren muß, wird der Kampf um die Befrei!;mg der 
Heimat PaläStina hin tanstehen_ Diese Rech nung ist I~ i nfach 

und zynisch - eine Rechnung der Zionisten. Die: Sep3lratver­
träge von Camp David haben sie einka lkuliert. 

George Haoui, Generalsekretär der Libanesischen KP und 
stellvertretender Vorsitzender der Libanesischen N ... t io nal­
bewegung, warnte im \'ergangenen Jahr, daß Israel, durch 
Camp David der Konfrontation im Süden ledig, "sich dem 
Nordosten zuwenden und eine ähnliche verräterische Lö­
sung zu find en versuchen wird, Es wird sich gegen den Liba­
non wenden, um die: nationale Befreiungsbewegung und den 
paläst inensischen Widerstand zu vernichten und seitll;n Plan 
zu realisieren versuchen, in unserem Land e inen zionisti­
schen Staat zu scharre, den Libanon zu 'zionis ieren', "8 

Es scheint, daß sich dessen au ch libanesische Regierungs­
kreise bewußt wurden, als Israel, Haddad und reaktionäre 
Milizen im August 1980 ihre koordinierten Provokationen 
begannen. 

Israels Drang nach Norden 

Nach Presseberichlen in libanesischen Tageszeit ung<:.n vom 
18. Augus t 1980 stell te die libanesische Regierung fe,n, daß 
die israelischen überfalle das Vorspiel für eine lanl~rris tig 

geplante und breit angelegte Aktion seien; deren Ziel: Aus­
weitung des im Süden von Haddad und Israel okkupierten 

Grenzstreifens nach Norden, um eine direkte Verbindung zu 
den von den Kataeb beherrschten Regionen her zustell,en. 
Es ist interessant, daß sowohl die libanesische Regierung als 
auch d ie Libanesisc he KP und PLO-Vorsitzender Y. Arafat 
übereinstimmend in verschiedenen Erklärungen einen Zu­
sammenhang z ..... ischen den israelischen Militäraktione'n vom 
August 1980, den Camp·David·Vereinbarungen und der 
umfassenden Unterstützung der US-Regierung für Israel 

sahen. 9 

Diesen höchst "explosiven" Zusammenhang hatte schon 
wäh rend meines Aufenthaltes in Beirut im Juli dJ., als es 

noch vergleichsweise "ruhig" im Libanon war, Abu Saleh, 
Mitglied des Zentralkomitees der Fatah, besorgt aufgezeigt, 
als er vor der Gefahr einer "massiven israelischen Aggres­
sion" noch im J ahre 1980 warnte. Der Widerstand der palä· 
st inensischen Massen in den von Israel okkupierten Gebie ten 

gegen Camp David habe diese Vereinbarung zum Scheitern 
verurteilt, argumentierte Abu Saleh. F ür die Zionisten gebe 

es nur einen Ausweg aus der Sackgasse, eine n e ue Aggression 
gegen den Libanon und den palästinensisehen Widerstand. 
Dennoch : "Die pax americana aber kann u ns nicht aufge­
zwungen werden, sie kann uns schwächen, aber nicht liqui­
dieren ."lO 

Anmerkungen: 
I) Vgl. dazu die Libanon-Reportagen der Autorin in: Un5Cre Zeit, 

8.- 16.8.1980 
2) Die Libanesische Nat ionalbewcgung in die Einheitsfront der 

nalionalprogreS/iiven Kräfte des landes unter Vorsitz Walid 
Djoumblats, des Sohnes des 1977 ermordeten Kamal Djoum· 
blat. Ihr gehören die Sozialistische Fonschriuspartei unter W. 
Djoumblat, die Libanesische Kommunistische Partei, die Organi· 
sation der Kommunistischen Aktion sowie naueristische, baathi­
stische und andere nat ionaldemokrati1Che Gruppierungen an. 
Die Libanesische Nationalbewegung haI im Februar dJ. einen 
Vorschlag rur eine politische Lösung der Libanonkrise vorgelegt, 
dessen Essentials in der Erklärung der Pariser Libanonkonferenz 
vom j uni 1980 (Wortlaut siehe nachstehend) zusammengo:faßt 
sind. 

.3) PLO Information Bulletin, Beirut, Nr. 13/ 16.-31.7.1980, S. 26 
4) Vg!. dazu ADN-Meldungen, Berlin, 13., 18., 19., 21. und 

22.8.1980 
5) The Isolat ionin- Isracli Alliance is a phenomenom that threa· 

tens the unity of Lebanon and its sovereignty o\'er its land. 
Paper for the World Congreu for Solidarity with the Lebanese 
people, Paris, 16.·18.6.1980. S. 9f. 

6) Ebenda, S. 10 
7) Vgl. George Haoui, For l.ebanese unity and arabism, in: Tricon· 

tinental, Havanna, Nr. 64, 1979, S. 99 
8) Ebenda, S. 94 
9) Vgl. ADN, 18.,2 1. und 24.8. 1980 

10) Abu Saleh am 21.7.1980 in Beiru! gegeniber einer journalisten' 
gruppe, der die Autorin angehörte. 

Erklärung der 
Pariser Libanon-Konferenz 

Ober.teugt, daß die Frage der Freihdt untdlbar und die Verantwor­
tung fu.- ihre Verteidigung eine internationale Verantwortung is t, die 
allen demokratischen und fortschrittlichen Kräften der Welt obliegt 
und in Anbetracht der Tauaclle, daß der Kampf, de r sich in der 
arabischen Region abspielt ebenso wie die Fortflihrung der Aggres· 
sion der imperialistischen, zionistischen und reakt ionären Kr.ifte ge· 
gen die arabische Nation die Inte ressen, die Sicherheit und dt;n Frie· 
den alle r Völker der Welt berührt, hat das Weltsekretariat der Solida­
rität mit dem arabischen Volk und seiner zentralen Sache - Piliästina 
- mi t der Unterstützung der demokratischen französischen Kräfte in 
Paris vom 16.·18. j uli 1980 den Weltkongreß der Solidarität mit dem 
Libanesischen Volk abgehalten, an dem 250 Delegierte, Vertreter 
von mehr als 125 öffentl ichen Einriclltungen, Parteien und Wdtorga­
nisationen aus mehr als 60 Ländern teilgenommen haben. 

Die Teilnehmer haben die verschiedenen Aspekte der libanesischen 
Sache untersucht und ihre große Besorgnis über da, Bhltvergießen 
ausgedrückt, unter dem das Land seit 5 jahren leidet, über die wie­
derholte israelische Aggression gegen die libanesiscllen und palästi­
nel15isehen Völker, über die Deportationen, den Ruin und die großen 
ökonomischen und menschlichen Verluste und die Gefahren, die das 
Schicksal des Libanon, seine territoriale Einheit, sein~ arabische 
Identität und die Zukunft seiner Demokratie bedrohen. Der Kongreß 
konnte feststeUen, daß das, was sich auf libanesischem Boden ab­
spielt, Teil des Rahmens der fortgesetzten israelischen Aggression ist 
und von den USA gegen die arabisclle Nation und ihre nationale und 
soziale Befreiungsbewegung unterstützt wird. Die Vereinbarungen 
von Camp David bilden eines der wichtigsten Kettenglieder dieser 
Aggression. Die Kongreß.-Teilnehmer haben mit Befriedigung die Uno 
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terstülZung gewürdigt, die unter den breiteuen Teilen der öffenlli· 
chr:n Meinung der Welt nicht zu waehsen aufhört , und zwar für du 
Sehnen der anbi5r:hm Vollumassen nach einer vollständigtn nationa· 
len Befreiung, na.eh der Verwirklichung einer gerechten LösWlg für 
die pllläuinensische Sache. Die Teilnehmer haben ebenfalls die 
Sympathie Wld die internationale UntenlÜtzung hervorgehobm, die 
sich unaufhörlich mit dm Zielm der arabischen Volk5mll5:!C:n wei ter· 
mtwickeln und die Verwirklichung der ar-'b ischen nationalen Einheit 
und der !)emokratie, Herr zu werden über ihre na tUrlichen Ressour· 
cen und auf dem Weg der Entwic;klung und des sozialen f ortschritU 
voranzulchrei ten. Sie haben in diescr Hinsicht die Unterstützung de r 
demokrat ischen und geweruchaftlichen Kräfte in Weltewopa, der 
IllltionaJen Befreiungsbewegungen der Welt und der StUl:en des 1(>­

zialinischen Lageu, insbesondere der Sowjetunion, gewürdigt. Die 
Kongreß..Teiinehmer haben auch bekräftigt, daS du Wesen der Ver· 
einbarull(C:n von Camp David (vom September 1978, liehe AlB, Nr. 
11 · 12/ 1978, S. 26-29; d. Red.) auf der Ignorierung der nationalen 
und fundamentalen Rechte der arabischen Nation, auf der Unter· 
JtüUung und Ermutigung der Pol ilik der Aggression, der Expansion 
uod der Okku~tion gegriindet ist, die von hr;lel mit dem Ziel betrie· 
ben wird, die Region unter amerika nische Vorherrsdlaft zu bringen 
mittels der Einrichtung von auf Aggres lion gerichteten Militärbasen 
und der Zusammenfassung der Länder der Region in Militärbünd· 
ni . en, und dies, um den Raub und die waehsende AwbeUlung ihrer 
ReiehtÜJncr zu erleiehtern. Die Tei lnehmer haben versich(:rt, daß die 
Vereinbarungen von Camp David kcinedalh ein Einstieg in einen 
geT«hten Frieden in der Region .iod, sondern im Gegent,:iI ein Fak· 
tor der Ermutigung zur Aggression, zur Besetzung von noch mehr 
Territo rien und zur Wiederbekbung der lokalen Konnikte sind, wu 
nicht nur einen Widerspruch zu den legitimen Zielen der arilhischen 
Welt , sondern auch eine ernste Bedrohung für den gesamten Weltfrie· 
dm darste ll te. Du Drama, wekhes das libanesische Volk durehlebt. 
ist ddür der beste Beweis, und zwar derart, daß es direktes El"g'I:bnis 
der Manöver ist, die du TemUn der Vereinbarungen von Camp David 
vorbereitet haben und ein Vers...ch. diese Vereinbanlngen aus der 
Krise hcrawzuführen, in die sie geraten , ind. Davon zeugen die Ver· 
uätkung dei israelischen Kriege. gegen die Völker da Libanon und 
PaHininas, die Okkupation von mehr als 10% des libanesischen Terri· 
toriums durcl! Israc.I, die Bildung einer lokalen Kraft dun:h letzteres 
im RlIhmen seines Vorhabens, da , darauf abzielt, seine panicUe Herr· 
schaft auf das ganze Land auszudehnen, ebenso wie seine MaßlllIh· 
men zur Erriehtung einn fas<:hi.tischen Regime., du alle demokrati· 
schen Freiheiten zentÖlen würde uod mit Gewalt die konfessionellen 
wld sozialen Vorrechte veneidigen würde, entgegen der Hoffnull8 
der großen Mehrheit der Libanesen auf Demokratie und Verände· 
rung. Davon zeugen auch die fortgeseUten Akt ionen durch d ie 
Krli.fte des isn.c1isdl·k.onfessioneRen Paktes, die auf die Liquidierung 
des paläuinensu chen Widerstands und das Veriehtlichmachen der 
Identitit des arabischen Libanon mit dem Ziel seiner Verwandlung in 
einen Stützpunkt von Komplotten gegen die arabischen Kräfte des 
~idernands und der S tandh~ftigkei t und in erster Linie: gegen Sy· 
nen. 

Nach der Untem .. :hung der P~rspektiven der libanesischen Sache, 
naeh Prüfung der Grundlagen einer politischen LöSWlg für die blutige 
Krise und nach Anhörung der bewegenden Zeugcnau55~n über di~ 
großen Opfer, di~ d:.u libanesiKhe Volk geleistet hat Wld noch lei· 
stet, erklirt der WdtkongreB der Solidarität mit dem lihanesischm 
Volk: 
I. Der Kongreß veruneilt die Komplolle der USA und Israds und 
besonder. die Vereinbarungen von Camp Davld., da sie die nationalen 
und stWigen elementarsten Rechte des palästinmsisch en VOlkes 
leugnen, Israels Okkupation absegnen und CI dazu ermutigen, noch 
mehr arabilchel Land zu okkupieren. 
2. Der KongreB verur teilt die lIändige Aggre$lion hraeh i.m Libanon 
und , eine fl agrante Einmischung in die inneren Angelegenheiten Li· 
banons im Bündnil mit den konfess ionellen und fa!ochistischen 
Krift~n lowi~ seine Okkupation eine. Teil, des Südlibanon, die 
stindig die internationale öffenttiehe Meinung und klare Relio lu· 
tionen der Weltgemeinschaft bzw. der UNO mißachtet. 
3. Der Kofl3l"CS brandmarkt die konfeuionellm und fasehi5lischen 
Kriifte, die im Libanon sel!»t an der DurehfühNng des Komplott. 
von Camp David arbeiten, mit dem Zid, den Libanon "u spalten, 
seine Souverinitlit zu unterminieren, die Venuc:he, e ine: politische 
fried liehe LÖfung zu seiner Krise zu finden, zu vereiteln und seine 
arabische Ident ität zu verleumden, und venuehen, ihrm Willen mit 
Gewalt und Terror gegen das libanesuche Volk und besonderei gegen 
die Mehrheit seiner Olris ten durch:wsel7,en, gegen ein V.,lk, das be· 
kannt ist für lein authentisches Erbe des bruderl ichen Zu sammenle· 
ben. in arabi..:her Verbundenheit und im demokratischen Kampf, fUr 
seine Pioniere im arabischen nat ionalen Erwachen und filr seine Be· 
rcicherWlg der anbilchen Spr;lehe und Kultur. 
4. Der Kongre6 erklärt seine Untentützu", fllr den Kampf, den die 
LibanepKhe Nltionalbewegung , der p:diUtinenpKhe Widentand 
wld Syrien gegen die Hegemonie der USA, des Zionismus und der 
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Reaktion fUhren. 
5. Der KongreS bekräftigt seine UnternülZung fllr die IliItionaien 
Rechte des palästinentiKhen Volkes, eingeschlossen sein Recht luf 
Rückkehr in sein Vaterland, auf SelbUbc$timmung und auf die Er­
richtung eines nationalen Staates ~uf dem Boden seines Vaterlandei 
Wlter Fiftrung der PLQ (Palällinell$ische Befreiung!lOrganuation ; d. 
Red.), seiner eim:igen und aUeinigen legi timen ReptäJentantin. 
6. Der Kongreß bekräftigt seine Unterstü tzung für den Kampf, den 
die Front des Widerstands und der Standhaftigkeit gegen die impcria· 
Iillisehm, zionist ischen und reaktionären Komplotte fü hrt und er· 
klärt seine Unterstützung für die Positionen und den Widerstand Sy· 
rienl, dl5 den größten Teil dei Kampfu gegen d ie Komplotte von 
Camp David und d ie re~ktionären Sabotageakte tr'.igt. 
7. Der Kongreß erklärt Jeine Unterstü tzung fur den Kampf, den da. 
ägyptische Volk gegen das Vasallenregime von Sadat unter Führull8 
xiner nationalen Bewegung rUhrt, die das wahre nationale und demo­
kntiKhe Gesicht Ägyptens repräsentiert. 
8. !)er Kongreß bekräftigt seine Unterstützung ftir das Recht des 
libanesischen Volke. auf die Souveränität auf $einem Boden, auf 
seine Unabhängigkeit, auf die Einheit seines Territoriums und seines 
Volkes, auf seine arabische Zugehörigkeit und auf lein Reeht , d:u 
Leben deli Landes auf eine demokratische Basis zu gründen - die 
conditio sine qua non rllr die Em .... icklung des Landes, seinen Fort· 
schritt und rur die Übernahme seiner patriotischen und nationalen 
Ve ... n twortlichkeiten. 

9. Der Kongreß ruft zum IOfortigen Rüekzug de r zionistischen Okku· 
pationsmfte aus dem Südlibanon auf, zur Untentützung rur die AUI1-
dehnung der liballC:!ischm Souveränität auf das ganze libanesische 
Gebiet, um du von KoUaborateuren im Grem:gilnel geschaffene Ge· 
bilde tum Verschwinden bringen, der Aggression ISI'1Iels gegen die 
'tWei Völker des Libanon und PaläuitIU Einhalt gebieten zu können, 
die ilraelilchen Provokationen und die Terror;lkte gegen die Interim,. 
krifte der UNO im Libanon (FINUL) zU stoppen. Um dies zu tun, 
ruft der KongreB zur Anwendung der Resolutionen des Sieherheiu· 
r;ltes, die den Südlibanon belfeffen, auf. 
10. Der Kongreß würdigt und unterstü tzt den Kampf des libanesi· 
schen Volkes unter der Flihrung seiner nationalen Bewegung und ill 
lehr erfreu t über die einzigartige Erfahrung, die von dieser Bewegung 
gemacht wurde, welche sehr auf ihre Einheit und die Unabhängigkei t 
ihres WiJleru und ihrer Entscheidung bed .. cht ist, und dies im Rah· 
men ihrer demokratischen Aktion auf dem Wege und den Prinzipien 
ihTC'l Gründers, des Märtyrers Kamal Djownblat. Der KorygreB grüBt 
ebenralls die Kvnpfgemeiruchaft zwischen dem palä$tmcnsischen 
Widentand und du Libanesi..:hen Nationalbewegung . 
11 . Der Kongreß erklärt seine vöUiie Unterstützung für die politische 
Initiative, die von der Libaneli..:hen Nationalbewegung im Feb· 
ruar 1980 unternommen wurde, eine Initiative, der die Unter· 
stützung des gröBten Teils der libanesischen öffentlichen Meinung 
wld seiner politischen Kriifte gewährt wurde. Die Initiative wurde 
zum groBen Teil in das Vorhaben aufgenommen, du von der Regie· 
rung des Präsidenten Sarki5 rur die nationale Vet!iÖhnung vorgelehl .. • 
gen wurde. 
Der Kongreß bekräftigt, daS diese Initiative, die:l;u einer politi$Chen 
Lösung aufruft, welehe die nationalen libanesilichen Grundlagen 
schützt, die eine WiedererrichlUng seiner lruaitutionen und besonders 
M:iner militärischen Einrichtungen auf e iner ausgeglichenen und deo 
mokr;ltischen Grundlage ermllgliehen, die jegliche konfeHionelle Un° 
tetteheidung zwisehm Libanesen abschafft, den einzigen Weg des 
nationalen Wohles für das lil»nesische Volk danteUt und dal ein:dge 
Mittel ist. um die Wiederaufnahme der Kämpfe zu verhindern. !)er 
KQIlgreB ruft, indem er du beigefügte detainiene Solidui tlitspro­
gramm annimmt, im Interel$e jeglicher Hilfe für das libanesitche 
Volk und seine nationale Befreiungsbewegung auf politiseher, mate· 
rieller und informeller Ebene alle Kräfte, Parteien, Organisationen 
und die internationale demokratische Offentlichkeit, die der Freihei t 
und dem Frieden zugetan lind, tur Unter$lützung dei libanesischen 
Volkes fUr den Sieg seiner Sache auf: rUr den ar.!bischen, demokrati· 
schen und vereinten Libanon. Der KongreB ruft ebenfalls zur Anwen· 
dung aller Formen dei Kampfes und deI Drucks auf, um die Waage 
zum Voneil einer politiKhen Lösung der libanesischen Kräfte aus· 
schlagen "u lasKtl, damit in dieKm L;md die Stabilität und der Frie· 
den regiere und damit sein Volk , du an seinem Recht .. uf Lebm 
hängt, seine Rolle in Sachen dcs arabischen Kampfeli und in Sachen 
der Freiheit und dei Friedens in der Welt wiederfindet. 
(Quelle: !)edaration de Paris. Le Congre. lntemationai de Solidarite 
avec le peuple Libanais, Pari" 16.·18.Juni 1980) 

Adreuenänderungen bitte rechtzeitig bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgeben! 



Wolfram Brönner 

Afghanistan 

Revolution 
und Konterrevolution 

Taschenbuch, 
erscheint Anfang Oktober d. J. 
Umfang ca. 284 Seiten 
Preis ca. 14,- DM 

Zur Jahreswende 1979/80 erfuhr Afghanistan plötzlich Weltgeltung. Mit "Afghanistan" 
rechtfertigten die Herrschenden der w4~stlichen Haup'länder alles und nichts. Was verlieh 
ausgerechnet diesem bettelarmen, weItabgeschiedenen Land 3m Hindukusch solche Be­
deutung? Was waren die Hintergründe der zählebigen Weltkrise um Afghanistan? 
Warum sollte Afghanistan zum Stolpustein des Entspannungsprozesses werden? 

Diesen und anderen Fragen der internationalen Dimension der Afghanistan-Krise geht 
dieses Buch nach. Insbesondere wird hiierbei der Nachweis geführt, daß die Internationali­
sierung des Kampfes um Afghanistan I!ängst vor dem 27./28. Dezember 1979, dem Stur~ 
des Amin-Regimes, einsetzte. Genau im Frühjahr 1979 begann demnach unter CIA­
Regie die bewaffnete Offensive gegen die afghanische Revolution, hauptsächlich von 
pakistanischem Boden aus und mit delr konzertierten Unterstützung Pakistans, der USA 
und Chinas. 

Doch zu diesem äußeren Interventionismus kam noch ein zweiter maßgeblicher Auslöser 
der Afghanistan-Krise hinzu, der in dilcsem Buch ausführlich behandelt wird, die drama­
tische Zuspitzung der inneren Widersprüche in den Reihen der regierenden Volksdemo­
kratischen Partei Afghanistans. Der Autor untersucht sie auf dem Hintergrund der 
sozialen Veränderungen in Afghanistan seit der April-Revolution 1978. Er wendet sich 
gegen Stimmen, die das Vorhandensein eines revolutionären Prozesses in Afghanistan 
bestreiten. 

Das Buch zeigt auf, wie es zum April 11978 kam, was sich unter den Regierungen Taraki, 
Amin und Karmal zutrug. Es diskutielrt Art und Motive des sowjetischen Eingreifens in 
Afghanistans und die Voraussetzunglen für die Weiterentwicklung des revolutionären 
Prozesses zu einer "wirklichen Volksrtevolution". 

Neben Fotos, Karten und Situationsberichten enthält das Buch zahlreiche erstmals im 
Ausland veröffentlichter Grundsatzdokumente u. a. der Volksdemokratischen Partei 
Afghanistans. 
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Türkei 

Paul Maaskola 

Putsch der türkischen Generäle 

Im Morgengrauen des 12. September 1980 putschte das 
türkische Militär. Regierung und Parlament wurden aufge­
löst, die Verfassung außer Kraft gesetzt. Das Kriegsrecht. 
das in bereits 20 türkischen Provinzen galt, wurde auf das 
ganze Land ausgedehnt. In vielen Städten wurden die Bür­
germeister durch Generäle abgelös t. Parteien, Gewerkschaf­
ten und Verbände wurden für aufgelös t e rklärt, jede politi­
sche Betätigung verboten und der bis dahin amtierende 
Premierminister S. Demirel, Oppositionsführer 8. E.cevit so­
wie weitere Politi ker unter Arrest gestellt. 
Der Putschgeneral, Generalstabschef Kenan F.\'ren. stellte 
sich an die Spitze eines Nationa len Sicherheitsrates, zusam· 
mengesetzt aus den Oberbefehlshabern von Heer (N .Ersin), 
Luftwaffe (T. Saltinkaya), Marine (N. Turner), paramilitäri­
scher Gendarmerie (S. Celasun) sowie dem Befehlshaber der 
Ägäis·Streitkräfte (H. Saltik). 

Der Ruf nach "nationaler Einheit" 

Eine Oberralichung war die Mach tübernahme der Militärs 
nicht. "Eine polit ische Lösung liegt nicht auf der Hand ". 
schätzte die International Herald Tribune am 16./17. Au­
gust 1980 die Lage in der Türkei ein. Und nur wenige Stun­
den vor dem Putsch schrieb die Londoner Times: "Wenn 
Militärcoups zyklisch stattfinden. dann wäre jetzt die Türkei 
an der Reihe."l 
Die Militärs halten indessen ihre Marschrichtung bereits am 
I . J anuar 1980 angekündigt. Unter Führung K. Evrens hat­
ten die Oberbefehlshaber der drei Waffengattungen - nun· 
mehr a llesamt Mi tglieder des Nationalen Sicherheitsrates ....: 
in einer Botschaft an den türkischen Staatspräsidenten er­
klärt, die Armee sei e inig darüber, daß die "Parteien aber­
mals gewarnt werden müssen, gemeinsam Maßnahmen zur 
Wiederherstellung der n ationalen Einheit zu ergreifen". Die 
Nation habe keine Geduld m ehr mit denjenigen, die die ver­
fassungsmäßige Freiheit mißbrauchten, die Interna tionale 
statt der Nationalhymne sängen, eine Rückkehr zur islami­
schen Rechtsordnung wünschten oder die Demokratie durch 
Faschismus, Anarchie und Zerstörung ersetzen WOlllen. 2 

Mit dem Ruf nach nationaler Einheit forderte dieses pro­
grammatische Ultimatum die Beilegung der Konflikte zwi­
schen den verschiedenen Richt ungen der türkischen Bour­
geoisie und die Zusammenarbeit der regierenden Gerechtig­
keitspartei S. DemireJs mit der oppositionellen Republika­
nischen Volkspartei (CHP) B. Ecevits. Dies sollte mit dem 
Ziel geschehen. die malls iven Tarifkämp fe auf Kosten der 
Arbeiter und Angestellten zu beenden, die Forderungen des 
kurdischen Volkes gegen seine nationale Unterdrückung zu 
ersticken und durch das Schüren von Differenzen zwischen 
verschiedenen Glaubensriehtungen im Lande den Einfluß 
der antiimperialistisch-sozialen Errungenschaften in den 
ebenfalls islamischen Nachbarländern I ran und Afghanistan 
zu neutralisieren. Außenpolitisch drängten die Militärs auf 
eine stärkere Zusammenarbeit mit den USA und d er NATO, 
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auch um aus der erhöhten militärisch-strategischen Bedeu­
tung der Türkei als NATO-Vorposten (siehe Al B 7-8/ 1980 . 
S. 40-41) zu profitieren . Diese Ziele der türkischen Armee­
spitze stimmen mit den Interessen des einheimischen und 
ausländischen Großkapitals und denen des US-Imperialismus 
wie der NATO vo llends überein. 
Außenpolitisch konnten sich in der Folgezeit die Generäle 
wei tgehend durchsetzen . Ende März d.J. wurde zwischen 
der Türkei und den USA ein Militärpakt geschlossen. der 
den USA nicht nur Nutzungsrechte von Militäreinrichtungen 
zusichert sondern - wie d ie brit ische Zeitschri ft New States­
man am 20.6.1980 enthüll te - US-Truppen gestattet, von 
türkischen Basen aus auch jenseits der NATO-Grenzen tät ig 
zu werden . So konnten dann auch am 28. April d .J ., unmit­
telbar im Anschluß an die mißglüc kte US-Invasion im Iran 
zwei US-Transportm aschinen mit je 90 Mann in voller Aus­
rüstung in Erhac/Südostanatolien landen. 3 

Von dem stark gewachsenen proamerikanischen Einfluß in 
der türkischen Armeespitze zeugte auch das sei t 1960 erst­
malige Stattfinden des NATO-Ministertrcffens am 25./ 
26.juni d .J . in Ankara. Zuvor war man aus Rücksicht auf 
die im tückischen Volk starke Gegnel"llchaft zur NATO und 
den USA gezwungen gewesen. in der Türkei auf Bündnis­
und Machtdemonstrationen d ieser Art zu ven;ichten. 
Verfehlt wäre es. die Streitkräfte generell als antinational-



und proimperialistisch ei nzuflufen. Antiim perialistische Of­
fi:tierc versuchten es ni cht l.uletu 1971 mit einem Staau­
streich, de r jedoch scheiterte. Auch iu die 485.000-Mann­
Armee - die zahlcnmäßig stärkste dcr NATO - nicht ohne 
weiteres gegen die eigene Bevölkerung einzuse tzen, stammt 
doch immerhin ein Großteil der z.ZI. 3 10_000 Wehrpflich­
tigen (davon 40% Analphabeten) und ein Teil der höheren 
Dienstränge unm ittelbar aus den untcrprivilegienen Bevöl· 
kcrungsmas$en der Türkei_ 4 

Es ist vor allem die Armeespit t.e. vorab PUl5chgeneral Kellan 
E\!Ten. die die BündnistTCue zur NATO und den USA per· 
so nifizier t. Als die reaktionäre türkische Regierung 1950 als 
einzige in d er Wel t den USA ei n stärkeres Truppenkontin­
gent rur den Koreakrieg zur Vermgung stell te, kämpfte 
Kenan E\!Ten ab Offizier in diesem Krieg. der keinerlei tür­
kische Interessen berüh rte. 
Daß das e twa 5000 Mann starke Obris ten kontingent aber 
dermaßen s tark an der in nenpolitischen Entwicklung in­
teressiert ist, folgt aus seiner wirtschaft lichen Si tuation_ Die 
türkische Generalität gleicht ei nem "kollektiven Großunter­
nehmer", deren ökonomische Basis die 1961 gegründete 
Untcrnützungskasse der Armee (OYAK) ist. Da jeder Be­
rufs- und Reserveoffizier an diesen - auf Anraten von US­
Bera tern gegründeten - Fonds 10% seines Monatssolds ab­
rUhren muß, konnte die OVAK in 10 J ahren ihre Nettoreser­
ven soweit erhöhen, daß sie d urch rentable Investi t ionen zur 
gcgenw ä.rlig zwei tgrößten Unternehmergruppe in der Türkei 
aufsteigen konnte. 

Die Generalität -
ein " kollektiver Großunternehmer" 

Beteiligungen hält die OVAK außer in der Rüstungsindustrie 
bei den Tochtergesellschaften internationaler Großkonzerne 
wie Goodycar, International Uarvester, Mobil Oil, Shell und 
Hihon. Die zu 44% OVAK· Firma Renault in Bursa z. B., mit 
44% Kapitalanteilen der OV AK, häh seit 1977 mit über 50% 
die Spitze am türkischen Auto mobil markt. Die Gewinne aus 
diesen Beteiligungen beliefen sich 1977 offiziell auf 335 Mio 
Türkische Pfund (TL), 130 Mio m ehr als die der 
nächstgrößeren Finanzgruppe, d er Js·Bank. Die Verwalter 
des riesigen Finanzfo nds mit ei ner Bilanzsumme von ca. 4 
Mrd TL (1979) sind der Armee·Generaistab und die Ober­
befehlshaber der Waffengat tungen, die Putschgeneräle des 
12. September abo.5 

Es venteht sich, daß die Generäle auch aus massivem Eigen­
interesse d arau f drängten, daß ihre innenpolitischen For­
derungen vom 1. J anuar d-J . durch die Regierung verwir k­
lieht würden. Trotz der bisher größten internationalen 
finanzhilfe rur die Tlirkei, die, vom bundesdeutschen fi ­
nanzminister H. Matthöfer organisiert, innerhalb weniger 
Monate 3 Mrd US-Dollar für 1980 mobilisierte, war die kon­
servative Regierung unter S. Demirel ni cht in der Lage, die 
türkische Winschaftskrise (Inflation 120%, Arbeitslosigkeit 
rund 20%) zu überwinden. Die zweite HauptbegTÜndung der 
Putschisten war, den Zustand von "Anarchie" und .. Terro r" 
zu beseitigen.6 In der Tat stieg die Anzahl der Opfer politi­
scher Mordanschläge pro Tag in den ersten September­
wochen dJ . auf bis zu 35 . Den vorwiegend faschistischen 
Terroranschlägen erlag am 22. Juli 1980 der seit 1953 am­
t ierende Vorsi tzende der Metallgewerkschaft Maden-h, 
Kema! Türkler. Aber auch die Rechte hatte gewichtige Op­
fer zu beklagen. Am 25.7. 1980 wurde Nihat Erim, Expre­
mi erminister unter der 1971 inst allierten Militärdiktatur, 
von der ultralinken Geheimorganisation Oev Sol ermordet? 
Das so er.<:eugte bürgerkriegsähnliche Klima begünstig te den 
Militärputsch. Der Boden wurde ihm auch durch die llIegali­
sierungsversuche demokra tischer Organisationen seitens des 

Demirel. Regimes berei tet : Nach dem Verbot der linken 
Tageszeitung Demokrat hatte die Istanbuler Staatsanwalt­
schaft am 1.8. 1980 das Verbot des progressiven Gewerk­
schaftsbundes DISK beantragt. 
Die von den bundesdeutschen Konservaliven befUrwortete 
"Radikalkur" 8 sei tens der türkischen Putschgeneräle läßt 
eine herbe Unterd rückung der demokratischen Bewegung 
des Landes erwarten. 
Anmerkungen: 
I) TheTimes, London, 12_9. 1980 
2) Frankfurter Rundschau, 3.1.1 980 
3) Der Spiegel, 23.6.1980 
4) I nte~tional He~d Tribune, Zürich. 25_6. 1980 
5) Angaben ßilch: Der Spiegel, 15_ L 1979; die Tat, 25. L 1980 
6) Terciiman, Neu-henburg, 13_9_1980 
7) Afrique AJie, Paris, 1.9. 1980 
8) Die Weh, 13./14.9. 1980 

Vorankündigung: 

TÜRKEI-SPEZIAL 
erscheint in AlB 11-12/1980. 
Auch als 
Sonderheft 2/1980 
erhältlich. 2, -DM + Porto. 

Jetzt vorbestellen ! 
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Kampuchea 

John Pilger Angri1f aus dem Hinterhalt­
der nteue Indochinakrieg 

Juhn j>jlger ziihlte zu den ersten westliche" Benuhern in 
Kampuchea nach dem Sturz des Pol-Pol-Regimes 110 m 
Januar 1979. Der Redakteur des britischen Daily Mirror 
wurde für seine Reportagen aus dem neuen Kampuchea 
1979 zum journalisten des Jahres gewählt. Im Sommer 
1980 kehrte er nach Indochina zuriick. Heraus kam dieser 
Berich t, der das Tauziehen um Kampuchea als zweliten Indo­
chinakrieg der USA - und ihrer neuen AI/iierten - offen­
legt. 

Ein paar Meilen von Kampuchea entfernt, an der thailändi­
sehen Grenze, liegt ein vorstädtisches Fort Apache (US­
Militärlager; d. Red.); jetzt von rotem Schlamm überzogen. 
da sich der Monsun über Indochina festsetz t. Es ist eine 
Ansammlung attraktiver Häuser, auf Pfahlen, die Thai­
Famil ien beherbergen, welche in neuerworbener Prosperität 
leben. Deren Kleinlastwagen und plastikfo lielOverhüllte 
Honda-Motorräder, Kassetten rekorder und bezaubernden 
Kinder reflektieren die unternehmerischen Mögllichkeiten 
des vergangenen Jahres, die ihnen die einzigartige Tragödie 
jenseits der Grenze geboten hat. 

Es gibt einen Supermarkt, der sich mit " Pepsi Supermann"­
Reklam e und "zu vumielen"-Anschlägen präsentiert. (Mie­
ten kann man hier fast alles; kurzfristig oder übi:r längere 
Zeit. Doch das Geschäft ist ausschließlich in Händen von 
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Thais_) Und - es gibt hier auch Ausländer. Mit gesicherten 
Pensio nen und nicht nur selbstlosen Mo tiven rur ihre Anwe­
senheit, für die alle diese Dienstleistungen geboten werden. 
Der Katholische Hilfsdienst hat hier ein Haus, einen Hort für 
dringliche Aufgaben unter dem Kommando eines früh eren 
Green Berets(Killerkommandos im Vietnam krieg; d. Red.) 
-Offiziers, der nun J esuitenpater geworden ist. Wenig davon 
entfernt liegt das Grenzhauptquart iert der UNICEF, des 
Kinderhilfswerkes der Vereinten Nationen, mit seinem 
schnoddrigen Rezeptionisten, dem J ahr-des-Kindes-Dekor 
und der Kühlschran ka tmosphäre seiner Klimaanlage. 

"Retter" im thailändischen Aranyaprathet 

Und hier ist auch der World-Relief-Posten (US-amerika­
nische Hilfsorganisation; d. Red. ) von dem aus 13 Missionare 
der Assembly of God (amerikanische Sekte; d_ Red.) in die 
Rote-Khmer-Festung Sa Kaeo - örtlich als Flüchtl ingslager 
der UN bekannt - ausschwärmen, um Tausenden undurch­
dringlichen Augenpaaren zu verkünden, J esus Christus wer­
de sie, wenn schon nicht ihre Opfer, sicher retten. Letztes 
J ahr kam Rosalynn Carter in dasselbe Lager und sagte, 
Amerika werde sie reUen , was der Wahrhei t wohl näher 



kommt. 
Das ist Aranyaprathet, Thailand, überlagert von Amarillo, 
Texas, und Saigon - bevor es "fiel". Letzteres ist vielen 
Ausländern hier gut bekannt und in ..... ehmütiger Erinnerung. 
( ... ) 
Es gib t hier auch Geschäftsreisende in Sachen US.Regierung. 
Diese Männer leben und arbeiten in einem großen Haus mit 
einer Sendeantenne auf dem Dach und einer f lotte nu m­
mernschildloser ..... eißer Kombis, die kommen und ab fahren 
Wld ebenfalls Funkantennen t ragen. Das ist die Operations· 
basis der Kampuchea Emergency Group (KEG), deren Akti· 
vitäten irgendwie der ansonSlen umfassenden ~Iedienbe· 

richterstattung über d ie humanitären Aspekte der Grenzt 
entgangen sind. 
Dit Männer von KEG sind der US· Botschaft in Bangkok 
angeglicdert, und sie erstatten nach verschiedenen Seiten 
Bericht an das Außenministerium, USAIO (offizielle Hilfs­
organisation der Regierung in Washington; d. Red.) , den 
CIA, und, natürlich, den Botschafter Morton Abramo ..... itz. 
Abntmowitz ist China·Spezialist des Pentagon (US·Verteidi­
gungsministerium; d. Red.). Er kam vor zwei j ahren als 
Nachfolger von Charles Whitehouse, einem Anwalt der 
.. Normal isierung mit Vietnam", nach Bangkok. 
M. Abramowitz' Ernennung wurde von ei ner Bangkoker 
Zeitung mit fo lgendem Kommentar begrüßt: "Wie seine ver­
gangenen Aktivi täten erkennen lassen, ist Abramowitz eine 
Hoffnung der USA in ihren BcmUh ungen, durch Zusammen­
arbeit mit China den sowjetischen und vietnamesischen Ein­
fluß in Südost asien abzubloc ken." 
Abramowitz' Ernennung wie auch die Griillduug der KEG 
beruhen auf Enucheidungen des Dr. Zbigniew Brzezinski, 
Prä.-sident Carters Sicherheitsberater, d er - wie man gereeh· 
te rweise sagen kann - die Tätigkeit des Dr. Henry Kissinger 
als fUhrender Kriegsherr des Westens ..... eiterführt. Der gegen­
wärtige amerikanische Krieg in Indochina, in dem amerika­
nisches Blut, B-52-Bomber und die Produkte der DOW 
Chem ical Company nicht nötig sind, ist sicherlich sein Werk. 
Herein kommt Lionel A. Rostnblau, früher US- Botschaft­
Saigon, je tzt " Flücht lings koordinator" bei KEG, Thailand, 
von dem folgende Sätze stammen: •• lch habe das Gefühl, 
was wir hier machen, ist die angemessene fortsetzu ng un­
seres Krieges in Vietnam. Ich glaube, es ist wichtig für Ame­
rika, sich seiner Verantwortung in dieser Region zu erin­
nern, auch wenn es nicht mehr die hohe Sicherheitsschwelle 
gibt. die wir mit einer halben Mill ion Männer hier hatten. 
( .. . ) Okay, also die allgemeine Neigung geht da hin, Südost­
asien zu vergessen; das waren die 60er und die frühen 70er 
jahre. j etzt sagen ..... ir, wir müssen uns hier engagieren, und 
es wird in den 80er jahren ein zunehmendes Engagement 
der USA in Südostasien geben. Und d ie neue front, wenn 
Sie so wollen, ist genau hier, in Thailand, okay?" (··.l 
Die Mission der KEG ist in der Tat die "angemessene Fort· 
setzung" (des US·Vietnamkrieges): sie beSieht darin, über 
die Verteilung der Nachschublieferungen aus dem Westen zu 
wachen, die hauptsächlich durch die USA und die EG -
inklusive Großbritannien - zur Verfiigung gestellt, deli SteH­
vertre tern im neuesten Indochinakrieg zugute kommen, den 
"Guerill a-St reitkräften" mit e iner gesicherten Operations­
basis an der Grenze, nämlich den Roten Khmer, den verhält­
nismäßig griindlichsten Massenmördern der modernen Zeit, 
deren teuflische Verbrechen den Bau eines Auschwitz in 
Asien einschlossen - und die sogar der Präsident der Verei· 
nig ten Staaten als "der Welt schlimmste Verletzer der Men­
schenrechte" bezeichnet haI. 

Diese Strategie w ird unter dem Deckmantel humanitärer 
BemUhungen durchgeführt. Ihr Ziel ist, um bei Dr. Kissinger 
eine Formulierung zu borgen, die "Destabilisierung" von 
Kampuchea und . wichtiger noch, von Vietnam . Angestrebt 
werden die folgenden Auswirkungen: Isolat ion und Zer-

störung der Wirtschaft Vietnams, so daß sein Kampfgeist 
endlich gebrochen wird und seine Revolution sich dahin­
gehend wandelt , daß ihr Erscheinungsbild dem brutalisier­
ten, autoritären Image entspricht, welches ihr gegenwärtig 
vorgeworfen wird. ( ... ) 
Ein weiteres Ziel ist die fortsetzung des ungewollten Krie· 
ges zwischen der UdSSR und China durch gegenseitiges Auf­
reiben und deren gegensei tige Angstpsychose vor dem "Ex­
pansiouismus" des anderen (Maos ursprüngliche Vorwürfe 
des Revisionismus sind ja nun, da Peking vom Klang der 
Musik (öffnung nach Westen; d. Red.) erfüll t ist, zur Be­
deutungslosigkei t verbl ichen.) Das ist Brzezinskis Strategie 
fl.ir die 80er jahre. Und es gibt keinen Grund, daran zu 
zweifeln, daß dies auch die Reagan-Strategie sein wird. 
Tdle und herrsche, glaube ich, nennt man das. 
Brzezinkis Indochinakrieg beganu mit der Ankunft des Bot­
schafters Abr.tmowitz in Bangkok im Sommer 1978 und der 
darauf folgende n Au fgabe der momentan bestehenden 
Chance auf frieden. ( ... ) 

Angesichts der realen Perspektive einer Hungersno t gab es 
(für Vietnam Ende 1978) auch keine andere Möglichkeit, als 
die Kontrolle der Auslandschinesen über den Reismarkt im 
südlichen Vietnam zu beenden, was wiederum den ersten 
grundlegenen und brutal vorangetriebenen Exodus der 
" Boat People" (Flüchtlinge. siehe dazu Al B Nr. 9 / 1979; d. 
Red.) auszulösen half. Mit chinesischen Militärberatern an 
seiner Seite steigerte Pol Po t seine Angriffe auf das Reisland 
des "Papageienschnabels" (Gebiet südlich von Saigon; d. 
Red. ) auf ein Niveau fast täglicher Grausamkeiten in vietna­
mesischen Gren...:dörfern . ( ... ) Und nun (im f ebruar 1979;d. 
Red ,) griff China mit Zustim mung aus Washington - von 
Brzezinski, nich t von Cyrus Vance - massiv aus dem Nor­
den an. 

übereinkunft Washington-Peking 

Vor drei Wochen trafen sich in Tokio Präsident Carter und 
der Vorsitzende Hua Guofeng zum ersten Male. Es war in 
der Tat "ein historisches Treffen", wie ihr Sprecher empha­
tisch verkündete. Schließlich wurde hier die bemerkenswerte 
Allianz, von Kissinger und Nixon 1972 begonnen, mit 
Leben er füllt: durch die stillschweigende Ubereinkunft, daß 
das Pentagon China (natürlich nicht mehr "Rot china") auf­
riisten werde; und durch das folgend e Kommunique: .,Es 
besteht grundSätzliche Ubere i n~t immung zw ischen den Ver­
einigten Staaten und der Volksrepublik China hinsichtlich 
der strategischen Perspekt iven und insbesondere bezüglich 
der ... Invasion Kampucheas durch die von der UdSSR un­
terstützten Vietnamesen." 
Mit anderen Worten: Scheinbar hat Amerika die relativ vor­
sich t ige Posit ion, die Außenminister CyruJ Vance vor sei· 
nem Rücktritt eingenommen hat, aufgegeben. Sie bestand 
darin , daß Was hington weder die Regierung in Phnom Phen, 
noch d ie Roten Khmer unterstü tzte. 
Offenbar hat Amerika jetzt seine volle Zustimmung zur 
chi nesischen Indochinapolitik gegeben: Vietnam soll unter­
worfen werden . durch Gewalt oder Auszehrung, und die 
Roten Khmer sollen wieder zur Macht gelangen, in einem 
" Demokrat ischen Kampuchea" mi t neuern respektablem 
Image, und, sollten die Amerikaner darauf bestehen, unter 
dem Mäntelchen einer ,,b lockfreieu" Koalition. Die USA 
und ihre westlichen Partner spielen bereits ihre RoUe dabei, 
indem sie die "neuen" Roten Khmer mit "Hilfsgü tern" ver­
sorgen . 
Das bringt uns zuriick zur thailändischen Grenze, wo d ie 
neue fro nt errichtet wird, und ~u denen, die die amerika­
nische Seite dieses Handels e rfwlen, oder - wie es die "Dea 
Hun ter " {Vietnamkriegs-KiUer, nach einem US-Filmtitel; d. 
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R~d.) d~r KEG sehen, das "steigende Engagement in den 
80er j ahren" verwirklichen. Die Identi tät des Chefs de r 
KEG unt~rstreich t tatsächlich d ie unv~rm ind~rte Kontinui­
tät des amerikanischen Engagements in Indochina.: Obent 
Michael Eiland, ein iIIustrer " Deer Hunter ". 1969/70 war 
Eiland. damals noch Majo r, Operationsoffizier einer gehei­
men SondereinsalzgrUPpc: unter dem Codenamen " Danic:l 
Boone". ( ... ) 

Als Vorgesetzter steht eine beherrschende, stattliche Figur 
mit g(!lber BaseballmÜlze über beiden , Rosc:nblatt und Ei­
land. Das ist jack Wi tliamson, in den frühen 70er J ahren der 
USAID·Mann in Laos während der "Destabilis ierwlg" dort. 
Er is t jetzt der wichtigste Mann des Pentagon in Tha.iland. 
"Williamsons j ob," sagte man mir, "ist, darauf zu acht en, 
daß die T hais nicht die Nerven verl ieren , oder anfangen. sich 
m it de m zu befassen. was wichtig ist: Unterstützullg flir d ie 
ant ivie tnamesischen Kräfte , und das heißt Po l Pot." 

" Khmer"-Einsatztruppe der Thai-Armee 

WiJl iamson " koordin iert" und ,,berät" die "Task Force 80" 
(Einsatztruppc: 80; d. Red.), eine spezielle Geheimdienst­
einhe it der Thai-Armee, deren Aufgabe d ie "überwachung" 
der Grenzlager ist. D:1I bedeutet , daß Thai·Offiziere in Zivil 
Guerillagruppc:n innerhalb vo n Thailand und belm Rück­
marsch nach Kampuchea kommandieren. Als ein Reporter 
des Philadelphia Inquirer das ,.Camp 42" entdeckte, ein 
Khmer-Lager, das volluändig von Thais ge fUhrt wird, wurde 
er eingesperrt und sein Filmmaterial vernichtet. "Task Force 
80" bezieht die Mittel seines Budgets überwiegend direkt 
aw der US-BolSchart in ßangkok. 
In den verpngenen paar Wochen hat die Fassade der huma­
nitären Operationen entlang der Grenze begonnen zusam­
menzubrechen. Man sollte nicht unterstellen, daß die inter­
nationalen und freiw ill igen Hilfsorganisationen nicht in 
großem Maße Leben gerettet haben, ab im letzten J ahr die 
Bevölkerung aus den Rote-Khmer-Enk.laven auf der Suche 
nach Nahrung noh. noch soll te man die lautere n Moth-c: 
vieler einzc:1ner Vertreter der Hilfsorganisatione n in Zwei fel 
ziehen. Es sind gerade d ie engagiertesten unter den t lel fern, 
die nun offen und m it wachsender Verb itterung über ihre 
Manipulat ion durch ihre eigene Bürokrat ie. d urch d ie Mili­
tärs der Thais und die Amerikaner in Bangkok und an der 
Grenze sprechen . 
Ein UN ICE F·Mitarbeiter wurde nach New Vork zurüc k· 
gerufen und mit Entlanung bedroht, falls er weiter öffent­
lich über d iese Manipulation und vor allem über Vie tnams 
humanitäre Unters tützung rur Kampuchea spreche, rur deren 
Exis tenz c:r selber Beweise gesehen hatte. 
Für d ie Agenturleute wie ihn ist die "Repatriierung" von 
8.600 Menschen aus den Thai-Lagern der wWldeste Punkt in 
der Debatte. Alle diese "Heimkehrer" kamen aus dem Sa­
K.ieo·Camp, e inem Lager innerhalb Thailands, das nominell 
Wlter Kontrolle der Ilohen Flüchtlingskommission der UNO 
steht , tatsächlich aber von den Roten Khmer beherrscht 
wird, die Hilfsgütc:r und Ein.schüchterung verbreiten. abge­
sehen davon, daß sie Leute bis zum Hals e ingraben - zum 
bloßen Zei tvertreib. 
Die Roten Khmer sind durch die Hilfe des Westens in d ie­
M:m Lager gut erholt und gemäste t, und, wie ein UN- Beam­
ter, der d ie erste Gruppe das Lager verlassen sah , festste ll te, 
"sie sind bereit zum kämpfen ... Wir schicken ei.n e ganze 
Division d ieser Bastarde zurück. Das ist wie eine Kriegser­
klärung." ( ... ) 
Der Chefkoordina tor der Hohen Flücht lingskomm:inion der 
UNO Zia Rizvi versuchte, die Repatriierung zu verschieben, 
das wunle abe r von den Thais abgelehnt. Wie vo rau'izusehen, 
an tworteten d ie Vietnamesen auf d iese Provokat ion mit 
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einem Angriff. der die "Landbrücke" in Nong Chan unter­
brochen hat, und der _ vie lleicht nur zeitweilig - d ie Nach­
schublieferungen der Agenturen für soJehe Rote-Khmer­
Lager wie Phnom Malai und Ta Pri k im Süden und Phnom 
Chat im Norden gestoppt hat. 
l\teine eigene Reise über d ie Gremte nach Phnom Chat brach· 
te ein Panoptikum von Beweisen hervor. wie die UN ICEF 
und das Rote Kreuz d ie Roten Khmer wieder aufgebaut 
haben und halfen, sie zu einer effektiven Macht zu fo rmen, 
deren Truppenstärke nun auf 30.000 geschätzt wird; das 
bedeutet eine Verdoppelung ihrer Stüke seit Beginn der 
"Ernährung iiber die Grenzen hinweg". ( ... ) 
Angst, nicht Hunger. ist nun Kampucheas Last. Es ist eine 
Angst, die sich durch jede Unterhaltung zieht, die sich ge· 
spenstisch in jedem zweiten Gesicht in jeder Menschen· 
menge widerspiegc:1t. "Wird Pol Po t zurückkommen?" wur­
de ich immer wieder gefrag t. 
Trotz der j ahre des Bombardements und der westlichen 
Unters tützung Po l Pots d urch die Hintertür gib t es gegenüber 
west lichen Ausländern wenig Xenophobie, die m an in einer 
kleinen Nation . die so viel unter ausländischem Vandalismus 
gelitten hat, erwarten wiirde. Die traditionelle Khmer­
Antipathie gegen d ie Vietnamesen ist auf Dauer verdrängt, 
und es gibt keinen manifesten " Haß", von dem die an der 
Grenze viel Aufhebens gemacht haben. 
Vietnamuische Soldaten spazieren auf den Märkten, unbe· 
waffnet ; ihre Disziplin hat gutes Ansehen; die Leute inner­
halb Kampucheas wissen, daß nur sie zwischen ihnen und 
einem neuen Regime der Roten Khmc:r stehen. ( ... ) 

Khieu Samphan, der Pol Pot als "Premierminister" des 
"Demokratischen Kampuchea" ersetzt hat (siehe dazu Be­
richt von H. r-,'Ieinke in AJB Nr. 2/1980; d. Red.), hat die 
internationale Presse in seinem Dschungelhauptquartier 
empfangen - mit freundliche r Unters tützung der Thai-Ami· 
tüs. Der Times·Mann in Bangkok fand ihn als ,Jugend. 
lichen, stattlichen Mann mit einem bereitwill igen Lächeln" 
vor, der " wünschte, mit der Vergangenheit aufzuräumen", 
und der sagte, "seine zukünftige Regierungspolitik sei es, die 
Freiheit flir das Volk zu erstreben , e ine Regierung jeglicher 
Ideologie zu wählen _ , kom munistisch, kapita listisch oder 
auf einem Mi tte lweg." Bis zum Erbrechen. 

Aufpolicrung des Kill er-Images 

Solche "objektiven" Interviews mit einem Mann, der ab 
Theoretiker haupt verantwortlich war rur die Verbrechen 
gegen s~in Volk. sind noch nicht allgemei n üblich. Aber sie 
treten schon zutage, so als ob das, was die Roten Khmer 
getan haben. e in bloßes politisches "Problan" sei, und nicht 
die Nazi-gleiche Mammutperversion , die es war. 
Dr. Br.tezinskis .. Hintergrundinformations-Spezialisten" 
streuen schon das Won aus, ein "Demokratisches Kampu. 
chea" werde natürlich Teil einer Koalition sein müssen , mit 
oder ohne Prinz Sihanouk. Sihanouk hat diese Vision ziem­
lieh gestört, indem er erkläne. er wolk mit den Schlächtern 
seines Volkes nichts zu tWI haben. ( ... ) 
Pol Pots (oder Khieu Samphans) Repräsentant bei der UNO, 
der im Beekman·Tower-Hotel eine luxuriöse Suite bewohnt. 
hat gesagt, es gebe keinen Zweifel, daß, mit Washingtons 
und Pekings Unterstützung, die UN-VoUversammlung im 
Sep tember (1980; d. Red.) für d ie Legi timi tät seiner .. Regie­
ru ng" stim men werde. So fügt sich das Bild zusammen. 
China, das einen Neujahrsfr ieden abgelehnt hat, hat d rei 
Divisionen an seine Crenze zu Vietnam verlegt , das nun im 
ftinfun ddreißigsten j ahr dcr Belagerung leidet. Wie "Deer 
Hunte r" Rosenblatt sagen würde, ist eine weitere "human i­
täre Bemühung" schon recht fortgeschritten. 
(Quelle: New Statesman. 1.8. 1980, S. 9- 15) 
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Ich bin ..... J ahre alt 

Mein Beruf/ J.'ach : ..... 

Mei ne wichtigsten Informationsquellen (Tages·, Wo· 
chen- und Monat szeitungen/Zeitschriften) sind: 

Ich lese ständig folgende weiu."Tc Drille·Welt·Publi· 
kationen; 

Ich bin Mitarbeiter e iner Akt ion.sgruppe; 
(:I;utreffendes bitte an kreuzen) 

zur Solidaritätsarbeit 0 
in der Anti-Slrauß.Bewegung 0 
in e iner anderen Init iat ive 0 

Ich bin Mitglied einer 
Gewerkschaft 0 

leh wurde 

durch 

AIB·Leser 0 
AIB·Abonnent 0 

eine Anzeige 0 
eine Buchhandlung 0 
Büchcrtisch 0 
Bekannte 0 
Werbepräm ie 
imAIß 0 
Abdruck eines AIB­
Beitrages in einer 
anderen Publikat ion 0 

.............. 

7) 

8) 

9) 

10) 

!\'1ein AIB·Exemplar hat ca ...... Mitleser 

Ich gebrauche das AlB in .. :nter Linie 
für die Solidaritätsarbcit 0 
für das Studium / 
in meinem Beruf o 
zur eigenen Information 0 

Mir iSI schon einmal eine 
positiv 
negativ 
und zwar in 

AIIJ-Anzcige 

o 
o 

Das AlB ist ausreichend aktuell : 
J. 0 
Nei n o 

aufgefall en 

11) Das Verhält nis vo n Themen/Theorien/ Regionen/ Län. 
dem/Serien 
sollte so bleiben 0 
müßte geändert werden 0 

Mein Vorschlag; .. 

12) Das Verhähnis VOll Eigenbeiträgen und Dokumenten 
sollte so bleiben 0 
ich bin für mehr Dokumente 0 

J 3) Den AIB·S til finde ich 
gu' 
akZL"ptabd 
zu eintönig 

Kritikpunkte; . 

o 
o 
o 
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14) Ich wünsche 
mehr , dafür kürzere Beiträge 0 
längere, dafür weniger Beiträge 0 
daß es so bleibt wie bisher 0 

15) Das VL'Thältnis Bild/Text soll te 
so b le iben 0 
geändL'Tt werden 0 
zugunsten . 

16) Wenn ich das neue AlB erhalte , lese ich zuerst; 

Sehen oder nie lese ich: 

Rubriken (AIB.Aktuell, Rückblick, Rezen sionen 
usw.) , die entfa llen odL'T neu au fgenommen WL'I'den 
sollten: 

17) ü ber die vorhergehenden Fragen hinaus möchte ic h 
noch folgende Anmerkungen bzw. Anregu ngen 
machen (bei Platzmangel b itte ein Extrablatt be­
nutzen): 

Bitte bis spätestens 15. November 1980 senden an : 
Al B, Liebigstr. 46, 3550 Marburg I 
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Band 1: Thea B<lttner, 
Alrika von den Anlangen bis zur 
territOfia~n Aul leiluPlg durch die 
Kolonialmachte, 
372 $eilen, DM 14,80 

Vier Bande: 
Kleine Bibliothek 155-158 
Bande 3 uno 4 erscheinen 1981 

Mit Illustrationen und Kalten 
Kleine Bibliothek Band 196 
272 $elten, DM 14,80 

Band 2 : Heinrich LOlh, 
Alrika unter Kolonialherrschalt und 
die FormieruPlg der anl ikolonialen 
Kral te (I884-194S) 
297 SElllen, DM 14,80 

Kleine BibiiOlhek Band 125 
161 Seilen, DM t2,80 

• 
rl 

Kleine Bibliothek Band 186 
:?19Seiten, DM 12,80 

Kleine Bibliolhek Band 205 
Ca. :?40$eiten, DM 14,80 

Kleine Bibliolhek Band 204 
Ca. 400 Selten, DM 14,80 
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r--------------
I Aurel Billstein Kriegsgefangene und 

deportierte 

I Fremdarbeiter .. fremdvölkische 

I 
Arbeitskräfte" 

in unserer 1939 - 1945 

I Stadt am Beispiel Krefelds 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

--

\ I 

196 Seiten, kartoniert, 15,- DM 
ISBN 3-87682-726-4 

"Ob die anderen Völker In Wohlstand 
leben, oder ob sie verrecken VOl Hunger, 
das Interessiert mich nur so weit, als wir sie 
als Sklaven für unsare KuUur brauchen, 
anders interessiert mich das nicht" Dieser 
Satz aus einer Rede Heinrich Himmlers, 
" ReichsfQhrer SS", charakterisiert die zy­
nische Menschenfeindlichkeit des deut-
schen Faschismus. 

Am Beispiel Krefelds wird demonstriert, 
wie "Fremdarbeiter" in d8f Industrie aus-
gepreßt, In Lagern geschunden und von 
Gestapo und enderen faschistischen Insti-
tutionen verfolg! und ermordet wurden. 
Gleichzeitig wird aber auch cIokumen-
tiert, wie Deutsche dan Ausländern auf 
die unterschiedlichsie Weise hal1en. 

Das 
Mädchenorchester 
In Auschwltz 

Aus dem Französischen 
von Sigi lorilz 
264 Selten, kartoniert, 
mit Schutzumschlag 19,80 DM 

,.Dieses Buch 
wird nie in der 

• 
Bundesrepublik 
erscheinen" -_ ... · c· 

. .. sagte Fania Fltnelon zur NEW YORK liMES, als d ie ameri­
kanische Ausgabe ihres erregenden Buches über das Innen­
leben von Auschwitz vorgestellt wurde. Fanla F6nelon, fran­
zösische Jüdin, Mitglied dieses makabren Mädchenorche-­
sters Inmitten der Todesfabrik Auschwitz, hat nicht recht be­
halten. Denn dieses menschlich wie literarisch gleicherma­
ßen faszinierende Buch, das In Paris und Landon Furore 
machte und verfilmt wird (Drehbuch Arthur Mlller), muß erst 
recht In der Bundesrepublik gelesen - und verstanden wer-

I den. 

gegen : 
Neonazismus 

und 
Rechtsgefahr, 

Kriegstreiberei 
und 

Militaristen, 
Verlassungsbruch 

durch 
Berufsverbote, 
Schnüffeleien 

und 
Zensur 

weil 
Antifaschisten 

eine 
antifaschistische 

Zeitung brauchen 

~ Ich möchte kostenlose 
Probeexemplare 
ICh mochle " d ie laI' 

o abonnieren 
PO$lbelug j iihrlich 0 DM 34,­
Sonderpreis rur Studenten, SChu­
ler. Soldaten. ZDl . Auszubildende 

o DM 11,-

PLZ, O" 

Oatum Unler1lchtUt 

Einsenoen an 

~~erloer,g-Verlag 

PosIlach 4129, 

'-----------------1_- ----
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Südafrika 

Gespräch mit Oliver Tambo 

Den Weißen steht 
ein Schock bevor 

Seit den A nschliigen des Afrikanischen NationalkQngresses 
(A NC) gegen Einrichtungen des Rassisterzregimes und vor 
allem gegen die Kohleverjliissigungsanfagen SA SOL 1 und II 
hoben die westlichen Medien vom Kampf des ANe in einem 
Ma ße Notiz genomml!11 wie seit dem Massaker von Sharpe. 
ville und dem Verb ot des ANC 1960 (vgl. AlB, NT. 3/1980) 
nicht mehr. Dies belegt ein lnteruiew, das das US- Magazin 
Newsweek mit dem ANC·Priisiden ten Oliver Tambo über 
Gru ndsatzfragen der ANC.Politik jiihrte. darunter auch über 
die sog. Reformpliine des ;rijdafrikanischen Premierministers 
Pieter Batha (siehe Kosten). Zu den Merkmalen des inzwi­
schen beendeten Streiks von über 100.000 vor allem farbi. 
gen Schülern in Süda/rika und zur Rolle bestimmter Bantu­
stan-Führer nahm ANC-Generalsekretör Al/red Nzo gegen­
über der A NC-Zeitung Ma yib uye Stellung_ 

FRAGE : Ihre Guerilleros haben neulich Tanklager bei Süd­
afrikas Kohlevernüssigungsanlage in Sasolburg in die Luft 
gesprengt und es hat Angriffe auf Polizeistat ionen und eine 
Bank gegeben. Bedeutet dies, daß Südafrika sich einem eska­
lierenden städtischen Guerillakampf-Programm des Afrika­
nischen National kongresses (ANC; d. Red.) gegenüb ersieht ? 
O. T AMBO: Leider ja. Dies ist keineswegs eine alleinige Ent­
scheidung des ANC. Sie ist diktiert von den Erwartungen 
des Volkes. 
FRAGE: Glauben Sie, daß Gewalt die eino:ige verbliebene 
Alternative ist, eine Lösung der Probleme Südafrikas zu er­
reichen? 
O. TA~'I BO: Diese Frage wird ständig falsch gestellt, indem 
sie uns die Verantwortung zuschiebt. Wir reagieren auf ein 
gewal tt ät iges System . Das südafrikanische Regime bedient 
sich repressiver Methoden, die durchweg gewal tsam sind. 
Was erwartet m:m also von unserem Volk? 
Die wahre Alternative ist die Annahme der gerechten For­
derungen des Vol kes von Südafrika nach einem gesellschaft ­
lichen System, das auf der Anerkennung seines Menschseins 
beruht. 

Bothas "Verfassung" ist inakzeptabel 

FRAGE: Glauben Sie wirklich, Sie könn en Südafrikas mi­
litärische und Polizeistärke überwinden ? 
O. TAMBO: J a, denn dies hängt nicht davon ab, daß wir 
scinen gepanzerten Divisionen unmittelbar gegenüberstehen 
müßten. Einer der Grunde damr, daß wir erfolgreich sein 
werden, liegt darin, daß sie es für fast unvorstellbar ha lten, 
daß der Schwarze effizient, daß er ein guter Kämpfer sein, 
planen. mutig sein kann. Die weiße Bevölkerung unterliegt 
der Selbsttäuschung, wir seien "Bobbejaans" (Paviane). 
Das aber bedeutet, daß den Weißen ein besonders harter 

Schock bevorsteht. Unsere Leute organisieren sich überall in 
Südafrika, und sie werden immer besser. 
FRAGE: Sind es Ihre Leut e, die für die jüngsten Unruhen 
verantwortlich sind ? 
O. TAMBO: Nicht immer. Man braucht keinen politischen 
Agitator, um sich gegen Polizeibrutalität und Unrecht zur 
Wehr zu setzen. 
FRAGE: Sie haben vermutl ich von den Abse tzbewegungen 
von der Apartheid in den letzten Monaten gelesen und über 
die Versprechungen Premierminis ter Pieter Bothas. Sehen 
Sie diese als ermutigend an? 
O. TAMBO: Nein. Wir bitten nicht mehr um geringfügige 
Veränderungen in den offiziellen Formen der Herrschaft der 
weißen Minderheit. Ober diesen Punkt sind wir weit hinaus. 
Vor 20 Jahren wären diese Veränderungen bedeutsam ge­
wesen. Sehen Sie sich an, was in Afrika geschehen ist, wo 
sich Zimbabwe und Mocambique zu Nationen en twickelt 
haben, in denen die Kontrolle von allen Bürgern, schwanen 
wie weißen, ausgeübt wird. In Südafrika tändelt das Regime 
immer noch mit dem herum, was kleine Apartheid genannt 
wird . 
Wenn Premier Botha es gut meint, so ist er einfach zu spä.t 
dran. Was heute in Süda frika geschieht, kommt zu spät und 
ist zu wenig. Botha beharrt auf dem Grund konzept von 

Bothas 12-Punkte-"Reform"plan 
Die "RdormVOr5tellungcn" dcs scit Ende 1978 amticrenden südaf· 
rikaniKhen Prcmierministcrs Picter Botha sind in den Prinzipien 
des sog. 12·Punkte-Plans folgcndcrmaßen :tusammengcfaßt: 
• "Anerkennung einer multinationalen Gesellschaft und der El<i· 
stenz von Minderheitengruppen. 
• Anerkcnnung dcs Prinzips einer 'vertikalen Differenzierung', zu­
sammen mit dem Prinzip der Sdbstbenimmung in so vielen Berei· 
chen wie möglich. 
• Größtmögli<;he Konsolidierung der Autonom staaten (Bantu· 
slans; d. Red.). 
• Tei lung der Macht zwiscllen den Weißen, Indern und Misclllin· 
gen, bei iländiger Konsultation und gemeinsamer Vcrantwortung 
für Belange von gemeinsamen Interesse. 
• Anerkennung des Prinzips getrennter Schulen. 
• Abschaffung 'diskriminierender Maßnahmen'. 
• Wirtschaftliche Interdependen:t. 
• Strebcn nach einer Konstellation von Staaten im Südlichen Afri· 
ka bei 'gegenseitigem Respekt vor den Standpunkten des anderen' . 
• Ennchlossenhei t, Südafrika vor ausländischer Intel"olent ion zu 
V!:rteidigen. 
• Neutrale Posit ion Südafrikas, wobei seine eigenen Interessen von 
ausschlaggebender Bedeutung sind. 
• Wirkungllvolle Enucheidungsltraft auf der Grundlage einer star­
ken Verteidigungsstrei tmacht und einer sauberen Verwaltung. 
• Beibehal tung des Systems des freien Unternehmen ums. " 
(Quelle: Die Winschaft , Heft 3f 1980, zit. nach: ISSA, Bonn, NT. 
6-7, JunifJuli 1980, S. 17) 
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Rassismus und Apartheid. Die gesamte Struktur bleibt vöJ1ig 
intakt. Es gibt keine wirkliche Bewegung, keinen wirk lichen 
Wandel, und was sich abspielt, berührt unser Volk nicht. 
FRAGE: Was halten Sie von der geplanten südafrikanischen 
Verfassung, nach welcher Farbige und Inder zusammen mit 
Weißen in einem PräsidiaJrat sitzen sollen, unterstützt von 
einem beratenden G remium, das die städ tischen Schwarzen 
repräsentieren soll? 
O. TAMBO: Dies ist inakzeptabel, weil es die Mehrheit d es 
südafrikanischen Volkes außer acht läßt. Es is t ke ine Ver· 
fassung, die das süda fr ikanische Volk in seiner Gesamtheit 

einbezieht. 

Sie trägt alle Züge des Rassismus und der Apartheid. Sie soll 
dazu dienen, den Status quo und die Macht in den Händen 
der weißen Minderheit zu erhalten _ unter völligem Aus· 
schluß der Schwanen. Wir lehnen sie volls tändig ab. 
FRAGE: Kö nnten Sie sich eine bundesstaatliche Polit ik für 

Südafrika vorstellen? 

Die Macht in die Hand der Volksmehrheit! 

O. T AMBO: Auch diese wäre nach den künstlichen rassI' 
sehen Gruppierungen ausgerichtet, die ' man gcbild et hat. 
Ihre Grundlage wäre also rassistisch. 
Wir arbeiten auf ein uni tarisches System hin. Die Me nschen 
müssen von stammesmäßigem, e thnischem und rassischem 

Denken abgebrach t werden. 
FRAGE: Wäre Ihr unitarischcs System flir Südafrika marxi· 

st isch? 
O. TAMBO: Die Macht soll vom gesamten Volk ausgehen. 
Diese Macht sollte dazu eingesetzt werden, um das Südaf· 
rika zu schaffen, das es wünscht. Es muß gewährleistet sein, 
daß es eine gleichmäßige Verteilung des von uns produzier. 

ten Reichtums geben wird. 
FRAGE : Das beantwortet n icht meine frage. Der ANC 
setz( sich zumind est teilweise aus Kommunisten zusammen 

und wird von der Sowjetuni on unterstützt. Streuen Sie eine 
marxistische Gesellschaft an? Oder könntcn Sie irgendeinen 
anderen schwarzen Staa t auf diesem Kontinent nen nen, dem 
es ähneln würde? 
O. TAMBO: Ich glaube nicht, daß es irgendein em a nderen 
Land glcichen müßte. Ich gehe davon aus, daß es sich 
gründen muß auf die Geschichte Süd afrikas, auf den gegen· 
wänigen Charak ter der südafrikanischen Gesellschaft, d ie 
Erfahrungen des südafrikanischen Volkes. 
Wif müssen al1 dies in Rech nung stellen und cn tscheiden, 
was für das gesamte Land am besten ist. Nchmen wir Zirn · 

babwe. Kön nen wir heute sagen, was das Systcm Zimbabwes 
ist? Ist es marxistisch? Ist es kapitalistisch? Ist es afrikani· 
scher Sozialismus? Ich glaube, die Mcnschen Zimbabwcs 

versuchen ei nen Weg zu finden . Sie berücksichtigen allcs -
die Befürch tungen der Weißen , die Bedürfnisse der Armen 
und Vcrachteten, die Notwendigkeit, die Wirtschaft zu ent· 
wickeln. Ich weiß nicht, ob es irgcndjemanden gibt, dcr in 
der Lage ist, das gegenwärtige gesellschaftliche System zu 
charakterisiercn. 
Bevor sie dic Macht übernahmen, halten die Führer gewisse 
Vorstellungen davon, was sie tun würden, wenn sie an der 
Macht wären. Als sie jedoch die Macht übernahmen, mußten 
sie sich gewissen Realitäten stellen. So würde es auch in 
Südafrika sein. 
FRAGE: Gehen Sie davon aus, daß die südafrikanische Re· 
gierung letztlich zu einer Übcreinkunft mit Ihrer Organi. 
sation kommen wird? 
O. TAM BO: Jawohl. Der ANC ist die nationale Organisation 
und insofern repräsentiert er die Mehrheit des Volkes. 
(Quelle: Newsweek, New Vork. 11.8.1980) 

Alfred Nzo Aktionseinheit ist der Schlüssel 
Zu den jiingsten Massena ktionen der Schill~r: 
Die gegenwärtige Stimmung der Auflehnung, die durch den unter· 
drückten Teil unseres Volke~ geht , beschränkt sich nicht auf die 
denc:itigen Schülememonstr.uionen, so bedeutend diese sind. Erin· 
nern wir uns daran, daß in der jüngsten Vergangenheit eine sehr 
breite Bewegung durch Südafrika g<:gangen ist, welche die Freila5~ 
sung Mandela! forde rte, selbstverständlich verbunden mit der For· 
derung nach Freilassung aller polit ischen Gefangenen. Das beispiel· 
lo!iC Ausmaß dieiCr Bewegung hat gezeigt, daß unser Volk den 
Punkt erreicht hat , an dem es sagt: "Genug ist g<:nug!" 
Nun hat sich diese Bewegung nicht allein auf die Afrikaner in unse· 
rem Lande beschränkt, sondern die Farbigen und Inder sowie einen 
bedeutenden Teil der weißen Bevölken.lllg einbezogen. Diese Be· 
wegung hat sich ausgewirkt in die gegenwärtigen Vorgängc hinein, 
namentlich die Schülerrevolte. Vor wenigcn Tagen wurde bekannt· 
gegeben, daß die Führer der Schüler b~"immte Forderungen an das 
Regime gerichtet haben, und die ente Forderung war die nach 
Freilassung aller politiJchen Gefangenen. Dies zeigt den Grad deJ 
politischen Bewußtseins unserer Jugend, di~ ihre eigenen sp~zifi· 

sehen Probleme nicht isoliert VOn den allgemeinen Problemen sieht, 
die unser Volk betreffen. 
EJ sei auch dann erinnert, daß während dieser Zeit ein großer T~i l 

der schwarzen ArbeiterkJass~ gegen das Regime aufgestanden ist 
und an die Unternehmer bestimmte Forderungen nach Verbesse· 
rung der Arbeitsbedingungen richtet. 
Was man a1ro sieht, ist eine Verbindung von Arbeil<'rklaue und 
Schülern, wobei die!e von ihren El tern und Lehrern unterstü~t 
werden, wou dem, was die Schiller sagen, Gewicht verliehen hat, so 
daß es nicht einfach abg<:tan werden kann, indem man sagt, es 
handle sich um unv~rantwOf'tlichc Aktionen von Kindern, die 
nichts wüßten. Die Ehern !iClbst und die uhrer I-ag<: n: ,J a, ihr habt 
recht!". Es handelt sich aho um eine Volksbewegung, der sich das 
Regime gegenübersieht. 
Zu den lUäften, die sich gesen Massenaktioncn wenden: 
Dies ist in der Tat eine sehr bedauerliche Entwicklung, insbesonde· 
re die Entscheidung der "gesetzgcbenden Versammlung" von Kwa· 
Zulu (eines von sieben sog. "Bantu·Heimatländern", die 1975 eine 
"Se.lbltverwaltung" erh ielten, "gI. AlB, NT. 9{1976; d. Red.), sich 
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mit jenen zu befassen, die, wie sie sagen, Agitatoren beim Schul· 
boykott seien. Im weiteren Verlauf wurden denn auch bestimmte 
Personen als "Agitatoren" ausgesondert. 
Dies findet statt zu einer Zeit, da der faschistische Gegner Hundert· 
schaften de r Anti ·Aufruhr·Polizei (riot police) in das KwaMashu· 
Gebiet entsandt hat mit dem Ziel, genau das zu unterhinden, was 
die "Gesetzgeber" vOn KwaZulu ebenfalls falsch nennen - den 
Boykott. Auf der einen Seite finden wir die Anti·Aufruhr-Polizei 
dabei unser Volk zu schikanieren, es einzuschüchtern, um den Boy· 
kott abzubrechen; und auf derselben Seite finden wir die "Gesetz· 
geber" von KwaZulu, die genau dasselbe tun. Dies ilIt eine sehr 
gcfahrliche Entwicklung, denn sie bedeutet, daß die KwaZulu·"Ge· 
setzgeber" sich auf die Seite des Feindes ste llen. 
Wir sagen, daß die Interessen der unte rdrückten Bevölkerong in 
ihrer Einheit liegen, denn die .. geset'lgebende Versammlung" von 
KwaZulu ist völlig ohnmächtig, die Forderungen einzulösen, die 
von dieser gesamten Bewegung vorgebracht wurden. Sie ist völlig 
außerstande, die Frage der Gleichheit in der Erziehung zu IÖiCn. Sie 
spielt die Rolle einer Feuerwehr des Feindes. Sie wi rd nicht in der 
Lage sein, die Frage der Ungleichheit zu lösen - aber der Massen· 
kampf des Volkes wi rd es sein, nicht jedoch eine Bewegung, die 
bemüht ist, den revolutionären Enthusiasmus de r Massen zu 
dämpfen. 
Zu Aufrufen Gatsha Buthelezis, die Mauenaktionen einzu. tellen: 
Wir können denen, die es sich haben in den Sinn kommen lassen, 
sieh gegen die Mehrheit der Bevölkerung zu ste llen, nur den Rat 
geben, damit Schluß ;r.u machen. Die Stimmung umeres Volkes ist 
derart, daß es nicht gewillt ist, irgendetwas anderes zu akzeptieren 
als weitere Aufrufe zu Massenaktionen. um seine Probleme zu lö· 
sen. 
Wir rufen Leute wie Gatsha Buthclezi (prowc:stlichcr Häuptling; d. 
Red.) auf, davon Abstand zu nehmen, sich gegcn das Volk zu ucl· 
len und den Gegner objektiv zu unterstützen, das Anwachsen der 
Stimmung des Massenaufstandcl zu zerstören. Denn wenn sie damit 
fortfabren, werden sie unweigerlich von der unwiderstehlichen 
Welle der Revolution hinweggeschwemmt wcrden, die jetzt du rch 
Südafrika rollt. 
(Quelle: Mayibuye. Organ des ANe, 0.0., Nr. 4/ 1980, Ausschnitte) 



Kolumbien 
Roland Feicht 

"Stabile Demokratie" unter Druck 
Die Tonangebenden in Kolumbien rühmen gern und oft 
"ihre stabile Demokratie" als beispic:lhaft für Latcinamerika. 
Doch was als stabile Demokratie gepriesen wird, entpuppt 
sich nach näherem Hinschauen als ein erheblich einge­
schränkter bürgerl icher Parlamentarismus, mit dem die ko­
lumbianische Oligarchie den sich sprunghaft und äußerst un­
sozial entwickelnden Kapitalismus schütz!. 
Die relative Stabi lität der Herrschah der Oligarchie ist VOf­

rangig darauf zurück2:ufUhren, daß es der demokratischen 
Bewegung noch nicht gelungen ist, ihre politische Kraft und 
Einheit soweit zu entwickeln. um entscheidende Durch­
brüche zu erzielen. 

Regierungspakt der o ligarchischen Parteien 

Seit den 60er j ahren hat sich der Kapitalismus in Kolum­
bien, insbesondere der industrielle Sektor, rasant entwickelt; 
jedoch bleibt er in der internationalen kapitalistischen Ar­
beitsteilung insbesondere vom US-Imperial ismus abhängig 
und untCTentwickelt (siehe Daten-Kasten). Die Landwirt­
schaft is t einem Kapitaiisierungsprozeß unter den Bedingun­
gen des GroßgTundbesitzes und seiner Expansion und Kon­
zentration un tCTworfen. Kommt diese Entwicklung den 
Profitin teressen der knapp 50 da.'l Land beherrschenden 
Familien, der Oligarchie (aus den Reihen des inländischen 
Monopolkapitals einschließlich des Großgrundbesitzes) und 
des internat ionalen Monopolkapitals (vertreten vor allem 
durch d ie US-amerikanischen Monopolgruppen RockefeIler, 
Morgan und First National City Bank) zugute, 1 so sind es 
gerade die Arbeiter, Bauern, Arbeitslosen und Unterbeschäf­
tigten, d ie die Rechnung dafür bezahlen müssen. Und zwar 
in einem Maße, daß man in der letzten Dekade nicht nur 
von einer relativen, sondern auch von einer absoluten Ver­
elendung großer Teile der Bevölkerung reden muß.2 
So hat die Arbeiterklasse in den letzten 10 jahren eine Real­
lohneinbuße von ca . IO'fo h innehmen müssen. Allein die 
Textilarbeiter verloren zwischen 1970 und 1977 30% ihres 
Reallohns. 3 Die per Erlaß festgelegten Minimallöhne, mi t 
denen ein Großteil der Arbeiterklasse auskommen muß, 
decken nur 47% der lebensnotwendigen Ausgaben des Fami­
lienhaushaltes ab.4 Viele Bauern und Landarbeiter haben 
sogar ein Einkom men unt er der Minimallohngrenze. Die Ex­
pansion und Kapi tal isierung des Großgrundbesitzes treibt 
die Bauern in großer Zahl in die Städ te. Dadurch bekommt 
das Heer der Arbeitslosen und Unterbeschäfligten ständig 
neuen Zufluß. 
Politisch wird diese Entwicklung durch die beiden Parteien 
der Oligarchie, die Liberale und Konservative Partei getra­
gen. Seit 1958 teilen sie sich verfassungsmäßig die Herr­
schaft in par itätischer Form. So wechselte "legal" bis 1974 
jeweils nach vier j ahren Regierungszeit da.'l Amt des Präsi­
denten der Republik von einem Repräsentanten der einen 
Partei über zu einem der anderen. Alle Führungspositionen 
in du Exekutive und Judikative werden bis heute gleich. 
mäßig von Liberalen und Konservativen besetzt. 
Der seit über 30 jahren ohne nennenswerte Unterbrechun­
gen verhängte Ausnahmezustand "erlaubt" es der Oligar. 

chie, die in der Verfassung verankerten bürgerlichen Rechte, 
vor allem das Demonstrations· und Streikrech t, willkürlich 
aufzuheben. Er d ien t auch der Unterstellung großer länd­
licher Regionen unter Mili tärherrschaft. Morde durch das 
Militär sind an der Tagesordnung und die Zahl der polit i­
schen Gefangenen und der Folterungen nimmt zu. 

Dem wachsenden Volkspro test seit Ende 1977 versucht die 
je tzige Regierung unter dem Präsidenten julio eesar Tur­
bay A. mil dem sog. "Sicherheitsstatut" einen Riege l vor­
zU$chieben. Dieses Gesetz von 1978 hat die demokratischen 
Rechte noch weiter eingeschränkt. Es hat den Tatbestand 
des politischen Deliktes dermaßen exzessiv ausgedehnt, daß 
jeder Opponent im Lande festgenommen und mit empfind· 
lichen Strafen belegt werden kann.5 Seit dieser Zei t b esteht 
die Gefahr, daß die reaktionärsten und faschistischen Kreise 
um den Spitzenpolitiker der Konservativen Partei Gomez 
Hurtado und um den ~riegsmin i sler Camacho Leyva - d ie 
Rechtsentwicklung ausnutzend - den Versuch unternehmen 
können, das Land vollständig zu "uruguayanisieren ". 

Die Wahlen vom 9. März 1980 

Angesichts dieser Entwicklung gründete die politische Linke 
im Dezember 1979 da.'l Bündnis Demokratische Front (FD). 
Die FD ist da.'l Resultat eines langen und zähen Ringens um 
Aktionseinheit demokratischer und revolut ionärer Parteien 
und Gruppierungen. 
In diesem Bündnis ist an ers ter Stelle d ie Kommunistische 
Par tei (PCC) zu nennen. Sie ist nich t nur die größte und 
älteste (50 Jahre alt) Partei des Bündnisses. Auf ihre Initia­
tive gingen auch die Versuche de r Bildung eines Volksein· 
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hdtsbündnisses vor der Gründung de r FD zurück: Bündnis 
PCC-MRL Anfang der 60er Jahre; Bildung der Union der 
Nationalen Opposition (UNO) im Jahr 1972 mit dem fort­
schrittlichen Fliigel der 1970 starken, aber dann in 3 Td le 
zerfallenen Nationalen Volksallianz (ANAPO) und der links­
liberalen Gruppe Unabhängig-Liberale Bewegung (MIL), 
auch d ie maoistische Partei MOIR war kurz in der UNO, 
scherte aber bald wieder aus und bildete ein kleines Bündnis 
mit radikal isierten Liberalen und ANAPisten, namens FUP. 
Die PCC kann im Gegensatz zu den anderen Bündnispart­
nern eine konstante Verankerung in der Arbei terklasse und 
der Bauernschaft aufweisen. FIR~"ES, eine 1978 gegründete 
sozialistische Organisation unter Führung des Schriftstellers 
Gabriel Garcia Marquez, ist erst im Wachsen begriffen. In 
jüngster Zeit haben sich der Demokratischen Front auch die 
sozialist ischen Gruppen PST und PS R genähert. 
Somit ist zum ersten Mal in Kolumbien der überwiegende 
Teil der politischen Linken in einem Bündnis vereint. Die 
FD ist ei ndeutig antiimperialistisch, anLimonopolistisch, ge­
gen den Großgrundbesitz und demokrat isch orientiert. In 
ihrem Programm (siehe Plattform) Irin sie in diesem Sinne 
Rir Veränderungen ein und ihr Ziel ist "die Schaffung eines 
neuen, durch die Werktät igen und demokratischen Klassen 
geführt en Staates". 

Der wachsende Protest in de r kolumbianischen Bevölkerung, 
der sich vor allem im außerparlamentarischen Kamp f (ins-

Kolumbien-Daten 

Territorium' 1.138.914 qkm, mehr als viedache Flache der BRD 
Bevölkerung: 25 Mio 
Sprache: Spanisch 
Wirt5Ch..rtl;ch-So~iales: 

Anteile am Brutto·lnlandsprodukt (BIP): Industrie 20%; Landwirt· 
schaft 25~; Bauwirtschaft, Strom· und Wassereneugung 25%, Han· 
dcl 30%. Liltenplatz in Lateinamerika im Wachstum des BIP, Plat~ 
4. Wachstum des BIP in den 70er Jahren 7-8% pro Jahr. 
Anteile an der gesamten Indu.trieproduktion: Lebensmittel· und 
Getriinkeindustrie 40%, Kapitaigiiterproduktion nur 9%. Anteile in 
der landwirtsChaftlichen Produktion: Kaffee 40%, Viehwiruchaft ., ... 
Abhängigkeit vom US·Monopoikapital: Die Gruppen Rockdcller, 
Morgan, First National City Bank sind an über 100 größeren Unter­
nehmen beteiligt. Kolumbiens Verschuldung bei den westlichen In­
dustriestaaten liegt bei 6 Mrd Dollar. 
Arbeitslosigkei t: ca. 10% in den Hier Jahren. Untcrbeschaftigung: 
15%. Analphabetcnrale: über 20%-
Ges<::hichte, 
1819 Unabhängigkeit. Simon Boliv .. r Anführer der Befreiungs· 

bewegung 
1850 

1903 

1928 

1936 
ab 1947 
1953-57 
ab 1958 
1966 
1977 
1979 
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Beginn der kapitaliltischen Entwicklung unter Dominanz 
des englischen Kapitals 
Abspaltung Panamas auf Betreiben der USA. Beginn der 
Vorherrschaft des US-Imperialismus 
Masfaker an den streikenden Bananenarbeitem der Uni. 
ted fruit Company 
Gründung der ersten Gcwerkschaftszentrale CTC 
"Violencia" (Bürgerkrieg) 
Militärdiktatur unter G. Rojas Pinilla 
Herrschaft der OlilfolTchie mittels einer "Maehllcilung" 
Ennordung von Garnilo Torres 
Ers ter Nationaler Bücgerausstand 
Gründung der Demokratischen fron t 

besondere der Gewerkschaften, in einer großen Zahl VOll 

Bürgerauss tänden, der Bürgerkomitees, der Guerilleros usw. ) 
vollzieht und in dem die Linke an der Mobilisierung des 
Volkes einen beträc htlichen Anteil hat, äußert sich noch 
nicht in einer zunehmenden Stimmabg-dbe bei den Wahlen 
rur die linke Opposition. Noch ist es dieser nicht gelungen. 
cin g roßes Wählcrpotential auf ihre Seite zu ziehen. 
Diese Situation hat sich auch bei den Departements- und 
Kommunalwahlen am 9. März dJ. be5tätigl. Die Liberale 
Panei erhielt 2 Mio Stimmen, dic Konservative Partei 
1,5 Mio und dic Demokratische Front 1 14.000. Immerhin 
ist die FD in knapp der Hälfte aller Departement.Parlamente 
vertreten, ebenso m allen wichtigen Departement­
Hauptstädten. 6 

Eine wesentliche Ursache für die nicht befriedigenden Wahl­
ergebnisse ist darin zu suchen, daß sich aufgrund der 
20jährigen unsozialen und undemokratischen Politik der tra­
dit ionellen Parteien der Oligarchie und durch die paritä­
tische Machtaufteilung d er passive Protest durch Nicht­
wählen breitgemacht hat. Die Wahlbeteiligung san k am 
9. März 1980 unter 30%. Di e erdrückende Stimmenmehrheit 
der rechten Parteien, Wahlmanipulationen und die Repres­
sion führen dazu, daß die Mehrheit der Arbeiter und Bauern 
keine Möglichkeiten sicht, durch eine Be teiligung an den 
Wahlen etwas zu verändern. Daß der Einfluß der Linken 
wesentl ich größer iSI, als es bei den Wahlen sche im , zeigen 
sowohl die Massenaktionen. die sie leiten, als auch die Tatsa· 
ehe, daß die Firmes-Bewegung 1978 420.000 Unterschriften 
ftir einen gemeinsamen Präsidentschaftskandidaten der lin­
ken sammelte. 

Vor dem zweiten nationalen Bürgerausstand 

Der wachsende Protest in der kolumbianischen Bevölkerung 
gegen die Verarmung und das undemokratische Regime ­
hierbei gegenwärtig vor all em gegen das "Sicherheitsstatut" 
- kommt, wie erwähnt, vorrangig im außerparlamen­
tarischen Kampf zum Durchbruch. 
An vorders ter Stelle befinden sich die Gewerkschaften, die 
Massenorganisationen der Arbeiter. Wie die politische Linke 
befindet sich die Gewerkschaftsbewegung au f dem Weg der 
Verwirklichung der Aktionseinheit. Es ist ein beachtlicher 
Erfolg, daß es den vier Gewerkschafuzent ra len CSTC (mar­
xistisch, solidarisch mit PCC, UNO und FD verbunden), 
UTC, CTC (beide sozialreformistisch, der Einfluß der tradi­
tionellen Parteien ist bei ihnen deutlich spürbar) und CGT 
(radikal chr istdemokratisch), die über 75% aller Gewerk-



Plattform der Demokratischen Front Kolumbiens. 
Wir, die wir die vorliegende Dc:klal"ll.tion unter.schreiben, drüc:ken 
unseren festen WiDen aus, eine Politik vorantutreiben, die die brei­
teue Einheit der Unterdrückten und Ausgebeuteten in Kolumbien 
herbeiführt - als einzigen Weg, um die Bestrebungen da kolumbia­
nischen Nation in die Wirklichkeit umzusetzen: Die Erlangung der 
nationalen Unabhängigkeit durch die Abschaffung der HelTschaft 
dei nordamerikanischen I mperialismus und der multinationalen 
Gesellschaften, und durch die AuOiebung des oligarchischen und 
antidemokratischen Regimes, unter denen die Republik leidet. 
Neben die50en allgemeinen Erwägungen, die zu unseren !)Olitischen 
Obeneugung.::n von der Notwendigkeit der Herstellung der Volks­
einheit gehören, meinen wir, daß die Situation, in der sich unser 
Und befindet - charakterisiert durch den Vormarsch des Militaris­
mus, die Konzentration des Reichtums in den l1änden weniger aus­
ländischer und nuionaler Monopole und den wachsenden Verlust 
der nationalen Souveränität - . die Bildung der bttltesten Demokra­
tischen Front verlangt, die alle Volksschichten, Parteien und 8e· 
wegungen der Opposition und demokrati5che Persönlichkeiten in 
sich vereint und die die Zusammenarbeit und Unterstützung von 
Sektoren und Organintionen der Massen sucht_ ( ... ) 
Heute verkünden wir den Kolumbianern umettn Willen, uns zur 
Demokrati.schen Front zusammenzuschließen, die in folgenden 
grundsätzlichen Punkten zur übereinkunft ge langt in: 
I) Kampf um die Verteidigung der Mensctienrechte und der deo 
mokl"ll.tischen Freiheiten, g.::gen das Aufkommen des Mi litarismus, 
der seinen Ausdruck findet im permanenten Ausnahmezustand, im 
Sicherheitsstatut und in der Imtitutionalisienmg der Folter. Für die 
Freiheit der politischen Gefangenen und der gefangenen Gewerk­
ilChafter. 
2) Kampf gegen die monopolistische Konzentration des Reichtums 
Wld die Ver teuerung der Lebenshaltungskosten. 
.s) Entschiedene Op!)O,ition zum Regime, das gegenwärt ig von 
Turbay Ayala angeführt wird, und zu seinem reaktionären Kurs, 
der sich durch die Militarisierung - die breite Teile des Volkes zu 
ertragen haben - verschärft. 
4) Unterstützung des Kampfes fUr die allgemeine Lohnerhöhung 
und Stärkung de r Prozesse der Vereinheitlichung der Gewerk· 
schaftsbewegung und ihres Kampfes für vollkommenes Streikrecht. 
5) Effektive Solidarität mit allen Völkern der Welt, die für ihtt 
Selbstbestimmung und nationale Unabhängigkeit kämpfen. 
Diese Minimalplanform ist eine Obereinkunft flir die unmittelbare 
!)Olitische Aktion der revolutionären, demoktltischen und patrioti­
schen Kräfte_ 
Gleichermaßen sind wir in programmatischen Punkten übereinge· 
kommen, deren Endfassung das Ergebnis aller Krlil'te sein muß, die 
sich in diesen Prozeß de r Einheit e ingliedern. 
Die Parteien und politischen Bewegungen, die gegenwärtig die 
Demokratische Front bilden, stellen sich jetzt das Ziel, sich einheit· 
lich am Wahlkampf 1980 (Departements- und Kommunalwahlen 
am vergangenen 9. Män 1980; d. Red.) zu beteiligen. ( ... ) 
Die Demokratische Front wird an al len Kltialen und demokrati­
schen Kämpfen des Volkes teilnehmen, Wld in diesem Sinne un­
terstützt sie die Initiative einer großen Anzahl von Gewerkschaften, 
einen zweiten nationalen Bürgerausstand zu verwirklichen. 

schaften in sich vereinigen, gelang, im und nach dem ersten 

nationalen BÜTgerausSiand am 14.9.1977 ihren Kampf in ei­

nem von ihnen gegründeten Nationalen Gewerkschaftsrat 
(CNS) zu koordinieren. 

Die Zusammenarbeit in den wachsenden Stre ikaktivitäten 

nimmt - insbesondere in der Textilindustrie, bei den s t aat­
liche n Arbeitern und Angestellten usw_ zu_ 

Der Volk.'lprotcst in Aktionseinheit äuBen sich zusätzlich in 
einer größer werdenden Zahl von lokalen Sürger ausständen 

(paros civieos) bis hin zum großen nationalen Sürgeraus­

stand von 1977. Al lein in weniger als 19 Jahren (1958-77) 

gab es 88 Bürgerausstände auf lokaler Ebene? Gewerkschaf­

ter, Bewohner der Arbeiter - und Armenviertel und ihre Ko­
mitees (insbesondere das landesweite Komitee Provivienda), 

Studenten, Händler und Bauern finden sich hier im Kampf 
fUr gemein same soziale I nteressen zusammen . Liberal, kon­

servativ, kommunistisch , sozialistisch, demokratisch , christ­
lich orientierte und parteilose Bürger kämpfen gemeinsam in 
den Komitees, die die Ausstände leiten_ Eine füh rende Rolle 

Mit dem Vorsatz und dem Entschluß zur breitesten FrOn! gegen die 
OligarChie und die imperialistische HerrSChaft beizutragtn. werden 
wir ein einheitliches Programm und einen Einheitskandidaten für 
die Präsidentschaftswahlen 1982 vorstellen, die die Interessen der 
werwiegenden Mehrheit der Kolumbianer ausdrücken soUen_ 
Mit dem vorliegenden Dokument fordem wir alle Mitbürger, 
Männer und Frauen, die gewillt sind, für den Fortschritt und die 
Freihei t unseres Vaterlandes zu kämpfen, zum gemeilUamen 
Kampf flir Kolumbien auf. 

Programmatische Pun kte 

Oie Demokratische Front gibt aUen foruehrittlichen Kräften diese 
programmatischen Punkte bekannt, die durch die !)Olitischen und 
sozialen Sektoren bereichert werden müssen, welche sich in den 
einheitlichen Prozeß eingliedern. 
I) Gegen die Herrschaft des nordamerikanischen Imperialismus 
und für die vollständige nationale Unabhängigkeit_ 
2) Für die Schaffung eines neuen, durch die Werktätigen und de­
mokratischen Klaue n geführten Stutes. 
.s) Nationalisierung der großen nationalen und ausländischen Mo­
nopole. 
4) Agrarrefonn, die den Großgrundbesitz abschafft, das Land den 
Bauern ii>ergibt und die die Mitgliedschaft und Produktion in Ge­
nossenschaften mit staatlicher Unterstützung vorantreibt. 
5) Förderung der unabMngigen ökonomischen und industriellen 
Entwicklung, die die Aufhebung der Arbeitslosigkeit garantiert_ 
Schutz und Unterstüttung des kleinen und mittleren industriellen, 
kommerziellen und landwirtschaftlichen Eigentums. 
6) Einführung und wirkliche Gewährleistung de r Venamm­
lungs-, OTg'J.nis.ations- und Meinungsfreiheit, des Demonstrations­
rechts und der weiteren demokratischen und ökonomischen Errun­
genschaften der Werktätigen, der Gewerkschaftsfreiheil, des kol lek­
tiven Tarifvertrags und des Streikrechts für die Werktätigen im öf­
fentlichen Dienst. Für die Religionsfreiheit. Für die völlige Gleich­
berechtigung der Frau. Für die Wahrung der Rechte der indiani­
schen Minderheiten. 
7) Demokratische Reform des Eniehungswesens. Garant ien für d ie 
soziale Absicherung. das Gesundheitswesen und für die Stadtttform 
ror Lösung der Wohnungsprobleme. 
8) Unterstützung des Kampfes der Völker und Nationen für ihre 
Unabhängigkeit und nationale Befreiung und Unterstützung der 
sozialistischen Länder. Ablehnung des Rüstungswettlaufs. Herstel­
Jung von Beziehungen mit aUen Ländern der Welt auf der Grund· 
lage der Gleichheit_ 
Demokratische Front: Bewegung F~~I ES, Union der Nationalen 
Opposition (UNO), Kommunistische Partei Kolumbiem (PCC), Un­
abhängig-Liberale Bewegung (MIL), Nationale Volksallianz (ANA­
PO). 
Bogota, den 20. Dezember 1979 

(Quelle: Documentos Politicos, Bogota, NT_ 140, J anuar-Februar 
1980, S. 96-99) 

in diesen Kämpfen üben die Gewerkschaften (insbesondere 
die CSTe) aus. 

Welchen Massen charakter der Kampfform des Bürgeraus­

stande~ annehmen kann, hat der 14. September 1977 ge­
zeigt, als unter Führung der 4 Gewerkschaftszentralen der 

erste nationale BÜTgerausstand durchge fUhrt wurde. 1,3 Mio 

Bürger bet eiligten sich an ihm und legten e t wa 50% der 

gesamten ökonom ischen Aktivitä ten d es Landes still. 8 Der 

Ausstand richtete s ich vorrangig gegen die Teuerungspo li tik 

der Regierung, gegen den Ausnahmezustand, forderte eine 

al lgemeine Lohnerhöhung um 50% und trat für die vollstän­
dige Gewerkschaftsfreiheit ein. Der Ausstand elTeichte die 

gesteckten Ziele zwar nicht, doch es wurde die Protestbe­

reitschaft der Bevölkerung erhebliCh gest ä r kt. Die Unter­

nehmer mußten in den folgenden Jahren größere Lohnko n­
zessionen machen. 

Für Ende dieses Jahres bereiten jetzt schon die Gewerk­
sch aften den zwei t en nationalen BürgerauSSland vor, von 

dessen Ausgang die weitere Entwicklung in Kolumbie n nich t 
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unerheblich beeinnußI werden wird . Er wird sich insbeson· 

dere gegen die weilergehende Teuerungswelle im Lande und 
gegen das "Sicherheit"lalul" richten. 
Das breiteste Blindnis kolumbianischer Demokraten gegen 
das "Sicherheitsstatut", den Ausnahmezu~tand und den d:lr­
aus erfolgenden Menschenrechuverkt:r.ungen i51 daii Ko­
mitee fUr di e Verteidigung der Menschenrechte. Dieses Ko­
mitee umgreift fa" dasgeumle Speklrum ideologischer und 
politischer Richtungen demokratisch gesinnter Kolum­
bianer. In seiner Leitung sind die 4 Gewerkschaflsztnlrakn. 
andere Einzelgewerkschaften und Vereine. Mitglieder von 
FIRMES, der PCC, der PST. aus der Konservativen Partei 
(Alfredo Vazquez Carrizosa. Ex.Außenminister), de r linken 
ANAPO . der rechten ANAPO usw., und bekannte EinzeIper­
sönlichkeiten wie Gabriel Carcia Marquez, Alvaro Tirado 
Mejia, Consuelo Araujonoguera. J aime Quijano Caballero 
vertre ten. Im MärL 1979 hieh das Menschenrechtskomitee 
das Nationale f orum ftir die ~tenschenrechle ab, das selbst 
internationales Aufsehen erregte. Der Erfolg der Arbeit die­
ses Komitees läßt sich u.a. daran messen. daß es ihm gelang, 
neben anderen po lilischen Gefangenen den in Kolumbien 
sehr bekannten Kommunislen Alvaro Vasquez aus der poli. 
tischen Hafl :r.u befreien und Anfang 1980 die Regierung zu 
zwingen, einer internationalen Kommission von Amnesty 
Interna tional Untersuchungen der MenlChenrechtsverlet­
zungen im Land selbst zu erlauben. Zum ersten Mal mußte 
die kolumbianische Regierung zugeben, daß in Kolumbien 
d ie Menschenrecht e verle tzt werden. 

Bewaffneter Kampf - in einigen Gebieten 

In bestimmten ländlichen Regionen _ insbesondere in den 
Departements Caqueta. Buila, Tolima, Boyaca und Cor· 
doba - , auf 1/5 des kolumbianischen Territoriums, hat der 
Kampf der Bauern bewaffnete Formen angenommen. Neben 
der Nat ionalen Befrei ungsarmee (E LN), in der Camilo Tor­
res kämpfte, und der stark dezimierten maoistischen Volks­
befreiungsarmee (EPL) sind die an der PCC orientierten 
Revolut ionären Streit kräfte Kolumbiens (FARC) die größte 
Guerillaorganisa tion Kolumbiens. Laut Aussagen des 
Ex-Generals Matallana haben die F ARC in d en letzl en 10 
J ahren ihre Kampfabschnitte von 2 auf 10 ausgebaut und 
besi tzen "die Sympathie des Volkes in diesen Regionen".9 
Der bewaffnete Kampf von Bauern hat in Kolumbien eine 
lange Tradition. Seine gegenwärt.igen Wurzeln liegen in der 
Periode der "Violencia" (1947-58) als die Großgrundbe­
si tzer m it Hilfe von Banden auf grausamste Art ihre Terri· 
torien vergrößerten und die Bauern sich zum Schutz bewaff­
neten. Aus den bewaffneten Bauernschutzverbänden sind 
1966 die FARC hervorgegangen. Im Gegensatz zur ELN 
(gegr. 1964) und zur EPL (gegr. 1966) , die ihre ideologische 
und praklische Motivation aus der lateinamerikanischen 
"GueriJIaweJle" Mitte der 60er J ahre zogen, und in denen 
linke Inte llektuelle (aus den Minelschichten) tonangebend 
si nd , sind die FARC eine genuine Bauernorganisation. 
Hierin liegt wohl ein Grund, daß ihr Ei nfluß am größten is t. 
Die G uerilleros kämpfen gegenwärtig hauptsächlich für die 
Verteidigung der Bauern, ihres Besi tzes und bei Landbeset· 
zungen zugunsten landloser Bauern, "gegen d ie Großgrund­
besitzer ... und gegen die Elemente des Militärs, die sich in 
den Dienst der GroßgrundbesituT stellen oder selbst Groß­
grundbesitzer werden wollen '·.10 

Wie die PCC (und die an ihr orien t ierten FARC) betont, ist 
jedoch gegenwärt ig der fried liche. nicht bewaffnete Weg des 
Massen kampfes (Gewerkschaftsbewegung, BÜTgerauss tände 
usw.) und die Erweiterung parlamentarischer Positionen der 
Linken gegen das unsozia le und undemokratische Regime 
die allgemeine Hauptform der Klassenauseinandersetzungcn 
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in Kolumbien . "In Kolumbien " - so erklärt J ose C. Hoyos 
von der l'Ce - "ist in diesem Moment für das Land die 
Haupt form des Kampfes im allgemeinen die friedliche Form 
- auf der Grundlage von Massenakt ionen. Hierbei bemühen 
wir uns hauptsächlich um die Mobilisierung und d ie Einheit 
(der Massen: d . Verf.). Aber der bewaffnete Kampf ist die 
Hauptform in den Cuerillagebie ten , und dort werden ihm 
alle anderen Formen untergeordnet. Und wie es natÜTlich 
ist, wenn die be ..... a frne te Bewegung einen immensen Auf­
schwung nimmt und die entschiedene Untcrstützung durch 
das Volk er hält, dann wird er den Charakter der Hauptform 
im ganzen Land e rhahen."ll 
Während die ELN eine ähnliche strategische Position vert ritt 
und sich nach eigener Aussage an d ie Seite "al l jener Pa t rio· 
len stellt , d ie an verschiedenen Fronten (d.h. in verschie· 
denen Formen: d. Verf.) kämpfen",12 verabsolutiert die 
EPL gegenwärt ig den bewaffneten Kampf als einzige Form 
der nationalen Befreiung. Vereinigungsbestrebungen bei den 
Gueri llaorganisat ionen haben bis jetzt zu keinem Erfolg ge­
fUhrt. jedoch hat es des öfteren seit Mitte der 70er Jahre 
Absprachen zwischen den F ARC und der ELN gegeben. 
Die jüngste bewafrnete Organisat ion ist d ie Bewegung 
19. April (M- 19). Diese 1974 gegründete Organisation "erab­
solutieTl auf der ideologischen Basis eines recht verschwom­
menen radikaldemokratischen Nationalismus den bewaff· 
neten Kampf. Auf ihr Kon to ging u.a. die Besetzung der 
dom inikanischen Bo tschaft in Bogota im Februar dieses J ah­
res zum Zweck der Befreiung politischer Gefangener, die 
von den Parleien und Gruppierungen in der Demokratischen 
Front wie von FIRMES verurtei lt wurde. 
Damit ei nes Tages in Kolumbien die Machtverhältnisse 50 

geändert werden. daß die Grundlagen rtir eine menschen­
würdige Entwicklung e lTiehtet werden können, bedarf es 
noch große r Anstrengungen der demokratischen, anli im pe­
rialistischen und revol utionären Bewegung. In der jetzigen 
Phase sind ihre Bemühungen darauf ger ichtet , alle Kraft auf· 
zubringen . um die Verarmung des Volkes und die Rechts· 
entwicklung zu stoppcn. 
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140.S.50 

3) Muellno Mensual Manufaclurera, DAl~E 
4) J. Silva Colmen:o.l'Cl, Dec;ada de 101 70, :. ..... 0., S. 50 
5) Vgl. A. Re)'e. u ..... , Estatuto de Seguridad, Serie Controver,ia. 

Nr. 70-71, eINEP. Bogota 19 78 
6) Informe al Pteno del Comite CenuaJ del PCC, in: vo~ Prolclam, 

3.4. 1980. S. I1 
7) M. Medina, Los Paros clvicoj en Colombia (1957-77), in: Estu­

diol Mantinas, Nr. 14, S. 9 
8) A. Delgado. EI paro civico naeional , in: Estudios Marxista, . Nr. 

15. S. 82 
9) EI E,pectador. 18.5.1980 

10) G. Vieira, Frente Amplio contra cl d«poti,mo, Bogota 1979, S. 
50r. 

11) J. C. lioyos. Sobrc la tliclica Icnin;lIa del Panido Communina 
de Colombia, in: G. Vieira u ..... : PoliHea y Revolu.cion en Colom· 
bia. 8ogota 1977, S. 49 

12) Alterl\lltiV'~, Nr. 22/23, 15.12.1974 - 15.1.1975, S. 5 

Bolivien-Dokumentation 
Das Antiimperialistische SolidaritäUkomitee (ASK) hat eine 
Dokumentation und Prenc!lChau zum P\ltsch in Bolivien veröffent. 
licht. Sie enthält Beitrige ~ur polit ischen Entwicklung .seil 1952, 
l:ur Vorgelehichte des Putsches, Berichte über Putsch und Wider­
s~and und das Programm der Demokralischen Volksu/l ion Boli. 
Vlens. 
Die Bolivien·Dokumentation kann zum Preil von 2.50 DM belIeIlt 
werden beim: 
AS K, Mainzer LandllT. 15 , 6000 FrankfurtP.t I : Tel.: 06 11 / 
234659 



EI Salvador 

Doris Mies 

Der Volksaufstand -
"nicht mehr zu bändigen" 

"Der Generalst reik in EI Salvador bricht schon am erstcn 
Tag zusammen." "Die Revolutionäre Volksfront ... (hat) 
eine schwere Niederlage erlitten", "fehlgeschlagener Gene­
ralstTl~ik" 1 _ so frohlockten eil fert ig jene großbürgerlichen 
Beobachter hierzulande, die unverholen mit der JUfua EI 
Salvadors liebäugeln. Die Wirklichkeit sah ganz anders aus. 
Die Demokratisch-Revolutionäre Front (FDR, gegründ et im 
April 1980) konnte Mitte August d.J . fests tellen , daß der 
von ihr initiierte dreitägige Generalstreik (13. - 15 . August 
1980) erfolgreich zuendegeführt worden war, ja da:ß zu­
gleich die Volksbefreiungskräftc EI Salvado rs "in eine neue 
Offensive" 2 eingetreten seien. Die Front, Repräsentan t des 
gesa mten demokratischen und revolutionären Spektru:ms EI 
Salvadors, hatte sich am 8 . August 1980 mit einem Streik­
aufruf an d ie Bevölkerung des Landes gewandt,in dem sie 
forderte : Beendigung des Terrors, Respektierung der Men­
schenrechte in EI Salvador, Rückkehr der Studenten a.n die 
sei t Wochen von Militärs besetzte Nationale Universität, 
Abschaffung des Gesetzes 296, das Streiks als ungese tzlich 
erklärt , und Abbruch der imperialistischen Intervention. 
Mit dem Streik wollte d ie FDR zweifelsohne auch ihren 
Einnuß und Rückhalt bei der Bevölkerung und die mili­
tärische Schlagkraft der Volksbefreiungskräfte testen. 

Die christdemokratische Militärjunta mobilisierte ihrc'rseits 
alle Kräfte, um den Strei k im Keim e zu ersticken . Bereits 
Tage zuvor wurden die Streitkräfte des Landes in hö,chste 
Alarmbereitschaft versetzt , a lle strategischen Punkte von 
ihnen besetzt. EI Salvador glich einer belagerten Fes;tung. 
Die gesamte Propaganda.Maschine der junta wurde gegen 
die Strei kbewegung in Gang gesetzt. Vergeblich ... 

Generalstreik - Pendant zum bewaffneten Kampf 

In der Streikanalyse der Demokratisch-Revolutionären 
Front wird eingeschätz t , daß " dieser letzte Generalstreik 
trotz des Terrors, mit dem sich das Regime verteidigte, ei­
nen' Fortschritt in der Volkso ffensive darstellte. Die vom 
Volk angestrebten politischen Ziele und der wirtschaftliche 
Schlag, der der Handvoll von Ausbeute rn verse tzt wurde, 
sind Fakten, die die konterrevolutionäre junta herunter­
zuspielen versuchte".3 500.000 Arbe iter , Angestelh,~ und 
Kleinunternehmer waren trotz Gewalteinsatzes und massiver 
Einschüchterungsversuche - über 300 Ermordete, Dutzende 
Verhaftete und Verschleppte - dem FDR-Aufruf gefolgt. 
80% der Industrieanlagen, einschließ lich solch wichtig,er wie 
der Hafen Acajutla und das in Santa Ana gelegene Zement­
werk, waren in diesen drei Tagen stillgelegt. 60% de r Ange­
stellten des Handels- und Transportwesens sowie des öffent­
lichen Dienstes waren ihrem Arbeitsplatz ferngeblie ben. 

Die FDR und das Vereinte Oberkommando der Volksbe­
freiungskräfte werte ten diesen Streik als "einen Schritt vor­
wärts zur Erlangung einer qualitativ neuen Stufe"4 im Be­
freiungskampf des Volkes von EI Salvador. Im Vergleich zu 
den beiden vorangegangenen Generalstreiks im April und 
juni dieses j ahres war der August-Streik vo n einem neuen, 
bedeutenden Moment geprägt: Koordiniertheit und ge­
schlossenes Vorgehen in den Kampfaklionen der Arbeiter­
klasse und dem bewaffneten Kampf der Volksbefreiungs­
kräfte. So konnte durch eine großangelegte Offensive der 
Volksbefreiungskräfte der Ansturm der mit Kampfflug­
zeugen und Hubschraubern ausgenuteten Militärs auf die 
Arbeitervororte Mejicanos, San Marcos, San jacinto, Soya­
pango und lIopango erfolgreich abgewehrt werden. "Neue 
Formen d es Kampfes haben sich zwischen den Volksbefrei­
ungskräft en und den Selbstverteidigungskomitees ent­
wickelt."s Während des d reitägigen Strei ks wurde das Ver­
trauensverhältnis zwischen der Bevölkerung, der Demo kra­
tisch-Revolutionären Front und den b ewa ffneten Befrei­
ungskräften wesentlich ausgebaut . 

"Ausrottungskrieg" gegen halbbefreite Gebiete 

Die Kampfentschlossenheit der Arbeiterklasse EI Salvadors 
und ihrer Gewerkschaften wurde auch deutlich in dem 
24stündigen St reik d er Elektrizitätsarbeiter . der eine Woche 
nach dem Generalst reik die gesamte Stromversorgung des 
Landes lahm leg te. 
Offenbar an einem äußerst neuralgischen Punkt getroffe n, 
reagierte die J unta wiederum mit eiskaltem Terror, um den 
Streik abzuwürgen. Die gesamte Wirtschaft wurde über 
Nacht dem Militär unters teJlt, Schlüsselbetriebe wie die 
Elektri zi täts- und Wasserwerke, das Transport- und Fe rn­
meldewesen von Armeeangehörigen besetzt, die Streikenden 
dienstverpOichtet und Dutzende GewerkschaftsfUhrer , da­
runter der Vorsitzende der Elektrizitätsarbeiter l ose 
Arnulfo, verhafte t. 
Innenminis ter Hernandez Delgado war Ende j uli d.J . erst­
mals gezwungen, entgegen den früher verbreite ten alltägli­
chen Siegesmeldungen, zunehmende bewaffne te Ausein­
andersetzungen zwischen den Volksbefreiungskräften und 
der Junta-Armee offizieU zu bestätigen. 
Seit der Bildung der Vereinten Revoluti onären Leitung 
(DRU) seitens der revolutionären Linken im Mai 1980 6 sind 
die bewaffneten Befreiungskräfte zusehends in die Offensive 
gegangen. Die Bildung der DRU "ist zweifellos ein hist ori­
sches Ereignis, das eine maximale Garantie für den Sieg de r 
Revolution in EI Salvarlor gibt " . 
Die DRU konnt e der junta-Armee in den letzten Wochen 
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entscheidende militäri5Che Schläge versetzen. Vier .Provillzell 
des Landes - Morazan, La Union, San Miguet und Chala­
lenango - wurden bereits zu halbbcfrci ten Zonen erklärt 
(Stand August d .J .), in denen d ie Bauern sich Selbstverwal· 
tungssysteme, eigene Kommunikationseinriehtungen, Schu­
len und gesundheitl iche Einr ichtungen geschaff~,n haben. 
Aus DRU-Berichlcn geht hervor, daß sich täglich Hunderte 
von Bauern und auch Soldaten der Junta-Armee den Volks­
befreiungskräften anschließen . 
Di e christdemokra tische Militärj unt a und die in der Wirt­
schaftsallianz zusam mengeschlossene salvadorianische Groß­
bourgeoisie halten sich heute nur noch m it fina nzieller und 
mi litär ischer Rückendeckung d urch d ie USA im Sattel. 
"E ndgült ig zu spät schein t es ftir Kompromisse zu sein", 
resümieren hiesige gro ßbürgerl iche Beobachter. 7 

Was im Oktober letzten Jahres als "demokratische Öffn ung" 
deklariert worden war, entpuppt sich heute als " wahrer 
Ausrouungskrieg"8 gegen das Volk von EI Salvador. Nach 
Schätzungen der Menschenrechtskommission EI Salvadors 
gehen täglich 40-50 Menschen - seit J ahresanfang über 
6.000 - auf das Konto der J unta-Armee und der von ihr 
ausgehaltenen paramilitärischen Banden . 
Ende J uli d.J . sind die Militärs zur "ersten Operation der 
verbrannten Erde" gestaTlet, d ie sich in erster Linie auf die 
halbbcfreiten Gebie te konzentrierte. "Durch amerikanische 
Kampfhubschrauber (wurden) zahlreiche Dörfer total zer· 
stört ... Die Grenzwälder zu Honduras werden jetzl von den 
Hubschraubern aus ent laubt und mit Napalm verhrannt."g 
Hunderle von Bauern wurden in den letzten Wochen nieder­
gemetzelt , Tausende von ihrem Land venrieben. 
Nach Augenzeugenberichten sind heute über 200 US·Militär­
berater d ire kt an dem Terrorfcldzug gegen das salvad oria· 
nische Vol k beteil igl. In Ausbildungslagern. an der Grenze zu 
Honduras und in EI Salvador werden J unta-Einhdten, An· 
gehörige der honduranischen und gua temaltekischen Armee, 
Exilkubaner und Offiziere des einstigen Saigoner Marionet­
tenregimes von vietnamerfahren en US-Experten in der Gue­
rilla· Bekämpfung geschult . 

US-Einschaltu ng gegen " zweites Nikaragu a" 

Mit massiven Finanzspritzen wie die im Juni 1980 ohne die 
sonst üblichen Formal itäte Il gewährte Anleihe vo:n 49 Mio 
Dollar rur Waffen käufe und Waffen lieferungen versucht die 
Carter-Ad m inistration die von ihr hochgcpäppehe christ · 
demok ratische Mili tärj unta in EI Salvador am Leb en zu e r­
halten. Um ein "zweites Nikaragua" in Mittelar.nerika zu 
verhindern, " haben sich die Aggressoren in EI Salvador auf 
einen langen Krieg einger ichtet, der das Vietnam V(ln Mittel· 
amerika werden kön nte".10 
Nachdem es den USA bis heute nicht gelungen ist, d ie Zu­
stimmung der Organisat ion Amerikanischer Staaten (OAS) 
flir ein "friedenscorps" und d amit für eine offene Interven· 
tion in EI Salvador ru bekommen, sind sie auf d.e r Suche 
nach Handlangern , die die Geschäfte des US· lmpc,rial ism us 
auf leiseren Sohlen erledigen. So klagt d ie Demo krat isch­
Revolutionäre Front die christdemokratische Regierung 
Venezuelas an, die J unta EI Salvadors "nicht nur politisch, 
sondern auch mit Waffen und militärischem Know how" 11 
zu unterstützen. Be kanntgeworden ist, daß d ie USA Vene· 
zuela als Brüc ke für eigene Waffenlieferunge n nach EI Salva­
dor nutzen. 
Daß sich Washington auch vo n seinem NATO-Partner Hun. 
desrepubli k grö ßeres Engagement in Mittelamerika, speziell 
in EI Salvador, wünscht , wurde SPD-Vize Hans-J ürgen 
Wischnewski bei seinem USA· Bes uch Ende J uli dJ . klar 
gemacht. Während der SP D·Vorsi tzende und Präsident der 
Sozialistischen In ternalionale Willy Brandt e iner FD R-Dcle-
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gation bei ihrem Besuch in der Bundesrepublik volle Sol ida· 
rität zusicherte,12 beSCheinigte sein Parteifreund HJ . Wisch­
newski der US-amerikanischen Lateinamerikapol itik "eine 
positive Entwicklung" und beteuerte, daß die SPD kein 
Interesse habe, "den USA Schwierigkei ten zu berei ten".ll 
Um das Versprechen auch durch konkrete Taten zu unter­
mauern, hat das Auswärtige Amt mitgeteilt, man woUe nach 
EI Salvador "demnächst wieder einen GeSChäftsträger ent­
senden".14 
Die CDU/CSU dagegen macht aus ihrer Sympathie rur d ie 
"reformwillige und tücht ige Regierung" 15 in EI Salvador 
kein Hehl. " Die deutscheIl Christdemokraten" - so der 
Kommen tar des Spiegel - "setzen , eben falls mit Geld und 
guten Taten, weiter auf die bankrolte J unta in San Salva­
dor".16 Zu den "guten Taten" zählte ein von der CDU· 
eigenen Konrad·Adell auer-Stiftung veranstalte tes Seminar 
zur "Be kämpfung des Terrorismus" am 18. J uni d .J . in 
Westberl in, an dem der Innenminister EI Salvadors te ilge­
nommen haI. 17 

Nach dem schmerzvoll en Verlust Nika raguas wollen die 
USA und das internationale Monopolkapital in EI Salvador 
mit einer J unta am Ball bleiben, de ren Tage heute schon 
gezählt sind. So jedenfalls die Mein ung der salvadorianischen 
revolutionären Linken: "Der Volksaufstand in diesem Land 
is t heute bereits eine Kraft, die nich t mehr zu bändigen ist 
und die auf den genauen Moment zur Einleitung der End· 
offensive warte t. "18 
Anmerkungen, 
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9) FAZ,4.8.1980 
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14) Der Spiegel, Nr. 32/1980 
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16) DerSpiegel,Nr. 32/1980 
17) Uruere Zeit, 16.8.1980 
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Interview mit Joaquin Villalobos 

Die Aufstandslinie der ERP (2. Teil) 
Vi~lIcicht einer der waghabig5lcn Schritte, die wir bisher 
unternommen haben, war der Aufstand am 16. Oktober 
1979, an dem Tag, nachdem die Regierung Gentera! Carlos 
Humberto Romeros stürzte:. 12 Stunden lang und in man­
chen Fällen länger besetzten wir mil itärisch mehrere Dörfer, 
in denen sehr lange Schlachten stattfanden, während derer 
wir von der lokalen Bevölkerung unterstützt wurden. Die 
materiellen Mittel waren gering, doch die Moral der Massen 
hielt an. 
Warum entschlossen wir uns, solche Aktionen d urchzufüh­
ren? Weil der Stu rz Romeros ein imperialist isches Manöver 
war, und d ies wurde voll ausgeführt . um das"salvadoriaulische 
Volk zu betrügen. Hä tt e es sich konsolidiert. häll e d ies eine 
Niederlage, sicherlich nur für eine kurze Zeit, bedeuH:t , aber 
gleichwohl eine Niederlage für eine revolut ionäre A lterna­
t ive_ Zu jener Zeit mußte jede Verteidigung der revolut io­
nären Alternative kühn und enu c hlossen sein . In der Tat 
war es notwendig, a11 diese eingeschlossenen Risiken in Kauf 
zu nehmen, angefangen mit dem Verlust unserer Kader. ( ... ) 
Das Ziel war strategisch; den revolut ionären Prozeß zu erhal­
ten. 
FRAGE: Welche Meinung hat d ie PRS-ERP in Bezug auf die 
Einheit der revolutionären und demokra t ischen Kräfte in EI 
Salvador? 
J. VILLALOBOS: Wir sehen die Einigung als einen Prozeß 
an, der durch ständige Zusammenarbeit aufgcbaut wird, 
nicht umständlich oder unter der Kontro lle einer revolutio­
nären Kraft. Und mit Koordination meinen wir eine echte, 
offene Zusammenarbeit, welche die Revolution EI SaI.vadors 
zum Hauplzic\ hat. Dieser würden organische Stadien fo l­
gen, in der fo rtgeschrittene politische Abteilungen geschaf­
fen würden, um die salvadorianische Revolution auf der Ba­
sis der g-.tnzen revolut ionären Kräft e allzufüh ren. 
Das ist unsere Ansicht, wie Einigung veutanden als ein Pro­
zeß zustandekommen soille, ohne jemals Grenzen zu be· 
st immen. ( ... ) 
Wir m~$en den Subjektivismus bekämpfen. Und die Einheit 
muß als politiu::he Einheit gesehen werden, an der a lle 
Kräfte der salvadorianischen Revolution teilnehmen, auch 
solche, d ie bisher keine bedeutende Rolle gespielt haben, 
aber welche, und das ist sehr wicht ig, nicht vom revolutio­
nären Prozeß als Ganzes abgeschnitten werden dürfen. 
Wie sehen wir die Einigung vom Standpunkt der Allianz mit 
den demokratischen Kräften? Wir meinen, daß wir eine 
breite Haltung einnehmen, hinsichtlich der Teilnahme der 
demokratischen Kräfte als Teil der Politik, die es den revolu­
tionären Kräft en möglich macht, ihnen zu zeigen, wie die 
revolutionären Kräfte Kräfte der Veränderung sind, die fUr 
eine echte Volksdemokratie einstehen. Richtige Anw(!ndung 
einer solchen Politik würde den Imperial ismus ausschließen, 
und die Teile der Oligarchie, die ihm als strategisches Werk­
zeug d ienen ... ( ... ) 
Die revolut ionären Kräfte können und dür fen nicht d ie Not­
wendigkeit einer gemeinsamen Poli ti k mit den demo krati­
schen Kräften vergessen, so daß die Polit ik die doppelte 
Aufgabe erfüllen kann, die Volksrnassen zu ermut ig,~ n und 
Vertrauen in die revolutionäre Li nke als Alterna tive flir die 
demokratischen Kräfte zu inspirieren. ( ... ) 
FRAGE: Wie erklärt die PRS-ERP Untergrundarbeit? 
J . VILLALOBOS: Als wir uns zu einer Organisat ion heraus-

bildeten, klopfte der Feind schon an die Tür. Der Unter· 
grund wurde damals absol ut lebensnotwendig, bis zur le tz­
ten Einzelheit, weil dies flir die Kaderabteilung der einzige 
Weg zum überleben war. Und wenn wir von der Kaderab­
teilung sprachen, meillen wir nicht nur die PRS-ERP, son­
dern alle anderen, d.h. a lle revolutionären Organisat io nen. 
welche auf dem einen oder anderen Weg zu der Tatsache 
beigetragen haben, daß nun geeignete Richtl in ien für e ine 
Politik der Stärke angeno mmen werden . 
l'leute ändert sich das Ko nzept des Untergrunds, es wird 
küh ner und poli tischer. Es ist nicht mehr länger eine tech­
ni sche Methode. ( ... ) Hier in EI Salvador kann man d ies 
beispielhaft anhand de r bewa ffneten Verteid igung der Mas­
sen in den politischen Volksfronten sehen. ( ... ) Hier nehmen 
die Spiel regeln des Untergrunds andere Merkmale an, weil 
hier eine Legitimation des Selbstverteidigungsprozesses ge· 
gen den bru talen Feind stattgefunden hat, der solche Orga­
nisatioruformen und Akt io nen stichhaltig gemacht hat. 
Deshalb meinen wir, daß es lebensnotwendig i5l, mit einigen 
Forderungen des Unlergrunds der Reihe nach zu b rechen, 
um unter d en Volksmassen die Ansicht zu verbreiten, daß 
auch ihre Kam pfformen Formen sind, die Politik de r Stärke 
zu verankern. ( ... ) 

Neue Spielregeln des Unlergrundkampfcs 

FRAGE: Wie verhält sich die PRS-ERP zur internationalen 
Politik ? 
J. VILLALOBOS: Wenn wir über unsere internationalen 
Positionen sprechen, schließen wir den Kampf gegen den 
US-Imperialismus ein, welchen wir als Hauptfeind alle r 
Völker und revolut io nären Bewegung betrachten . Deshalb 
begrüßen wir d ie großen Beiträge, die von den Völ kern Indo­
chinas, besonders den Vie tnamesen errungen wurden, d ie 
den größten aller Siege errungen haben, indem sie die im­
perialistische Polit ik zu m Rückzug zwangen und dem Impe­
rialismus ei ne Schwächung zufügten. ( ... ) 
Trotz geographischer Entfernung, ungeachtet natürlicher 
Unterschiede haben wir einen gemeinsamen Feind , der be­
siegt und geschwächt vom Volke Vietnams den Sieg des 
nikaraguanischen Volkes ermöglichte und d ie zukünft igen 
Siege de r salvadorianiKhen und zcntralamerikanischen Re­
YOlution ermöglichen wird. Wir betrachten alle revolutio­
nären Kräfte Lateinamerikas, besonders im 'zentralamerika­
nischen Raum und ganz besonders die kubanische Revolu­
tion, als strategische Verbündete der salvadorianischen Re· 
volution. 
Indem wir uns selber als Feind des US-Imperialismus ver­
stehen, iden tifizi eren wir uns mit der Bewegung der Nicht­
paklgebundenen, mit dem Kampf des palästinensischen Vol· 
kes und dem Befreiungskamp f der afrikanischen Völker. In 
einem Wort , wir erklären uns mit der Sache aller ausgebeu­
teten und unterdrüc kten Völker solidar isch. 
FRAGE: Wie sicht die Zuk un ft EI Salvadors aus? 
J . VILLALOBOS: Dies könnte gut das J ahr der Einheit wer­
den, das J ahr, das den Anfang großer entscheidender 
Kämpfe für die endgültige Befreiung markiert. 

(Quelle: Granma, Havanna, 18.5 . (980) 
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Nikaragua - Kuba 
Mit ramM Borge Mortinu, Innenminislt!r Nikoragtlll$ und Mitglied der Nationalen Leitung der Sandinistischen Front ftir die 
Nationale Befreiung (FSLN), und einer Rede des kubanischen Minislt!rpriisidenten Fidtf Costro, geholten in Ciego de Avilo om 
26. Juli 1980J dem 27. Jahrestag des Guerillasturmes auf die Mon cade-Kaserne und im Anschluß an Fidels NikoraguQ·Besuch, 
setun wir unsere in AlB 4/1980 eröffnete DisA:ussionsreihe zum Thema Lehren, Erfahrungen und Orientierungspunkte der 
nilt.araguanischen Revolution jort. T. Borge und Fidel Castro nehmen u.a . .tu Fragen des Charakters der revolutioniiren Umge. 
staltung, ZUT gegenwärtigen AufgabensteIlung, A wstrahltmK Nikaraguas sowie zur aktuellen Situation Stellung. In einer unsue, 
niichsten Ausgaben soll eine ous/iih,liche,e Hepo,'·oge übe, Eind'ücke ous dem neuen Niko'oguo jolgen. 

Tomas Bor!~e 

Die sandinistische 
Revolution - eine wahre 

Volksrevolution 

FRAGE: In der Weltpresse wird die nikuaguanischc Revolu­
tion in unterschiedlichster Weise eingeschätzt. Wi e charak­
terisieren sie die Sandinisten selbst? 
T. BORGE: Wir halten die Revolution in Nikaragua für eine 
demokratische, antiimperialistische Revolution dr-s Volkr-s. 
Unsere Revolution hat mit der Tyrannei Schluß gemacht. 
An ihr nehmen über die gesellschaftl ichen Organisatio nen 
die breiten Mauen aktiv teil; das Land hat die politische 
Unabhängigkeit erlangt, und d3.$ Volk in zum H.:rrn über 
sei n Schicksal geworden; von nun an können die USA nicht 
als Patro ne und schon gar nicht als Herren akzeptiert wer­
den. Unsere Revolution kann auch als agrarische b.:zeichnet 
werden, weil eines ihrer Ziele darin besteht, die Produk· 
t.ionsverhältnisse im Dorf zu verändern. 

Die sandinistische Volksmacht konsolidieren 

Heute steht vor uns die Aufgabe, die revolutionän:· sandini­
stische Macht zu schützen und zu konsolidieren, das "No t­
stands- und Reaktivierungsprogramm 1980 zum Wohl des 
Volkes" ("Plan 80") zu erfüllen, den Prozeß der grundlegen. 
den Umgestaltungen zu ver t iefen, die Lebensbedingungen 
der Werktätigen zu verbessern, zum Ruhm des Heimatlandes 
bei t u tragen, das wir als ein Beispiel für Demokratie, Ge· 
rechtigkeit und Solidarität sehen möchten . Im weit.:ren wer­
den unsere Anstrengungen darauf gerichtet sein, die volle 
nationale Unabhängigkeit zu erlangen, den wirtschaftlichen 
Fortschritt zu beschleunigen, den Wohlstand der Volks­
musen zu heben. 
Die sandinistische Revolution ist wie jede wahre VC)lksrevo­
lution als Außerung der Gesetzmäßigkeiten der historischen 
EntwickJung zutiefst national. Wir meinen die eigenen Er· 
fahrungen im an tiimperialiuischen Kampf sowoh l in der 
Vergangenheit a ls auch in der Gegenwart, das revolutionäre 
Schöpferturn, die Kühnheit, den Heldenmut unseres Volkes, 
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dem die Ideen des großen nikaraguanischen Palrioten 
Augus to Ce$3.r Sandino und eines der Begründer der FSLN, 
Carlos Fo nseca Amador, dcr 1976 im Kampf gegen die 
"Straf"einheiten Sommas gefallen ist, vertraut waren. Die 
Sandinisten wan:n bestrebt. die revolutionären Erfahrungen 
de r anderen Länder schöpferisch und ernsthaft zu studieren, 
al l jener, die gegen den Imperialismus, für die Beseitigung 
der Ausbeutung dcs Menschcn durch den Menschen ge· 
kämpft haben und kämpfen; die Erfolge und die Fehler der 
vorangegangenen Revol utionen, alle sozialen Erscheinungen 
zu analysieren, d ie auch nur den geringsten Br-zug zu unsen:r 
Sachc haben. 
FRAGE: Wie ist die gegenwilr tige Gruppierung der politi. 
schen Kräfte in Nik..aragua? 
T. BORGE: Die übergroße Mehrheit unseres Volkes unter· 
stützt entschlossen und, ich möchte sagen, leidenschaftlich 
die FSLN, ihrr- Führung. 
Die traditionellen Parteien, darunter die Konservative und 
die Liberale, bestehen weiter. Aber sie sind faktisc h so gut 
wie verschwunden. Einige Parteien, z. B. die Sozialchristliche 
Partei, die e in e unbedeutende Minderhei t der Bevöl kerung 
repräsentierten, werden von den reaktionären Kreisen unter· 
stützt. Es gibt ferner Kräfte , die sich einst in Opposition 
zum Somoza.Regime befanden, darunter die Unabhängige 
Liberale Partei und die Christlich-Soziale Volkspartei. Was 
die Nikaraguanische Sozialistische Partei (PSN) betrifft , 50 
hat sich eine ihrer Gruppierungen bereits in die fSLN ein­
gereiht, während d ie anden: mit der Führung der Front ver­
handelt und sich aller Wa.hrscheinlichkeit nach bald in diese 
eingliedern wird. Außerdem wirken Organisationen (wie d ie 
Nikaraguanische Demokratische Bewegung - MON), welche 
die FSLN kritisieren. Wir sind bestrebt, die aufkommenden 
Meinungsverschiedenheiten zu überwinden, und, wo immer 
möglich, von einem taktischen zu einem strategischen 
Biindnis überzugehen. 
Bekanntlich gibt es bei uns Meinungs. und Glaubmsfreiheit. 



Nur Somoza-Anhänger und Konterrevolutionäre, die: den 
Lauf der E.reignisse in Nikaragua um kehren m Ö<;hte:n, ge­
nießen sie nicht . Unsere Demokratie ist weder heuchlerisch 
noch verlogen. Sie hat nichts gemein mil der "Demokratie", 
die von Somoza gefördert wurde und von Stroessner, sdnem 
paraguayischen Komplizen, verteidigt wird. 
Wir sind bes trebt, die Sandinistische Befreiungsfront zu fe­
stigen, auf ihrer Grundlage eine Avantgardepartei der Revo­
lution zu schaffen - den politischen Führer der Volks­
massen; wir sind bestreb t, d ie Entwicklung d er Massenorga­
nisationen, wie z.B. der Sandinistischen Zentrale der Werk­
tätigen (CST), in jeder Weise zu fördern. Dazu sind alle 
Voraussetzungen gegeben. Der Koordi nierungsausschu.B der 

. Gewerkschaften unterstützt unseren Vorschlag zur Schaf· 
fung ei ner einheitlichen Gewerkschaftszentrale. Groe,e Be· 
deutung messen wir der Arbeit der Sandinistischen Jugend 
,,19. Juli" sowie dem Verband der Landarbeiter (ATC) bei. 
Gegründet wurde die Vereinigung Sandinistischer Kinder 
(ANS). 
Alle diese Vereinigungen betrachten wir als Bindeglieder 
zwischen Vorhut und Massen. Ein besonderer Platz wi:l-d der 
Tätigkeit der Sandinistischen Verteidigungskomitees (CDS) 
zugewiesen, die einerseits die politische Linie d er FS:LN in 
die Volksrnassen tragen und andererseits der Führun.g des 
Landes alle Hoffnungen, Erwartungen, Meinungen un.d Be­
sorgnisse der Bevölkerung, deren konkrete Forderunge n und 
konst t;Uktive kritische Vorschläge vermitteln sollen. Natür­
lich sind wir bestrebt, die sandinistische Volksarmee (ESP), 
die Sandinistische VolksmiI"iz, die Sandinis t ische Natiionale 
Polizei (PNS) und die Staatssicherheitsorgane zu festigen, 
die zum Kampf gegen Kriminalität und zur Unterbindung 
konterrevolutionärer Umtriebe geschaffen worden sind . ( ... ) 

FRAGE: Einige Nikaragua-Experten sind der Ansicht, daß 
Ihr Land progressive Umgestaltungen vornehmen kann, 
wenn sich seine Führung im ö konomischen Bereich 3.n die 
Polit ik der Koexistenz mit der Bourgeoisie hält. Wie dc:nken 
Sie darüber? 

"Koexistenz" mit der Bourgeoisie? 

T. BORGE: In der Tat. Wir brauchen die Erfahrungen jenes 
Teils der Bourgeoisie, d ie bereit is t , einen Beitrag zum Auf­
schwung der Produktion zu leisten. Es kann jedoch nkht so 
sehr um eine "Koexi5tenz" mit de)" Bourgeoisie geh,~n als 
vielmehr um eine gemischte Wirtschaft, deren Entst,~hung 

sich aus den spezifischen Bedingungen unseres Landes e r­
gibt. 
Die Wirtschaftspolitik der FSLN sieht eine Kombination der 
drei Eigentumsformen vor: des privaten, des gemischten und 
des gesellschaftlichen Eigentum s oder, wie wir es n(:nnen, 
des Volkseigentums, geschaffen durch die Expropriation des 
Besi tzes Somozas und seiner Kumpane, der korrupten Bo ur­
geoisie, sowie durch Nationalisierung des Mineral-, Wald­
und Wasserreichtums des Landes, der ausländischen Gesell­
schaften gehörte. 
Mit der Festigung der Revolution und dem Wachstu:m des 
Bewußtseins der Volksmassen werden wir das Volkseigen­
tum erweitern, ohne dabei die Beziehungen zu jenen S-chich­
ten der Bourgeoisie zu verschärfen. welche die revolutionä­
ren Veränderungen akzeptieren. Wir geben a llen "I~rünes 

Licht", die bereit sind, bei der Entwicklung der Wirt.schaft 
und der Befreiung des Landes aus der Rückständigkeit mit­
zuwirken. Und umgekehrt werden wir für all jene auf "Rot" 
schalten, die sich gegen die neue Reali tät wenden Ulrld die 
Grundgesetzmäßigkeiten der sandinistischen Revolution, vor 
allem deren Unumkehrbarkei t , nicht zu begrei fen vernl ögen, 
die in ihrem Starrsinn oder ihrer Verwirrung mit dem Kopf 

durch die Wand wollen. (. .. ) 
Die Sandinistas werden einer egoistischen Mind erheit nie­
mals gestatten, ihren Willen dem Vol k aufzuzwingen, das 
sich zum Kampf erhoben hat. um die Ketten der Abhängig­
keit und Ausbeutung zu sprengen, um Freiheit und Unab· 
hängigkeit zu erringen . ( ... ) 

FRAGE: Welchen außenpolitischen Kurs verfolgt das neue 
Nikaragua? 
T. BORGE: Die Sandinistas sind den Organisationen und 
Ländern dankbar, die sie vor dem Sieg der Revolution unter· 
stützt haben . Heute wollen wir freundschaftliche Beziehun· 
gen zu allen Staaten und Völkern herstellen, die unsere na­
tional e Souveränität respektieren, die unserem Kampf für 
nationale Befreiung und sozialen Fortschri tt Sympathie 
entgegenbringen. 
Die außenpolitische Grundlinie Ni karagu as ist die Nicht­
paktgebundenheit. Das erklärte mit aller Bestimmtheit 
Commandante Daniel Ortega auf der Konferenz der nicht­
paktgebundenen Staaten in Havanna (September 1979, 
siehe AlB, Nr. 11 -12/1979; d . Red. ). Für uns bedeutet die 
Politik der Nichtpaktgebundenheit Kampf für volle natio­
nale So uveränti tät, für eine neue Wirtschaftsordnung, ge­
gründet auf äquivalentem Austausch und auf Gleichberech­
tigung. Als Antiimperialisten t reten die Sandinistas ent­
schlossen rur d ie Ausrottung des Kolonialismus und Neo· 
kolonialismus , des Rassismus, Zionismus und der Apartheid 
ein . Natürlich kämpfen wir aktiv für den Weltfried en , rur di e 
internationale Entspannung, für die baldige Ratifikation des 
SA LT li-Vertrages, was die internationale Situation zweifel­
los verbessern würde. 
Die FSLN betrachte t die fr iedliche Koexistenz nicht als ein 
Sich-Abfinden mit dem Imperialismus und der sozialen Un­
terdrückung. Wir sind der Ansicht, daß die Völker das volle 
Recht haben, alle Methoden und Fo rmen des Kampfes , ein­
schließlich des bewaffneten, anzuwenden, um ihre Befreiung 
zu erkämpfen. Die Sandinistas haben den Part isanen krieg 
gegen die Tyrannei begonnen und den Frieden erkämpft ; 
andere Völker Lateinamerikas sind ebenfalls imstande zu 
beweisen, daß sie den Repressivapparat der Ausbeut erklas­
se n zerschlagen und ei ne Demokratie des Volkes schaffen 
können. Das wird ihr Beitrag zum Weltfrieden, zur Entspan· 
nung, zum antiinrperialistischen Kampf sein. 
Zweife llos spielt d ie sozialistische Gemeinschaft eine sehr 
wichtige Rolle bei der Zügelung der aggressiven Gelüste des 
Imperialismus, bei der Schaffung günstiger Bedingungen für 
die Entfaltung der revolutionären Prozesse. Die Sowjet union 
und die anderen Staaten der Gemeinschaft haben einen ge­
wiChtigen Beitrag zur inte rnationalen Entspannung, zur 
politischen und materiellen Unterstützung jener Völker ge­
leistet, die sich aus der Umklammerung der neokoloniali­
stischen Abhängigkeit befreit haben. 

Neben ihnen gibt es Länder, die ebenfalls gegen die Ein· 
misch ung des Imperialismus in die inneren Angelegenheiten 
L:tteinamerikas kämpfen. In dieser Hinsi cht kann man die 
Position hervorheben, die kurz vor unserem Sieg von einer 
Rt ihe lateinamerikanischer Staaten bezogen wurde, darun­
ter von Mexiko. Dank ihrer entschlossenen Schritte wurden 
die interventionist ischen Pläne der USA hinsichtlich Nikara­
guas vereitelt. 
Heute unternehmen einige dieser Staaten Anstrengungen, 
um eine Invasion US-amerikanischer Truppen in EI Salvador 
zu verhindern. Unsererseits haben wir bereits erklärt , daß 
jede Aggression gegen EI Salvador von uns als Einmischung 
in unsere eigenen Angelegenheiten gewertet werden will.!. 
( .. . ) 

(Quelle: Probleme des Friedens und des Sozialismus, Prag, 
Nr. 6/1980, S. 818 ~ 821) 
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Rede F!idel Castros (1. Teil) 

Vertrauen in das 
revolutionäre Nikaragua 

Verehrte Gäste ! 
Einwohner von Ciego dc Avila! 
Mitbürger! 
Neue Entwicklu ngen liegen il\ der Lu ft. Im lctzten J ahr fei­
erten wi r unseren 26. J uli eine Woche nach dem großen Sieg 
der Sandinis tas und eine gro ße Zahl nikaraguanischcr Gueril­
[akom mandeure: nahm an den Festlichkeiten tci l. Schließlich 
wurde unsere Feier lum 26. J uli [979 zu e ine r Feier für d ie 
Sand iniSlas. ( .. ,l 
Es ist unvermeidl ich, daß wir etwas über Nikaragua sagen. Es 
is t für uns von Interesse, fUr alle von uns: nicht nur ftir uns 
Kubaner. sondern für alle Latei namerikaner. 
Ich bin sicher, Ihr wißt alle. was es bedeutet , der Eindruck. 
das Glück. die Begeisterung. der Optimismus. die Empnn­
dungen. d ie einen bestürmen bei der Ankunft in d.em zwei­
ten lateinamerikanischen Land, das sieh selbst vom Imperia­
lismus befreit hat. In dieser Hemisphäre gibt es nunmehr 
nicht zwei, sondern drei \'on uns, weil wir Grenada ebenfalls 
hinzuzählen müssen. ( ... ) 

Nikaragua - cin neuartiges revolutionäres Projekt 

Es ist überflüssig zu sagen, daß Somoza Nikaragua wie eine 
Art private Hazienda regien e. Somoza besaß den größten 
Grundbesi tz, den Großteil der Ind ustrie und deI' Prod uk­
tion, so daß die Sandinistas die Kontrolle über cinen groBen 
Prozenl$at z der Ind ustr ie und der Land wirtschaft des Lan­
des d ad urch e rhielten , daß sie ein fach das Eigentu_m So ma­
zas und seiner Anh änger beschlagnah mtcn. 
Nikaragua hat kei n sozialistisches System. Es hat vielmehr 
eine gemischte Wiruchaft. Es gibt sogar ein Mehrparleien­
syStem. Es gibt die Sandinistische Front und linksgerichtete 
Gruppen, und warum auch nicht? Es gibt auch mehrere 
Rechtspar te ien. Deshalb können wir uns Nikaraguas Lage 
nieht genau wie die Kubas vorste llen. 
In Nikaragua gibt es ein neues revolut ionäres Projekt, in 
dem Sinne , daß sie im gegenwärtigen Stadium einen natio­
nalen Wicderdufbau mit der Unterstützung aller anstreben. 
Wie sie am I I . J uli angekündigt haben, beabsichtigen sie 
auch, eine Agrarreform auf ihren brachliegenden Ländereien 
durchzurtitrren, aber sie versuchen auch, die privaten Ind u· 
striellen, die im Land geblieben sind und die mitt leren Bau­
ern, die nach kapitalistischen Methoden arbeiteten, dazu zu 
bewegen , daß sie ihr Bestes beim nationalen Wiederaufbau 
geben. 
Das !st schon für sich genommen eine neue Erfahrung in 
Lateinamerika. 
Unserer Meinung nach und angesichts der internationalen 
Lage und der Realität in Nikaragua ist dieses Projekt , das sie 
ausgearbeitet haben, in diesem Augenblick das H,este und 
Umsichtigs te. ( ... ) 
Es ist wi rklich beeindruckend, was d ie Sandinistas im ers ten 
J ahr de r Revolution fü r den Wiederaufb au des Landes zu 
leisten vcrmochten. Sie haben sogar Dinge, die wil!" in unse­
rem ersten J ahr ni cht halten. Sie haben z. B. die Massen 
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bereits organisier!: die Gewerkschaften, die Sandinistischen 
Verteidigungskomitees. die Frauen, die Jugend, die Sandini­
stische Kindervereinigungen - etwa mit unseren Pionieren 
vergleichbar. Sie haben die Sandinistische Nationale Befrei­
ungsfront , die im ganzen Land gut organisiert ist und die 
wie die revolutionäre Partei und die Vorhut von Nikaragua 
ist. Sie haben eine kollektive Führung, d ie sich aus ei ner 
Gruppe von Guerillakämpfern ;o:usammensetzt, mit einem 
langjährigen Einsatz, großem Ansehen und großem Erfah­
rungsschuz, die trotz langjährigen Kampfes doch eine sehr 
junge Gruppe sind, aber mit dem Vorteil , zugleich erfahren 
und reif zu sein. 
Sie haben eine Regierung des Nationalen Wiederaufbaus, die 
sich aus erfahrenen, fahigen Personen zusammenStlzt. Es 
gibl enge 8Cl.iehungen zwischen der Sandinistischen Front 
und der Regierung des Nationalen Wiederaufbaus. Die Ge­
schlossenheit unter den SandiniSlas, den Kämpfern und der 
Führung, ist groß. Deshalb sind alle Bedingungen vorh;,rnden, 
um den revolutionären Prozeß erfolgreich weiterzufUhren. 
Der Kampf der Sandinistas rief große Sympathie und große 
internationale Solidarität hervor, nicht nur in Lateinameri· 
ka, sondern in der ganzen Welt. Die Breite der Regie rung, 
d ie sie gebildet haben. ist ohne Zweifel sehr günstig. um 
auch in Zukunft die breiteste internationale Unterstützung 
zu erhalten. 
Im letzten J ahr forderten wir die we$lliche Welt heraus, zu 
zeigen, wer dem Volk Nikaraguas am meisten helfen würde, 
cine Art Wettbewerh der Hilfeleistung. Wir gaben unserer 
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Bereitschaft Ausdruck, im Rahmen aller unserer Möglich­
kei ten Unterstützung zu leisten, und wir forderten alle an­
deren Länder dazu auf - kapitalistische, ölfördernde und 
ebenso sozialistische Länder - der nikaraguani schen Revo­
lution ihre größtmögliche Unterstützung zuteil werden zu 
lassen, weil das Land diese wirklich brauchte. 
Gibt es also eine Rnolution in Nikaragua oder nicht? In 
Nikaragua geht eine wirkliche Revolution vor sich. Und be· 
deut e t die Existenz der Bourgeo isie, des Privateigentums in 
Nikaragua. daß sich dort eine bürgerli che Revolution voll· 
zieht? Nein. Es gibt nichts, was in Ni karagua mit einer 
bürgerlichen Revolution verglei chbar wäre. In Nikaragua 
vollzieht sich in erster Linie eine Volksrevolution. deren 
Haupts tütze bei den Arbeitern, den Bauern . den Studenten 
und den Mittelschichten der Bevölkerung lieg!. 
Diese Volksrevolution treibt den Prozeß voran, plam den 
Prozeß, so daß das Richtige im richt igen Augenb lick getan 
wird . 

Christen auf Seiten der Re\'olution 

Die grundlegende Sache in einer Revolution, die grundle. 
gende Sache, um von einer Revolution sprechen zu können, 
einer Revolution des Volkes, besteht darin, das Volk auf 
seiner Seite und die Waffen zu haben. 
Was sich in Chile ereigne te, kann niemals in Nikaragua ge­
sehehen, auf keinen Fall , weil das Volk die Waffen besitzt. 
Aus diesem Grund ist die Revolution gesichert. Und die 
Re\'olution plant ihre Entwicklung entsprechend der wirk· 
lichen und objektiven Bedingungen des Landes. 

Meine Treffen waren nicht nur auf das Volk begrenz\. Ich 
traf auch mit fast 400 GewerkschaftsfUhrern zusammen und 
legte unsere Erfahrungen auf allen Gebieten dar. Ich traf 
ebenfalls mit einer großen Zahl von Priestern und fort­
schrittlichen religiösen Führern zusammen, die auf der Seite 
der Revolut ion stehen und diese voll unterstützen. 
Nika ragua ist ein Land, in dem die religiösen Gefühle weit­
aus tiefer verankert sind als sie es in Kuba waren. Deshalb in 
die Unterstützung dieser re ligiösen Se ktoren fur die Revolu­
tion sehr wichtig. 

Einst haben wi r in Chile und auch in Jamaika vom strate­
gischen Bündnis zwischen Christen und Marxisten-Lenini­
sten gesprochen. Wenn d ie Revolution in Lat einamerika ei-. 
nen antireligiösen Charakter annähme, wiirde sie das Volk 
spalten. In unserem Land war die Kirche, allgemein gespro­
chen, die Kirche der Bourgeoisie, der Wohlhabenden, der 
Grundbesitzer. Dies ist in vielen Ländern Lateinameri kas 
nicht der Fall, wo Religion und die Kirche tiefe Wur.-:eln im 
Volk haben. Die reakt ionären Klassen haben versucht , die 
Religion gegen den Fortschritt einzusetzen, gegen die Revo­
lution. und sie erreichten tatsächlich ihren Zweck über eine 
recht lange Zeitspanne hinweg. Jedoch ändern sich die Zei­
ten, und dem Imperialismus, der Oligarchie und der Reak­
tion fällt es zunehmend schwerer, die Kirche gegen die 
Revolut ion zu mißbrauchen . 
Viele religiöse Führer haben aufgehört, ausschließlich über 
Belohnungen im J enseits und Glück im J enseit s zu reden, 
und sprechen von den Bedürfnissen und dem Glück in der 
diesseitigen Welt. Denn sie sehen den Hunger des Vol kes, die 
Armut, di e ungesunden Lebensbedingungen. die Unwissen· 
heit, d as Leiden und den Schmerz. 
Wenn wir uns daran erinnern, daß das Christentum zu An­
fang die Religion der Armen war, daß es in den Tagen des 
Römischen Reiches die Religion der Sklaven war, weil es auf 
tiefen menschlichen Geboten beruhte, dann besteht kein 
Zweifel daran, daß die revolutionäre Bewegung, die soziali­
stische Bewegung, die kommunistische Bewegung, die 
marxistisch-leninistische Bewegung sehr viel Nutzen haben 
würde, wenn ehrliche Führer der ka tholischen Kirche lind 
anderer Religionen zu dem christlichen Geist der Tage der 
römischen Sklaven zurückkehren würden. Darüber hinaus 
würde auch das Christentum zusammen mit dem Sozialis· 
mus und Kommunismus den Nutzen davontragen . 
Und einige religiöse Führer in Nikaragua fragten uns: warum 
ein strategisches Bündnis, warum nur ein strategisches 
Bündni s? Warum sprechen wir nicht von der Einheit zwi­
schen Marxi sten·Leninisten und Christen? 
Ich weiß nicht, was die Imperial isten darüber denken. Aber 
ich bin davon vollkommen überzeugt. daß die Formel 
höchst explosiv ist. Sie existie rt nicht nur in Nikaragua, son­
dern auch in EI Salvador, wo die revolutionären und die 
christlichen Kräfte engstens zusammenarbei ten. 
Aber nicht nur in EI Salvado r: da ist Guatemala, wo auch 
ständige Unterdrückung und Mord herrschen, Mord auch an 
Priestern. 
Seht wie Reaktion und Faschismus ständig Prieste r umbrin­
gen . wie der Erzbischof von EI Salvador auf niederträchtige 
Art umgebracht wurde. Dies ist so, weil Reakt ionäre und 
Faschisten - von d enen viele jeden Sonntag zur Kirche 
gehen - dann , wenn sie ihre Interessen berührt , in Gefahr 
sehen, nich t zögern, Bomben in Kirchen zu legen und Prie­
ster und Bischöfe um zubringen . Sie würden den Papst um­
bringen, wenn sie könnten. 
Aber nicht nur in EI Salvador. Da ist auch Guatemala, wo 
ebenfalls ständige Unterdrückung und Mord, auch an Prie­
stern, herrschen. Es gibt dort zahlreiche Priester, die auf d er 
Seite der Revolution stehen. ( ... ) 

Als ich auf dem Pla tz der Revolution in Managua sprach (am 
I. Jahrestag der nikaraguanischen Revolut ion, dem 19. 7. 
1980; d. Red. ), war ich nicht dort, um Ratschläge zu er tei­
len. Ich sagte, ich war nicht don um zu lehren, sondern um 
zu lernen. nich t zu beeinflussen, sondern mich beeinflussen 
zu lassen. J eder. d er die Geschichte studiert, und wirkl ich an 
politisch-revolutionären Prozessen interessiert ist, wird von 
jeder neuen Revolution sehr viellemen . 
Es gab einige Leute, die be$Orgt waren, weil Fidel Nikaragua 
besuchte, und d ie sich di e Frage stell ten , ob der Bes uch 
nicht schädlich für die Bevölkerung Nikaraguas sein wUrde. 
Die Nikaraguaner wußten sehr wohl, daß ich niemals von 
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mir aus den Wunsch geäußert habe, Nikaragua zu besuchen 
und mich niemals selbst dort hin eingeladen habe. Sie wuß­
ten sehr gut, daß ich bereit war, Nikaragua an jenem Tag 
und zu jenem Zeitpunkt zu besuchen, der ihnen paßte, sei es 
im ersten jahr, im zwei ten, im d r itten oder in den nächsten 
zehn oder 20 j ahren, oder auch nie. 
Denn wir haben keine Verwendung für jegliche Art von 
Eite lkeit, fUr jegliche Art von Chauvinismus oder jegliche 
Form des Hegemonismus : unsere Revolution soll ein Bei­
spiel sein, sie will nicht hegemonistisch sein. Unsere Revo­
lution hat kein Interesse daran, als die Führerin oder der 
Wegweiser der Völker zu erscheinen. Wir würden uns sehr 
freuen, den Hintergrund - den Hin tergrund im Sinne des 
Wortes - eines ganzen revolutionären Lateinamerika und 
der Karibik zu bilden. 
Wir sind an der Revolution, an der Befreiung unserer Völker 
interessiert. Und aus diesem Grund fahren wir nach Nikara· 
gua, nicht weil d ie Sandinistas uns einluden, sondern weil sie 
uns darum baten, daß wir Nikaragua besuchten. 
Ich sage dies als eine Warnung an jene, die den ken, daß wir 
eingebi ldet seien und danach trach teten, uns selbst groß 
herauszustellen. Unsere Freundschaft mit den Sandinistas 
entstand nicht erst ges tern oder vor einem j ahr, sondern vo r 
20 Jahren . Und wir haben sehr enge Beziehungen, aber auf 
der Grundlage des gegenseitigen Respekts und Vertrauens. 
Die Imperialisten und d ie Reaktionäre sind darüber beun­
ruhigt, was in Guatem ala und in EI Salvador und in allen 
anderen Ländern p assieren kann. Wir sind nicht aufge­
schreckt. Die Imperialisten sind aufgeschreckt, wenn sie mit 
Marxisten-Leninisten ko nfrontiert sind. Sie bekommen es 
dann mit der Angst zu tun. Für sie ist der Anblick eines 
Marxisten wie die Erscheinung eines Geistes, wie ein Auf­
treten des Te urels selbst. Sie verbringen schlaflose Nächte 
darüber. 
Aber wir verspüren keinen Schrecken, wenn wir die Bour­
geoisie sehen, wir lachen . Wenn die Rea ktionäre einen Sozia-
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listen, einen Kommunisten, einen Marxisten·Leninisten 
sehen, dann denken sie, dies ist das Ende der Bo urgeoisie. 
Aber wenn wir ein Mitglied der Bourgeoisie sehen, dann 
denken wir nie , daß der Sozialismus und der Kommunismus 
sich ihrem Ende nähern. Das ist so , weil di e bürgerliche 
Gesellschaft schon der Vergangenheit angehört, ebenso wie 
die Sklavenhalter· und die FeudalgeseUschaft. Die Zeit wird 
kommen, da die Menschen frage n werden: "Was war das für 
ein Wahnsinn, den man Kapitalismus nannt e? Wozu war er 
gut ?" Der Kapitalismus wird dann hier und anderswo der 
Vergangenhei t angehören , 
Ich erkläre alle diese Dinge, damit n iemand verwirrt ist und 
um unserem Vertrauen in die sandinist ische Revolution Aus­
druck zu verleihen, unsere Meinung kund zu tun, daß sie 
das, was sie tun, außergewöhnlich gut machen, auf sehr rich­
tige Art. Sie hahen die Macht in ih ren Händen, und sie 
können ihre Zukunft planen. Kein bezahlter Staatsstreich 
wird jemals die sandinistische Revolution beseitigen. Es wird 
dort keinen Staatsst reich geben, weil das Volk d ie Macht in 
den Händen hält und die Waffen besitzt. Was in Chile pas­
sierte, kann dort nicht geschehen. Was in Bolivien passierte, 
kann dort nicht eintreten. 

Dies zeigt, wozu die Reaktionä re, die Kapitalisten und die 
Imperialisten in der Lage sind. Sie reden von Parlament, 
Verfassungen und Demokratie. Was ist das für eine erbänn­
liehe Demokratie , wenn das Volk nicht zählt , wenn eine 
Wahl stattfindet, das Volk zur Wahl geht und eine fort ­
schrittliche Regierung wählt ,und dann ein faschistischer 
Staatsstreich statt find et und d ie Unterdrückung beginnt? 
Das gleiche geschah in EI Salvador, Sobald die revolutionäre 
Bewegung an Kraft gewann, gab es einen Staatsstreich. In EI 
Salvador hat das faschist ische Militär im Bündnis mit der 
Chris tdemokratie - bei der nichts von der Demokratie ge· 
blieben ist und die gew iß n icht ch ristlich is t - e in völker­
mörderisches Regime errichtet. In EI Salvador werden täg­
lich im Durchschnitt 50 Menschen ermordet. 
Ich möchte jene Regierungen frage n, die ein solches Auf­
hebens machten um den Abschaum (in Kuba; d, Red. ), 
warum sie nicht ein einziges Wort verlieren über die Dut­
zende von Verbrechen, die jeden Tag gegen das Volk von EI 
Salvador begangen werden? Sie zeigten sich sehr besorgt 
über das Schicksal einiger obskurer Lumpenproletarier hier, 
gewöhnlicher Krimineller , Müßiggänger und Parasiten, denen 
nicht ein einz iges Mal ein Leid zugefügt worden ist, denen 
nicht das geringste Härchen ge krümmt wurde. 

Eine Salvador.lntervention hätte Folgen 

Nun, um ganz o ffen zu sein, sie mußten beschützt werden , 
damit ihr Haar nicht zerzaust wurde, und wir mußten unsere 
Bevölkerung mehrmals ermahnen, davon abzusehen, diese 
heruntergekommenen Elemente um zubringen. Aber was 
zählt is t, daß ihnen kein Leid zugefügt wurde, Sie wollten 
alle in das Pa radies der Yankees ausreisen, in das Paradies 
der Prostitution, der Drogen, Spielhöllen usw, Kurz gesagt: 
Abschaum ! J ene Regierungen wurden wegen d ieser Leute 
sehr besorgt und begannen alle möglichen Kampagnen. 
Und jetzt sehen wir uns einem Völkermord riesigen Aus· 
maßes gegenüber ... riesigen Ausmaßes! Nach den Plänen der 
Faschisten sollen 200 ,000 Bewohner EI Salvadors umge· 
bracht werden bei dem Versuch, die Revolution zu er· 
sticken. Und sie ermorden Männer, Frauen und Kinder, un­
schuldige Menschen , um Schrecken zu verbreiten , 
Warum erheben sich keine demokrat ischen Stimmen, um 
das elementarste Recht dieses heroischen Volkes auf Leben 
zu verteidigen? 
Warum erheb en sich ' keine demokratischen Stimmen, um 
das elementare Recht dieses heroischen Vo lkes auf Leben zu 



ver teidigen? Und worüber sprechen sie? Aha, über mög­
liche Interventionen ! 
Ich möchte keine Regierungen erwähnen. obwohl ich ganz 
genau weiß. um welche es sich handelt. Ich will sie nicht 
erwähnen, weil es manchmal besser ist. keinen großen Auf­
ruhr zu machen angesichts der besonderen Situation, die 
gegenwärtig auf dem Kontinent herrscht. Angesichts der 
Tatsache. daß gerade ein Mil itärpulSch in Bolivien stattge· 
funden hat. der von sehr vielen verurteilt worden ist. Aber 
ein ige von jenen, die den Staatsstre ich in Bolivien verurte ilt 
haben. wo sie mit härtesten Unterdrückungs maßnahmen 
gegen die Arbeiter, Bauern und Studenten vorgehen, unter­
stützen andererseits die Völkermord regierung der faschi· 
st isch·christdemokratischen J unta in E.I Salvador. Und die 
USA enuenden Ausbilder, Waffen und bieten der christ­
demokratischen junta Wirtschaftshilfe an. Und sie reden 
von Intervention. Wir werden sehen was passiert, wenn sie in 
EI Salvador einmarschieren sollten. Das Volk von EI Salva­
dor sollte nicht unterschätzt werden. Die Imperialisten soll­
ten das Volk von EI Salvador nicht unterschäuen, und sie 
sollten auch nicht die Stimmung in ganz Lateinamerik.a an­
gesichts der Ereignisse in EI Salvador unterschätzen. 

Westliche Nikaragua-Hilre: eine moralische Pflicht 

Wir haben die einmütige. völlige Solidarität des Volkes von 
Nikaragua mit EI Salvador erlebt. Ich bin überzeugt: sollten 
die Imperialisten so dumm sein, in EI Salvador zu inter­
venieren, dann werden sie ein Vietnam in Zentralamerik.a 
schaffen. 
Mehr noch. Die Yankee-Imperialisten unters tützten Somoza, 
weil sie es waren, die ihn an die Macht gebracht hatten. ( ... ) 
Die Imperialisten setzten Somoza ein . Sie haben in Nik.a­
ragua viele j ahre lang direkt eingegriffen. Sie schufen die 
Nationalgarde Somozas, die Somoza an die Macht brachte. 
die erste Somoza-Dynastie, es hat dort nämlich mindestens 
drei Alleinherrscher gegeben. Sie tragen die Schuld am Tode 
Sandinos. Sie tragen die Schuld ftir 50 J ahre Tyrannei, die 
über 100.000 Menschen in Nik.aragua das Leben gekostet 
haI. Und sie unterstützten die Tyrannei bis zum Ende. 
Sie dachten sich auch das Konzept einer interamerik.ani­
schen Friedenstruppe aus, mit der Absicht, zu inte rvenieren, 
um den Sieg der Sandinistas zu verhindern. Dies gelang 
ihnen nicht. weil selbst die OAS (Organisation Amerikani­
scher Staaten; d . Red. ), d ie berühmt·berüchtigte QAS, re­
belliert e, als sie ",ersuchten, diesen Plan in die Praxis umzu­
se tzen. Andernfalls hällen sie das versucht, was sie in Santo 
Domingo (US.Invasion 1965: d. Red. ) getan haben. 
Nun, die Sandinistas trugen den Sieg davon und die USA 
erklärten sich zur Zusammenarbeit bereit, zu einer freund­
lichen Haltung. Wir haben uns darüber gefreut , denn eine 
Politi k der Zusammenarbeit erscheint doch viel vernünftiger 
zu sein als eine Polit ik der Feindseligkeiten. Eine Politik der 
Zusammenarbeit und nicht der Aggression. 
Natürlich haben die Imperialisten schon etwas aus der kuba­
nischen Revolution gelernt, aus ihren Aggressionsplänen, 
ihrer Block.ade und ihrer Feindschaft gegenüber Kuba. Sie 
wollten ganz offensichtli ch ni cht zweimal die gleiche bittere 
Medizin schlucken mi8sen. 
Nun, w ir freuen uns, daß sie keine Blockade über Nik.aragua 
verhängen, daß es keine wirtschaftliche oder andere Aggres­
sion gegen Nikaragua gibt, daß keine Umsturzpläne gegen 
Nikaragua existieren. Genau das verlangen wir vom Imperia­
lismus. Und es ist die grundlegende moralische Pflicht der 
Imperialisten, wirt schaft lich zusammenzuarbeiten . da sie das 
Volk von Nik.aragua ausgebeutet haben und verantwortlich 
sind für 50 jahre Tyrannei, die dieses erdulden mußte. Wir 
sind keinesfalls dagegen, sondern erfreut darüber, daß die 

Imperialisten wirtschaftlich mit Nik.aragua zusammenar­
beiten. 
Aber sie haben ein ganzes Jahr debat tiert. bevor sie einen 
Kredit in Höhe von 75 Mio Dollar gewährten.( ... ) 
Völkermord wird nicht nur in E.I Sal",ado r, sondern auch in 
Guatemala begangen. Leichen von Arbeitern, Studen ten, 
Freischaffenden, selbt von Pries tern, werden täglich aufge­
funden. Dort herrscht ein Regime der Unterdrückung, des 
Völkermordes., ( ... ) 

Was können wir aus den Erfahrungen Guatemalas, EI Salva· 
don, Chiles, Boliviens lernen? Sie lehren uns, daß es nur 
einen Weg gib t: den der Revolution! Sie lehren uns, daß es 
nur einen Weg gibt: den bewaffneten revolut ionären Kampf! 
Das in das Argument, das Kuba vorbracht e, als es zum Volk 
sagte: sie hintergehen Euch ! 
Die Oligarchie, d ie Reaktion und der Imperi al ismus bedie· 
nen sich aUe dieser sog. konstitutionellen Mechanismen , der 
sog. repräsentativen Demokratie, um die Völker zu betrü­
gen. Selbst wenn die überwältigende Mehrheit des Volkes in 
einem demokratischen oder sog. demokratischen Wahl· 
mechanismus gegen eine reaktionäre Regierung stim mt und 
ftir eine fortsch rit tliche Regierung, oder sogar eine demokra­
tische, dann gibt es einen Staatsstreich . Wie in Chile , wie in 
Bolivien. Und die Völker haben vers tanden und erk.annt, 
daß es nur einen Weg zur Befreiung gibt: den Kubas, Gre· 
nadas, den Nikaraguas. Es gib t keine andere Möglichkeit ! 
lVird fortgesetzt 

(Quelle: Granma. Weekly Review, Havanna , 3.8.1 980) 

,-------------Subskription 
Hejo Heussen 

Weltmarkt lUld soziale Not 
Ober die Unsicherheit sozialer Sicherheit in der 3. Welt 

Soriale Sicherheit bei Krankheit, Alter und ArbeitsJosigkeit ist in 
Ländern der 3. Welt flir den größten Teil der Bevölkern", soziale 
Unsicherhei t - trott oft ausgeklügelter Gesettgebung. 
Sozialpolitik ist mehr als hierzulande abhängig von weltwirtschaft­
lichen Konjunkturen, Strategien multinationaler Konzerne, Kämp­
fen zwßchen Untemehmerklassen, Gewerkschaften und Parteien, 
ausgeliefert staatlichen Steuerungsvenuchen im System nationaler 
Auseinandenettungen und internationaler Ansprüche. 
Heussen stellt Fragen nach dem Nett sozialer Sicherheit in der 3. 
Welt: Wie bestimmen die politökonomischen Abhängigkeiten S0-
zialpolitik? Welche Funktionen hat Sot ialpolitik? Wer sind die 
Träger und was sind deren Interessen? Hier wird der Venuch ge­
macht, die Einßußfaktoren auf das System sozialer Sicherheit in 
ihrem historischen Wandel, ihrer Vielschichtigkeit und wechselsei­
tigen Venahnung empirisch und theoretisch zu fassen. 
Am Beispiel A.rgentiniens erhält der Leser einen Einblick in die 
Eingriff"smöglichkeiten und Schaltstellen der sozialen Sicherungs,­
systeme. Sozialpolitik in einem Land der 3. Welt wird lebendig 
und konkret. So kann dieses Buch als Qrientierungshilfe dienen, 
will man Sozialpolitik in Entwicklungsländern einschätzen, dort 
So:tial.arbeit machen, gewerkschaftliche Strategien mitbestinunen 
oder Entwicklungshilfeprojekte untentiltzen - oder davon abraten 
" Ich möchte soziologische Phanw ie entwickeln helfen fiir alle, die 
sich mit der Veränderung und mit möglichen Auswirkungen I»­
stinunter ökonomischer und politischer Stntegien in der 3. WeJt 
beschäftigen. Der Zusammenhang :tw:ischen individuellen Oberle-­
bensbedingull8en und Entwicklung soll besser zu orten sein. Ich 
venuche, ventändlich zu machen, wie viele Glieder die Kelte hat, 
die etwa zwischen den Entscheidungen des lnternationalen Wäh­
rungsfonds (IWF) und dem Tod eines Kindes in der Provinz Tucu­
man liegen. Ich möchte über die vordergrilndigen Erkenntnisse der 
Statistiken und Geseuesvergleiche desillusionieren und so eine 
Grundlage liefern flir einen BeitTlll zur Theoriebildu", über Repro­
duktionsbedingungen in strukturell abhängigen Ländern. h 
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Rückblick 

Vor 15 Jahren: Dile Ermordung Mehdi Ben Barkas 
"Der marokkanische Oppo,itiompolitikcr M. Ben Bar;ka wird am 
29. 10. unter Mitwirkung französischer Polizeibeamter a'LIS Paris ent· 
führt und soU am 29. ' 30.10. getötet worden sein", re!~strierte der 
Fischer·Weltalrnanach 1967. Wu hier w bUChhalterisch-trocken 
notien wurde, neUte in Wahrheit den größten poLitisChen Skandal 
der frarn:öJ.ischen V. Republik unter de GauUc dar. Ei;s heute in 
vieles an dieser "Affäre" undurchsichtig gebl ieben. Die EntfUhrung 
und Ermordung Ben Buka. (wenngleich seine Leiche nie gefunden 
wurde) trägt die Züge eines Kriminalstückes , in das Geheimdienste, 
Polizi!!<:n, Gangster, RegierungJsteUen und angeblich auch. der ameri­
kanische Gehcimdienu CIA l'etwiclu:Lt waren. Sicher ist die Beteili· 
gung hoher marokkanischer Geheimdienstler, die schon seit Jahren 
auf Ban Backa J agd gemacht hauen. 
Wer war Mehdi Ben Barka, daB die marokkanische Reaktioll ihn so 
fun:htete, daB sie ihn noch im Exil ermorden lieB? 
1920 wurde M. Ben Barka in Rabat ab Sohn einer IdeinbÜl'gl:rlichell 
Familie geboren. Es war die Zeit des erwachenden Wide:rstandes ge. 
gen die totale Unterwerfung durch Frankreich, vor allem des legen­
dären Abdelkrim im Rif-Gebiet, wo er 1925 / 26 eine kunllebige " Rif· 
Republik" gründete. 1934 war die Okkupatioll Marokko!: abgeschlos· 
sen. Frankreich lieB Sultan Sidi Mohamed ah Regenten ohne Macht 
fonnell im Amt. 
Ben Barka besuchte die Koranschule; er ging an die Unive'uität Algier 
und wurde dort Vorsitunder der Au oziation NordaJrikanischer 
Studenten aus nationalisti schen J ugendlichen Algerieru!. T unes iens 
und. Marokkos... Sein poli tisches Engagement brachte ihm mehrmals 
Verhaftungen ein. 1943 war er als Mitarbeiter A. Balafrejl MitbegriIn­
der der lstiQlaI-Partei (Unabhängigkeits-Partei) Marokk,)s... Die Ini· 
Qlal-Partei repräsentierte vor allem die nat ionalen Interes,;.:n der Han­
deIsbourgeoisie und von Teilen dei Kleinbiirgcrtum s... Aus letzterem 
und der Intelligenz zog sie zunehmend Mitglieder an. 
Zu Beginn der 50er J ah re nahm der Widerstand zu. Sidi Mohamed 
bekannte , ich zur htiQlaI-Partei; 1953 wurde er nach Madagaskar 
deportiert. In der htiQlaI setzte sich Ben Barka gegen d,~n konserva· 
tiven bilrgerlichen Flligel in der Frage der Kampfformen und Mauen­
bezogenhei t durch. Während Balafrej und andere konnitutiondle 
Methoden bemrworteten, ging Ben Barka Zur Organisatiion einer re· 
volut ionären Befreiullglacmee, der ALN, iber. Im selben J ah r (1955) 
wurde mit .einer Unters tiitzung auch der GewerksdLaftwerband 
UMT unter M. Ben Sedd iQ gegründet. 
Ikr französische General J uin bezeichnete Ben Backa - der r.wischen 
195 1 und 1954 nach Siidmarokko verbannt war - als .. gdährl ichnen 
Gegner Frankreichs in Marokko". Ideologisch war Mehdl Ben Barka 
antiimperialidischer Nat ionalist. Seine sozialistische O rientierung 
soll te sich ent nach der Unabhängigkeit entwickeln. Diene wurde am 
2. März 1956 prokJamiert . Sidi Mohamed wurde als Mohamed 
V. König; Mehdi Ben Barka präsidierte der beratenden Nationalver­
sammlung. die jedoch bald aufgl: löst wurde. 

In eine ,,gut ausgehec kte Falle" ger at en 

Diel war ein Anzeichen der RechuentwickJung. d ie sogleich ein· 
setz te. Im Verein mit dem die Winschafl beherrschend.en franzö.i· 
sehen Kapital setzten lieh in der Staatsführung konse:rvative und 
reaktionäre bürgertiche Polit iker durch; die Positionen de:sländlichen 
Feudaladeh blieben unall~tastet. Geheimdienn und A.rmee - d ie 
vornehmlich aus ehemal igen Soldaten in französischen und spani· 
schcn Diennen rekru tiert wurde, vermehrt um einige AI:.N-Offiziere 
als Belohnung für deren Niederlegung der Waffen _ untc:ntanden all 
Machtins trumente dem Königshaus. Mehdi Ben Barka ges tand später 
ein. die neokoloniale Entwicklung verkannt zu haben: "Wir haben 
das ge .... mre Abkommen uns zugute gehalten und haben C'i als to talen 
Zluammenbruc.h dei französischen Kolonialismus dargenent ( ... ), 
wähn:nd wir ill Wirkl ichke it doch nur in eine gut ausgeheckte Falle 
geraten lind." 
Die Auseinanderse tzung innerhalb der h tiQlaI zwischen den ,J ung­
türken" um A. Ibrahim, M. Ben SeddiQ und F. Buri und den kon­
servativen äl teren Fiihurn verschärfte l ich. Ben Barka und (sein 
späteur Nachfolger) A. Bouabid hielten lieh zunächst zurilck. Im 
J anuar 1959, wähund in mehreren Städten Aufstände ausbrachen 
und die ln.IT Stuik. organisierte (die unter Mitwirkung de i spä teren 
lnnenminilters Mohamed Oufkir blutig unte rd ruckt wurden), ve r· 
ließen die Linken die Partei und gründeten im ScptemTber dJ. die 
National·Union der Volk.5kräfte (UNFP). Sie repräsentierte vor allem 

40 

IntcUektuelle, Tei le des K1einbii rgertums, aber auch über die - 1961 
allerdings abgebrochene - Verbindung zur UMT große Teile de r 
Arbeiterschaft des Landes... 
Verhaftungen von Linken wurden zur Regel. Ben Bark .. ging im 
Dezember 1959 nach Paris, nachdem F. Bani u.a. UNFP-Führer ver­
hafret worden wan:n. 1961 übernahm Hau.an 11. den Thron dcs ver· 
Itorbenen Vaters; Oufkir, der U.a. als Freiwilliger gegen die vie tna· 
mesische Befreiungsbewegung gekämpft und in französischen Dien· 
sten marokkanische Aufstände niederzuschlagen geholfen hatte , 
wurde sein Innenmininer. 
1962 k.chrte Ben Barka heimlich zurück und legte der Panei eine 
kri tische AnalySt: der marokkanischen GeSt: ll schaft vor, deren Fazit 
die Forderung nach einer IOzialistischen Wirtschaflsform (mi t dem 
Kern einer grundlegenden Agrarn:fo rm) sowie nach antiimperiali­
stischer Solidarität und praktischer Solidarität mi t dem algerischen 
Freiheit5umpf waren. 
Unter der Parole, eine Republik nach algerischem Vorbild Zu grün­
dcn, errang d ie UNFP 1963 bei den cuten Parlamentswahlen trotz 
Wahlmanipulationen einen relativen Sieg. Oufkir, die "graue Emi· 
nenz" dei Regimes, fingierte einen Verschwörungsplan der UNFP. 
Im August 1954 wurden in einem Musenprozeß gegen über 100 
UNFP-Mitglieder elf zum Tode verurteilt, darunter (in Abwesenheit) 
Mehdi Ben Barka. Dieser arbeitete in Kairo. wo er u.a. bei der Zen­
trale der Organisation für Afro·Asiatische Völkenolidari tät (AAPSO) 
tä tig wurde. 
Im März 1965 brachen in Casahlanca Unruhen von Studenten und 
Schülern aUI, unten tiitzt von jugendlichen Arbeitslosen. Am 8. J uni 
wutde der Notstand ausgerufen (der ent 1971 aufgehoben wurde), 
nachdem ein Versuch gescheiten war, die UNFP zur Teilnahme an 
der Regierung zu bewcgen. Die Bewegung wurde unter Oufkir nieder­
geschlagen, die Zahl der Todesopfer auf zwischen 300 und 1.000 
beziffert. 
Am 29. Oktober 1965 wurde Mehdi Ban Barka nach Paris gelockt , 
von zwei Polizeibeamten angehalIen und zur Mitfahrt in einem PKW 
aufgefordert. In diesem fuhren überd iel zwei Angehörige einer Ge­
heimpolizeiOrgarU5Ition mit sowie ein marokkanisch· französischer 
Doppelagent m il Verbindungen zum offiziellen französuchen Ge· 
heimdienst SOECE. Ben Barka wurde in die Villa eines Gangs ters 
und Bordellchcfl gebracht , der ebenfalls in Diensten de r "barbouzes" 
(die Bärtigen) genannten Geheimpoliui de Gaul les stand. Am lo l· 
genden Tage trafen Qufkir und der marokkanische Geheimdierulchef 
Ol imi dort ein. Von da an exinieo:n keine Zeugenaussagen mehr iiler 
das SchickJal Ben Barus. Der einzige, der mehrfach seine Beobach· 
tungen als Beteiligter äußerte und Oufkir ah Mörder Ben Barkas 
nannte, der Gangster und Geheimdienstvertraute Georgei Figon, kam 
unter mysteriösen Um5tänden ums Leben, als die Polizei ihn fest· 
nehmen wollte. Eine umnrittCJlC Zeugenaussage enthielt den Hin­
weis, de Gaul1es obenter Sicherheiuchef und Operationsleiter für 
afrikanische "Angelegenheiten". Jacquci Foccart, sei eingeweiht 
gewesen. 
In einem Prozeß gegen die in Frankreich inhaftierten Betei ligten _ 
die Hauptbeschuldigten halten sich absetzen können _ wurden 1967 
mehren: lebensl~ Haftstrafen ausgesprochen, darunter (in Ab· 
wesenheit) auch gcgen Mohamed Oufkir (der scinersciu nach einem 
fehlgeschlagene n Rechhputsch gegen Husan angeblich Selbstmord 
beging ). 
Filr d ie marokkanische Linke war das Verschwinden Mehdi Ben 
Barkas ein Verlust. von dem sie sich seither nie wieder emolte. 

J .Onrowlky 



Rezensionen I Filme 

Beispliel Nikaragua 

NICARAGUA .. .w.r., ...... -_ .. __ ... -
--
.~ ---

J U '" I U S 

Ein Jahr nach der Revolut ion in Nikaragua sind Biicher und Fi lme zu 
Problemen der Aulbauphase sowie zur Geschichte dei Bcfrci 'ungs­
kampfes n3.o;:h wie vor Mangelware. Eine historiKhc Bctrachtungdcr 
Geschich te Nikaragual und seines Befreiunl(S kampfes liefert 
H .. rald Jung, Nicaragua: Bcrcichcrung.w:IillJalur und Volkt.allfnand, 
Verlag Vervucrt F rankfurt 1980, 170 S., l !i DM. 
H. Jung leu.! an bei der !!panischen Kolonisation, zeichnet nach wie 
die USA zunehmend in Nikaragua intervenierten und halfen, den 
Samon-Clan fest Zu e tab lieren. In den Kapiteln "Die Bereicherungs­
politik des Somoza-Claru und der Nat ionalgarde" (5. 35-53) und 
" Die sozio-ökonomische Entwicklung Nikaragu.u unter der SOIllOza· 
Diktatur" (S. 54-7 1) untc rsu<;ht J ung die wins<;haftli<;he Unter­
werfung Nikaraguas un ter den Somoza-Clan und gibt eine um fassen· 
de Darstellung der wirts<;haftli<;hen Entwiddung und sozialen GUede­
rung. Besonders kraß ge,taltet si<;h d ie Beschreibung des unermeß­
li<;hen Rekhtums (das Vermögen de r Somozas wird auf 500 Mio 
Dollar geschätzt) vor dem Uintergrund des enormen Elends der Be­
völkerung. 
Das zweite groSe Thema ist die Geschichte des Volhwiderstandes. 
Scheiterten anfangs noch die Oppositionsbemühungen an der v.oroe­
haitlolC:n Unterstützung Somozas dur<;h die USA infolge des Kallen 
Krieges, so trat mit Gründung der Demokratischen Union der Be­
freiung (UDEL), "dem taktuchen Biindnis von Bürgern und Kom · 
munisten" (5. 87) die Opposition in eine neue Phase des Widel"Stan­
des ein_ Während H. J ung diesem Bündnis die Absich t sozialer Um· 
wälzungen abspricht, chamkterisien er die Sandinutische Front der 
Nationalen Befreiung (FSLN) als eine: Oppositiollikraft, die dall Ziel 
de r "sozialistis<;he(n) Revolution in Nikaragua" habe (5. 103). Aus­
fiihrlkh ist der Te il über den Volkswiderstand nach Ermordun,g des 
Präsiden ten der UDEL. Petro J oaquin Chamorro im J anua r 1978, 
mit der der bewaffnete Kampf veutärkt wurde und nach der Beset­
~lng des Nationalpalastes im August 1978. dem Septemberauf,;tand 
1978 und sodann der Endoffensive im Juni /Jul i 19 79 seine H öhe­
punkte erreichte. 
Allerdings benennt H. Jung nicht die Lehren aus der Niedern:hl1ogung 
des Septemberaufstandes, die sO bedeutend waren rur den Sieg: So 
die Vereinigung der drei Strömungen innerhalb der FSLN unter ei· 
nem einhei tl ichen politischen und militärischen Oberkommando, die 
verstärkte Einbeziehung der Bevölkerung und die Krit ik daran, daß 
es keinen einheitlichen Aufstandsplan gegeben habe (vgL H. Ortega 
in AlB: 5,1980ff.). Leider gent da , Kapitel über das befreite Nika­
ragua auf gerade 7 Seiten e twas kurz. Dennoch ist dies ein wer\1lo11es 
Buch, mit umfangreichem Anmerkungsapparat sowie Quellen·· und 
Li teratu rverzeichnis. 
Sehr aktuell gehalten ut das Buch von 
Rose Gauger, Ni .... ngua im Jahr der Befreiung, Bericht über d ie 
u l ten Monate der Revolution, Valag JuniuI Hambu rg, 1980, I :~ S., 
120M 
R. Gaugen Buch ste llt ausfiihrli ch Reden und Dokumente sowie oft 
rein wf;iUig en l5tandene Interviews der politischen Kräfte in N:ikara­
gua vor: also nich t nur der FSLN, sondern auch der Bourgeoi$i,~, der 
kommuni$tischen Parteien, der Arbeiteropp05ition und der Massen· 
organisationen. Wenngleich sie oft herbe Kri ti k an der FSL~ form u' 
liert, 7.. B. daß sie angrblich .,statt Diskussionen Bes tätigung" fo,rdere 
oder das .. Volk zur Akklamationsmenge" degradie re (S. 29), 'I<) ge­
neht sie doch die realistische AnJage der FSLN-Poli tik ein, und zwar 
hinsichtlich einer Lösung des Kaderprob1ems oder h insichtliih des 
Vorhabens, die Bourgeoisie in eine gemeinsame Verantwonung rur 
den Aufbau des Landes zu nehmen. Damit unterstellt sie jI:,doch 
nicht, daß die FSLN sich de r Bourgeoisie un terworfen hätte. R. 
Gaugcr formulien d 3.5 50' .,Der FSLN scheint ei ne Art Gewalten· 

teilung vorzuschweben, bei der der private Sektor im wirtschaft­
lichen Bereich relativ ungenön verfahren kann, währt:nd die Fren te 
politisch die Oberhand behält" (5. 26). 
Während der ersten MOllilte nach der Befrt:iung im Juli 19 79 vom 
Kampf gegen die Konte rrevolution bestimmt waren, bestand das 
Hauptproblem ab November 1979 darin, daß man einen deutlichen 
Rückgang der WirlSchaftsleitung abwenden mußte. Richt igerweisc 
verwende t R. Gauger viel Platz darauf, den Wirtschaftsplan 1980 
ausführlich vorzuuellen (S. 75-85). der durch Erhöhung der Gesund· 
heilSausg-.. ben. Steigerung de r agrarischen Produktion und Erhöhung 
des Expones die größten Schwierigkeiten beheben soll. 
Als einen großen Mangel bezeichnet es R. Gauger. daß vor allem die 
Massenorganin.tionen an immensen Kaderproblcmen leiden und 10 

häufig nicht umfassend ihre Veran twortung besonders in der Bil­
dungs· und Schulungsarbeit und de r Einbeziehung der Bevölkerung 
in den Aufbau wahrnehmen können. Insgesam t liegt hier ein Buch 
vor. du krit isch nach allen Sei ten a rgumentiert , mehr die Fehler und 
Schwierigkeiten betont und das so oft Zweifel an der Lösbarkeit der 
"schier unlösbaren Aufgaben" (5. lOS) aufkommen läßt. Weitgehend 
werden These und Anli thest! rderiert. damit sich der geneigte Leser 
lC:lbst ein Bild machen möge. Zugleich ist R. Gaugers Buch ein Auf· 
ruf ... u .,kritischer Solidarität" mil der F5LN, wobei die Krit ik do rt 
einle tzen solle, "wo sie ihr politisches Monopol durch,e t« n will" (S. 
110) - womit dem bürgerlichen Pluralismus also Prio rität zugemessen 
wird. Andaerseits betont die Autorin, daß man " mi t allen Bemühun· 
gen der Frente um e ine Besst! rung der Lebensbedingungen der Mas­
sen und der unabhängigen Entwicklung des Landes" Solidarität üben 
solle (ebenda. ) Solidarität mit Nikaragua heißt somit auch. "es de r 
Bundesregierung immer schwerer zu machen, an ihre Kred itangebote 
politische Bedingungen zu knüpfen." (S. 111) 

Sehr hilfreich für das Verständnis der Enlwicklung des Befreiungs­
kampfes ist der auf der 21. In ternationalen Dokumenta .. und Kurz· 
filmwoche in Leipzig 1978 mit dem Hauptpreis. einer Goldenen 
Taube, ausgezeichnete Film 
Ni .... mgua - im Septem~r 1978: Niederlande 1978, Regie: Frank 
Diamand. Farbe. 16mm, Lichllon, 44 Minuten. Verleih: UNIDOC 
Film GmbH, Dantesu. 29, 8000 MÜllehen 19. 
Zusammen mit den Exilchilenen O. Cortes und E. Ortiz drehte F. 
Diamand im September 1978 in Nikaragua, als sich mit bisher n ie 
dagewesener Intensität gleichzei tig in fünf Städten der bewaffnete 
Aufstand gegen die 40jähri"", Somoza-Dikatur erhob. Anschaulich 
berichte t der Dokumentarfilm über die historischen und politischen 
Hintergründe der damal i"",n Situation, zqgt die Ursachen und Kon· 
sequenzen des Bürgerkriegs auf und macht deutlich, daß d ie b rulale 
Niederschlagung der Septemberoffensive durch die ko rrupte Natio.. 
nalgarde Somozas nur eine kurzfrist ige Atempause für die Diktatur 
sein konnte. 
Interviews mit Venretem der nationalen Bourge-oisie und früheren 
Somoza-Anhängern zeigen. wie isoHen das Regime bereits ist. auf 
..... elch tönernen Füßen CI Iteht, denn es hat jegliche loziale Buis und 
Legit imation verlo ren, kann sich lediglich noch mit !;l ilfe der US­
Imperialisten halten. Der Erzbischof von Managua stellt sich aus­
drucklich auf die Seite der Unterdrückten. die im K;mapf gegen die 
Tyrannei zu den Waffen greifen. 
Eindrucksvoll sind die Aufnahmen de r - meis t sehr jungen· Guerille­
ros der FSLN. die mit ihren rot-schwarzen Tijchern vor dem Mund 
und den Waffen in der Hand lebendes Zeugnis für O. Cortes' Aussage 
sind, daß Somoza zwar Sandino töten konn te, jedoch nicht dessen 
Ideen. Das belegt vor allem die EnuchloslC:nheit, mit der die Bevöl· 
kerung, die nichts 'l'U Vl!!rl ieren, aber viel zu gewinnen ha i, den Kampf 
der FSLN unterstütu. Unte r lebensgefährl ichen Bedingungen ge. 
währt sie den Guerilleros Versteck. überbringt ihnen Nahrungsmittel 
und Waffen als "Geschenke des Volkes". Ohne Rücks icht auf die 
Gefährlichkeit der von allen Seiten zu hörenden Schüsse stellen sich 
die Männer und Frauen auch vor die Kamera der Filmemacher, be· 
auhra"",n sie, der Welt zu berichten, wu in ihrem Lande vor ,ich 
geht. Parteilich und handwerklich gekonnt hat das Filmteam diesen 
Auftrag ernst genommen und damit eine Produktion erste ll t, deren 
~eutung weit über eine Momentaufnahme hinausgeht . 
Es empfiehl t sich, den Film zusammen mit der ebenfall ~ bei 
UNIDOC erhältlichen Rcponage Nibragua - August 1979 (DDR 
1979, 16mm, Lichtton, 20 Minuten) zu uigen, die die Probleme dei 
Landes kurz nach dem Sieg iiler die Somou·Diklalur darstellt. 

U. Rupp/ J. Weber 
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Kurzinformationen 

Bolivien 
Seit dem faschistischen Militärpu tsch vom 17. Juli dJ. (vgl. AlB 
9/1 980, S. 8/9) haI d ie Militärjunta unter General Gan:j;:, Meu wei­
tere Schritlc unternommen, um ihre Herrschaft Zu fest igen. Nach 
dem Verbol der Gewerkschaften, der Einsetzung Jtaad ich,~r " Koordi­
na toren" sowie der Schließung der Hochschulen künd igte Innen­
minister Luis Aree Gamez an, aUc Gegner der Mil itiljunt31 kaltstellen 
zu IlUSen, falls sie rucht ihre Loyalitä t zur J unta bekundeten. Ein 
Erlaß der Diktatur, die Todesstrafe berei ts bei Anklage wegen ,,""Ire· 
mistischer Agitation" verhän~n zu können, dieß! d iescm Zweck. Er 
birgt die Gefahr in sich, daß damit der Slanfindcnde Völkermord 
legalisiert werden kann, dem ~B. nach einem CTSt j e tzt bekann tge­
wordencn Blutbad in dem Bergatbeitcrort Caraoles Anfang August 
d.J . 900 venchollcne Menschen zum Opfer fielen. 
Unte rdessen nimm t der Widerstand gegen die Diktatur zu. Innen­
minister Aue Games g:;lb Meinungsverschiedenheiten inne rhalb des 
Militärs zu, aber auch, daß die Sicherheiudienste des Regime bereits 
mit der Säuberung des Militärs beauftragt wurden. In einem euten 
Dekl"f:t von Anfang September dJ . wandte sich die Gegenregierung 
der Nationalen Einhei t unte r SiJes Zuno mit der Afforderung zum 
verstärkten Widerstandskampf an das bolivianische Volk. Das Dekret 
fordert die Wiederherste llung der demokratischen Ordnung ein­
schlie&ich der Aufh ebung des Verbotes der politischen Paneien und 
Gewerkschaften sowie der Wiederherstellung der Pn: li5Cfl"f:ihei t. 

Guatemala 
Zunehmend beginnt sich in Guatem ala der Widerstand gegen das 
Lucu- Regime auch in den eigenen Reihen der Junta zu .mtwickeln. 
So erklärte Vizepräsident F. Villagran Cramer kürzlich in New Vork 
seinen Rücktritt und besc.hloß, nicht in seine Heimat zUl.liickzukeh· 
n:n. Der Politike r haue diesen Schrill sei t längerem angedroht , um 
gegen die Gewalttaten und Menschenrechtsverletzungelll in Guate­
mala zu protestieren. Auch E. Barahona, ehemalige r Pn~sechef im 
Innenministerium, klagte auf eine r Pressekonferenz in Panama die 
guatemal tekische Regierung des Völkermordes an. Beunruhigt dureh 
die wachsende politische holation und angesichts des rev<o lut ionären 
Umfeldes Guatemalas veT$uchen die USA im Vorfeld ihrer Präsident· 
schaftswabien Druck auf Genera l Lucas Garcia auszuiilen, "mehr 
Demokratie zuzulusen". Doch stieß dieser Schachzug Washingtons 
bei der J un ta , die mit israelischer, chi lenischer und argentinischer 
Unterstützung rechnen kann, auf Ablehnung. 
Indeli bemüht sich Lucas mit "MassendemonHrationen gegen den 
Kommunismus und zur Unterstützung der Regierung" das mörde· 
rische Klima im Land auf Ause inandersetzungen extremistischer 
Gruppen zurückzuführen und sein internationales Prestil~ aufzupo­
lieren. 

Kuba 
"Camps der Angst" nannte das US-Magazin Time am 8. September 
1980 die Lager {"Ur die kubanischen Emigranten, d ie in diesem 
Frühjahr und Sommer in die USA gekommen waren. Spektakuläre 
Flu~ugentfiihrungen nach Havanna im August d J ., Hungerstreiks 
auf Kosta rika und in New J e rsey sowie nändige Unruhen in den 
Lagern, dies alles deutet daraufhin, daß die Lage der kubanischen 
Emigranten katastrophal ist. 
Dies in "im Westen nichts Neues": Menschen werden d~l rch Werbe­
kampagnen der imperialistischen Medien oder - so u.a. im Falle 
Kubas - auch dun::h Touristen aus dem "grauen" All tag d es Sozialis­
mus in die Schlaraffenländer der sog. freien Welt gelockt, wo sie 
erleben müssen, daß sie einet llluMion aufgesessen sind. Nachdem 
man sie als "Kronzeugen" gegen Kuba anfangs hochleben ließ, wur­
den sie in Lager abgeschoben. I m September 1980 saßen hier noch 
mindes tens 14.000 Emigran ten (T ime, New Vork, 8.9.]980) ohne 
Hoffnung auf Arbeit und Wohnung reu. 
Wie der Miami He.-a..ld;,.m 16.Juli d J . berichtete, sind vi.cle deremi· 
grie rten Kubaner unzufrieden und möchten in ihr Heimatland zu­
rückkehl"f:n, was ihnen jedoch von der kuhanischen Re!~erung ver­
ständlicherweise verweiger t wird. Die Carter-Administration, die mit 
ihrem Versprechen, alle Kubaner mit offenen Armen aufzunehmen, 
die Verantwortung für die Einwanderer übernommen hat, zeigt sich 
nun nicht in der Lage, die Situation der kubanischen Emigranten ltU 
v<:rhessern. Die US· Behördt'll n:agierten wiederholt mit .nilitärischen 
Einsätzen auf Prote$taktionen un~ufriedener Exilkuba.ller in den 
Lagern. 
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Domlnlka 
Bei den Parlamentswahlen am 21.7.1980 gewann die konservativ<: 
Freiheitspartei 17 de r' 21 Sitze und stellt nun mit M.E. Charles auch 
die neue Premicrministerin des 1978 unabhängig gewordenen Kari­
bikstaatel . Gegenüber de r Po litik des 1979 gestürzten J. Pauick und 
dei nachfo lgenden Interimspräsidenten O. Seraphine wird sich nach 
ersten Meldungen nur wenig ändern, auch einige der früheren Mini­
ste r wurden übernom men. M.E. Charles, die aus wohlhabt'llden Fi­
nanzkn:isen stammt, bezeichnet sich sc: lbn .. 1$ liberaldemokratisch 
und antikommunistisch. Durch die Öffnung Dominikas für weitere 
Aus landsinvestitionen will sie die Arbeitslosigkeit ( 1976 ca. 1(010) 
abbauen. 
Real dürfte sich die soziale Lage der vorwiegend ländlichen Bevölke· 
rung dadurch allerdings kaum verbessern. Eher verschwommene 
außenpoli ti fChe Absich tserklärungen kündigen andererseits eine Fort· 
setzung der Unte rstützung de r Nichtpaktgebundenenbewegung und 
der Zusammenarbeit mit den anden:n karibischen Inselstaaten an 
(\lgl. die 1979 gemeinsam von Grenada, st. Luda und Dominika 
verabschiedete Deklaration von St. George' . in: AlB 11-12/ 1979). 
Die Demokratische Arbeiterpartei O. Seraphine', und die Arbeiter­
par tei erhielten bei den Wahlen jeweils 2 Sitze. Ers tmals haue sich 
auch die progressive Befreiungsbcwegungsal li .. nz am Wahlkampf 
beleiligt utld dadurch ihr an der Beseitigung neokolonialer Abhängig­
keit orientiertes Programm brei teren Bevölkerungsschichten vertraut 
gemacht. 

ArgentlnierHlRD-Schwelz 
Tiefe Besorgnis äußerte die Argentinien·Koordina tion im Rahmen 
der Kinderhilfe Lateinamerika e.V. , zu deren Ehrenpräsidium U.a. 
Heinrich Böll, Martin Niemöller sowie die Professoren Walter Fabian, 
HeLmut Gollwilzer und Dorothee sölle gehören, in einem Offenen 
Brief an Bundcsaußenministe r Hans·Die trich Genscher angesich t. 
möglicher übergriffe des argentinischen Geheimdiens tes gegen in der 
BRD lebende demokratische Exilargentinier und auch Bundesbürger. 
Unhehelligt von westdeutschen Polizcibehörden konnten Offizie re 
der argentinischen Kriegsmarine kürzlich in Bn:men Teilnehmer einer 
friedlichen Demonstra tion gegen die Mo rde der Videla·Diktatu r 
photographieren. Nach Aussagen dCl argenlinischen Offiziers Cenr 
Lui , Borgogno arbeitet die argentinische Kriegsmarine unmittelbar 
mit dem Militärischen Abschirmdien$l der BWldeswehr zusammen. 
Der Aufforderung zur Außr.lärung dieser Zusammenarbeit war H.D. 
Genscher bei Redaktionsschluß noch nich t nachgekommen. 
Unterdessen wurde bekannt, daß nicht nur die bundesdeutsche Fir­
ma SiemensfKWU mit staatlicher Protektion den enten, sei t 1974 
produzierenden Natururanreak tQr an Argen tinien liefe rte und beim 
Bonn·Besuch des argentinischen Wirtschafsministers de lIoz im JWli 
d.). über d ie Lieferung cinu bereiu bes tell ten zweiten Reaktors giei· 
ehen T yps ve rhandelt wurde. Auch die Schweiz is! an der Vervoll· 
ständigung der technologischen Kette zur Herstellung 5paltban:n 
Materiah für die argentinische Junta betei ligt , das beim Bau von 
Atombomben ~rwende t werden kann. Der schweizerische BWldesra l 
gab kün.!ich seine Zustimmung zum Export einer Schwerwassc:rpro­
dukt ionsanlage im Wen vO n 1/2 Mrd Franken durch die schweizer 
Firma Sul~er in Winterlhur. Wie die Arbeiugl:meinschaft gegen 
Atomexporte in einer Broschüre U.a. nachwein, ist die Schwerwasser­
reaktortechnologie besonders geeignet, um auf technisch einfachem 
und di rektem Wege zur Atombombe zu gelangl:n. Die Anlage 5011 im 
J ahre 1984 in Betrieb genommen werden. 

USA-Mlttlerer Osten 
Nach dem Abschluß von Militärverträgen de r USA mit Kenia, Oman 
(5.6. 1980) und SQmalia (2 1.8 .1980) über die Nutzung ~rschiedene r 
Militäreinrichtungen gah das US·F1otten- und Stützpunktnetz im 
Raum des Persischen Golfes und des Ind ischen Ozeans als feniggc­
stellt. Im Nachhinein wurde jedoch bekannt, daß die USA im Sudan 
über stijtzpunktrechte im Rote·Meer-Hafen Suwakin verhandeln 
UANA, Tripoli, 3 1.8.1980), während sie bereits dabei sind, in Ras 
Bannas!Ägypten eine Luft· und F10 ttenhasis aufzubauen. 
Daß diese US-Militärbasen namentlich zum Einsatz gegl:n aufbegl:h· 
I"f:nde Olländer und Befreiungsbcwegungl:n bestimmt sind, unterstri· 
chen die Enthüllungen des US-Joumalisten Jack Anderson Ende Au­
gust dJ.: Der amtierende Präsident J. Carcer hat demnach eine e r­
neu!e US·Militärinvasion im Iran für Mitte Oluober dJ. im Auge 
gefaßI - um Wiihlerstimmen im Präsidenuchafhwahlkampf zu ge­
winnen. 



Libyen 
Die Solidarität mit dem libyschen Volk gegen Imperialismus, Zionis­
mus und Reaktion war Thema einer Welt konferenz, die vom 
30.8.-1.9.1980 in Tripol is Slanfand. Vcrannaltet vom "Ständigen 
Sekretariat zur Solidarität mit den arabischen Völkern und ihrer zen­
tralen Frage: Palä.Slina" (liehe AlB I f1980j, verabschiedeten die 
anwesenden Vertreter von nahezu 200 verschiedenen Organisationen 
neben einem Solidarität ... und Schlußkommuniquc die "Prinzipien 
von Tripoli" als "Grundprinzipien zur Verstärkung des Kampfes der 
Völker für nationale Unabhängigkeit, sozialen Fonschritt und den 
Welt frieden". Neben der Verurteilung der ägyptischen Truppcnkon­
«ntration an der libyschen Grenze hob die Konferenz die Unterstüt­
zung Syriens als e iner HaupIkraft in der Arabischen Front der Stand­
haftigkeit gegen die israelische Aggression hel"VQr. 
Die am 10.9.1980 verkündete "Vereinigung" Libyens und Syriens 
soll hierzu beitragen. Sie sieht die Bildung einer Union, den Zusam· 
mensehluß dh Staatsführungen, der Regierun~n und die Vereinheit­
lichung der Gesetzgebung vor. Real wird dadurch Syrien militärisch 
und vor allem ökonomisch der Rücken gestärkt , zumal die Öldollars 
aus Saudi Arabien seit Frühjahr dJ. ausgeblieben sind. 

Botswana 
Zum Nachfolger des Anfang J uli dJ . verstorbenen Präsidenten Bots· 
wanas, Seretse Khama, wurde der bisherige Vizepräsident und Fi· 
nan7.ministe r Quell Masire gewählt. Da die polilischen Parteien du 
Landes keinen Gegenkandidaten aufstdltcn und die Partei Masires, 
die Demokratische Partei von Botswana (BDP), im Parlament über 29 
der 32 SilZe verfüg t, überraschte der Wahlausgang keinesfall s. 
Khama, der erste Präsident dcr Republik, hatte eine gemäßigte, 
prowestliche, antirassistische Regierung gebildet (vgl. AlB 
11-12/1978, S. 20ff), an die se in en~r Mitarbeiter und jetzi~r 
Nachfolger anknüpfen will. So kann vermutet werden, daß Botswana 
als schwächster Fron tstaat des Südlichen Afrika auch in Zukunft, vor 
allem wegen seiner starken " 'i rtschaftlichen Abhängigkeit von der 
Republik Südafrika , ke inen grölkren Beitrag im Befreiungskampf 
leisten wird. Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Landes, so der 
Rückgang der Kupfer· und Nickelförderung, Vernachlässigungen in 
der Landwirtschaft und die hohe Arheitslosigkeit, die einen großen 
Teil der aktiven Bevölkerung zur Wanderarbeit nach Südafrika 
zwingt, stellen die zukünft ige Stabili tät Botswanas in Frage. 

China 
Ende August /Anfang September dJ. trat in Pcking de r V. Nationale 
Volkskongreß (zu den vorausgegangenen Tagungen vgl. Al B 5/ 1979 
und 1/1980) zu seiner dritten Tagung zusammen. Er steht unter den 
Vorzeichen einer forderten Westöffnung, des Abbaus des Mao-Kultes 
und wichtiger personeller Veränderungen innerhalb der chinesischen 
Führung. 
Jene Kräfte um Deng Xiaoping, welche die weitestgehende Allianz 
mit den USA favorisieren (im Mai 1980 wurde von J . Carter ruT die 
militärisch·technologische Aufrüstung Chinas grünes Licht gegeben), 
für den aggressivsten Kurs gegenübcr Vietnam/ Kampuchea (siehe Bei· 
trag von J. Pilge r in diesem Heft) oder Afghanistan stehen und öko­
nomischen Notwendigkeiten mehr Rechnung tragen, konnten dabei 
offenhar weiteren Boden gut machen. Am 10. September bestätigte 
der Volkskongreß den Rücktrill von Mao-Nachfolger Hua Kuofeng 
als Ministe rpräsident und wählte in diese Funktion mit Zhao Ziymg 
einen engen V~rtrauten von Deng Xiaoping. Deng und lIua schieden 
aus ih ren Regierungsämtem aus, behielten allerdings ihre Funktionen 
als Vizevorsill.ender und VOl1litzender der KP Chinas. 
Angesichts großer Wirtschaftsprobleme (u.a. 20 Mio Arbeitslose) 
plädie"e die Regierung für eine Nichterhöhung der Militärausgaben 
1980/81 und die Förderung von Gemischtunternehmen mit AUj· 
landskonzernen. Vorgesehen sind ferner Ahänderungen der Verfas­
sung von 1978, voran des Artikels 45, der Rede-, Demonstrations· 
und Streikfreiheit garantiert. Ob der Mao-Kult auch aus der Verfas· 
sung ges trichen werden wird (siehe Wort laut in AlB 5 / 19 79, S. 10). 
bleibt abzuwa"en. 

Kampuchea-Thailand 
In einem MemorJ.ndum ihres Außenministeriums ,'om 26. August 
1980 hat die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam erneut 
Vorschläge zur Beilegung des Grenzkonfliku zwischen Kampuchea 
und Thailand sowie zur Beseitigung der Spannungen in Südostasien 
insgesamt unterbreitet. Ah Schllind zur Lösung der sog. Kampu· 
cheafrage wird die Beendigung der fortwährenden Einmischung der 
VR China in die inneren Angelegenhei ten der drei indochinesischen 
Länder bezeichnet. 
Das SRV·Außenministerium verweist in seinem Memorandum auf 
den 4-Punkte·Vorschiag des Revolutionären Volksrates von Kampu· 
chea.. Darin schlägt die Regierung !-leng Samrin die Errichtung einer 
entmilitarisie"en Zone beiderseits der Grenzen zwischen Kampuchea 
und Thailand vor, um die fortwährenden Ubergriffe der Pol·Pot·Ban· 
den und der reaktionären "Weißen Khmer" zu unterbinden. Die Re· 
gierung Heng Samrin ist bereit, unverzügliche Verhandlungen über 
eine geordnete Rückführung der Flüchtl inge in der Grenzregion eben· 
so wie über die Lösung des Problems der humanitären Hilfe mit 
Thailand und anderen interessie rten Seiten aufzunehmen. " Die Ver­
handlungen können direkt oder indirekt vermitteIs eines Landes, das 
Kampuchea vertriu, und eines Landes, das Thailand repräsentie", 
oder über eine Vermiulungsinstanz, über die beiderseitige Oberein­
st immung herrscht, gerlihrt werden," heißt es in dem Memorandum. 
Dabei beSIeht Kampuchea nicht darauf, die Frage der völker rechtli· 
ehen Anerkennung mit den Verhandlungen zu verknüpfen, verweist 
jedoch darauf, daß es eine Bedrohung seiner Souveränität - und 
zwar durch die Einschleusung von Pol·Pot-As!enten über die Flücht· 
Iingsriickführung - nicht hinnehmen könne (siehe Bericht von J. 
Pilger in diesem Heft ). 
Während die Mehrheit der UN·Voliversammlung kürzlich erneut die 
Repräsentanten des Pol·Pot-Regimes mit der Vertretung Kampucheas 
in der Wdtorganisation beauftragte, hat ein von den Professoren G. 
Stuby und E. Wulff sowie von F. Werkmeister initiierter Aufruf zur 
Anerkennung der Regierung Heng Samrin durch die Bundesregierung 
inzwischen die Zustimmung mehrerer hundert Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens der Bundesrepublik gefunden. In dem Aufruf 
wird die Bundesregierung aufgefordert, der mörder ischen Pol·Pot..Qi· 
que die diplomatische Untel1ltützung zu entziehen und die Aufnahme 
der Regierung Heng Samrin in die Vereinten Nat ionen zu unterstüt· 
zen. Die Unterzeichner fordern weiterhin, dem lc.ampucheanischen 
Volk ohne jede politische Vorbedingung großzügige materie lle Wie­
deraufbauhilfe zu )eisten. 
Weitere Zustimmungserklärungen werden erbeten an: Dr. Frank 
Werkmeis ter, Blüchel1ltr. 61, 4000 Düsscldorf. 

Adressenänderungen bitte rechtzeHlg bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgeben! 
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35SO Marbur, 

XI. ng zur Entwicklungsstrategie 

Mille ~ptember dJ. gin, in New Vork die ,!:" ~~~1~~~:1:: UN· Voliverummlun, ~u Ende. Sie war der Dri llen 
UN·Entwicklunjpdehde und steUte zugleieh für eine 
neue, mchrmonli lige globale Verl .... ndlunp ruooe. im näch· 

"en J ahr Kernfrqen der Erri Ch\Unl';:":·:~~',~f~~~~~I~~;~:~;~ Win"hd\lordnun, beraten werden w Uen. Die 
toollte iber eine neue in ternationale f""1ir 
SOtr J ahre ber.uen. 

Z~1..:hen ~~'d~"~~:;~~~;~~1!~~;'~d~'~'~~~~~:~it~~~inf1"~' n.iIIlionalcn der 
lunpländer nach emer ntuea 
CQ(t"r Z"&DI.mmh~ 1970 hltte die t:t<o:O .. ur 
Punon· Btrichu ZiclvonleUunsen fiir d.ie nikhul:ß 
Khiedel. Da> wUtldu,hliche Wadlllum der Drillcn lollte ~B. 
pro Jahr 11 m 6~ anllcigm. DIC Indundclinder lufgefor· 
~. ihre Entwicklunphilfe .15 öffmtlichm M",,,," 11 0.17'. ihr~ 
Bruttnw~i&lproduk 11 MLZU heben. 
8.1id lehon ",lUde I-imlbar. daß ditloC Ziehorgaben oIl.<d'" nicht 
oder nur für Cinige wenige Länder tu encichm 
großen l'S·Konlerenun der 1973/14 
It"IC'rku mkcit dnhalb auf die.' 
runsen innerhalb dei .... pit.oJill1..:hen 
untr.oJen Funkt innsmeo.;hanilmtT\ d,clICf 
Ikr in ternaliunalen Konzerne, bedrohten ttiindig 
Suuveränitjit der Drinen Welt , lie pcrprtuier len 
liehe AbhänRixJo.eit und AusbeutunR. So wurde 
einer neurn Weltwirl'chafllurdnunll auf der Baat. 
tigung und dei gege.uc:lt iRen Vurtcih immer 
OI;trla der ökunomi.chen Recht~ und Pflich ten 
J ahre. 1974 (",unb.ut in: Al B 41(975) fi,uene 
ök"nomi.ch~ Souverinillituechte de r 
auch dal Recht, di~ B~lit~un~n der MultillU.ch 

d" 

<bruntel 
Benim · 

murJlen zu ~ntellß~n, 

Von riner neuen interrur.tion..alm,,~,:~~!~~:~:~~~~~,~~~.~~m~ die l ntwicklunplindtr vor .allem L 

\'crwirUichu", ihrn F.,rderunt rw;h 
dtn Jßt~millionakn Wirtll:.haftsbeziehungen, ~·ie 
der llC"Uen Wdt .. ·inodl.1ftwrdnulll ~fordr:rt, 
sehen Industridändern jtdoch bil heute .,","',m jl 
...... rden . 

Die Ölünder - K huld am F.I~nd de r Dritten 

Die \'erhmdlunptaluik der impocrialiuiKhcn St~lm 
lUt ionalm"Nord·Sijd"·Konfcrmzm ~ird '"".~ 'd'~ 
lieber von zweI Momenten gl:kennzcichnet. ~a..h 
.. Teik und lh: rrKbe" IUChen IX riner..:i" d ie 
~rufllen d~r l .. tzt .. n Zeit .. m mrut~n 
bnder gellen die Öllm der de r 
I1inder (OPEC) .uuu.pielen. 
i",~mt \'on den ",zi..Ji'tisch~n 
oIußenminilte r Ihn~Dirtrich Geßlcher 
Rede iihnhch .. ·,e ~uc h 
OPEC· 
Icn Welt an. , ähnlich 
..... zi.al i. t;ll:ben Staaten vor. daß r 
;arbeit mit de r Drillen Wclt ~ndcrcn Prioritii lm d ie wen· 
liebe Entwid.lunphilfe und allein .chon dCihalb "',,~ildm ,el~n 
quantitallv~ Kriterien unterworfen werden kann. 

IlD. Gelllchn, Kalkul",tion kunn te Khon deshalb nicht aufRChen. 
weil ihr die in der Dritten Welt dur~haul verbreitete Einsj.;ht enl· 
gC1{tßlteh t, daß d.u öknnomi~che und puli tische Glcil.;hgewIC ht der 
OPEC-St""ten OIh Druckm illel Zur DW"ch~lzung der zentralen 
Forderungen der neuen Wrhwiruchaftsordnungebcn.o unverzieh t· 
bar ist WIe das BiU'Ldni. mit der lozialt.ti.chm Suatenwelt. In der 
RCgenw:inilj:en zUMe~pituen Weltl. und ange. iehu der nicht t u 
Ube rM'henden St"'Wldl ioruerKhcinun~n im "Nord·Sud·Dialog" 
muß el ber~1II alt Erfolg gewer1~1 werden, daß ~ich die Impocrial ilti· 
Khen Stutell zu der für 19101 1 geplazuen globalen Verhmdlunp­
runde berellgdunden tuben. 
fr. auf ihrer Seite e in dringende. Internse dann beHeht. imer· 
n.ILlion.ale Ge.prithc iiber du Thema "Encl"Jtl(" zu fUhrm. blieb 
ihnen rar ni< hl< and(tU Ibri", ilh drill (1:iIleiß'lam von öl· und 
nichtoln.porti.r:renden E.nt ... i.Uun,rsland~m ein~uchten Vor­
schia( tutuu"nmcn. D"~ler ~erkniipfte die Bereitschaft zur Di.ku .. 
IIOn li:Ier d~ , [flC'rgirl.h~ma mit der Brdilll1;\lng, lUf/:leid! IIJer Slruk· 
l urveulßderun~n auf den Bereich .. n R"h.t,,!f~. inlerlUfionaiel 
lImdeI. IndultrialliierunJ. Wahrunpfl'aJi:en, Technologie und Re .. 
lIOun .. nlranofer tf".nlwirklulLphllkl zu ...,rlu.nddn. So ill el an 
einem ~tnlc:n Punkt se1ußjtm, Jmlrinl&ßle I nt~rc.&en der .lnt· 
"'I<:k lun~nder akh dnJlelkht. zunehmmder Differenzierungs­
prOteuc zu t>r: .. "ahren. 
Emn- der neur..J~Kh.ten Punkte der zukünft igen \'erhaodlunJlen 
dürfte dill W<ihrungsproblem ... erden. Ermuligl auch durch die 
Empfehlunf/:en d~1 Brdndt·8eri(hIS fordcrn die Ent~·ick1unIr'Iander 
hier vor ..Jlem tidRTelfende Rdormen ilm Internationalm Wid!. 
runpfand. (iMf), di .. d,e imperial illi<ehen Länder mit aller Krilft 
verhindern ... "lIen, Geanden werden InU ~or allem das Slimmrccht 
im IM f, "'0 der Welten ~nhpr~,hend &elßer hohen Ka pitalameile 
- unOlnj(l:!u{htene Mehrheiten be.itu. Dariiber hinaus ~erlanRt die 
Dritte Welt , die Praktiken dc~ f ond. starker den ent .. icklun~poli · 
ti.{hen Bedürfni»rn anzupassen, Die r~triklive Auflagenpnhtik 
dn IMF - oft iII. Imtrument d~r "ordnunRSpolitischen" Erpres. 
~unl im Dießlt deI mterna lionalen Finanzkapitals gegen mißlldJIRC 
Regierun(tn eu.stt u atral unter immer .tarkeren Beimuß der 
WeltgemeinKhilft, 




